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Druck  von  H.  Klöppel  in  Quedlinburg, 


Vorwort- 


Tm  Naclifolgeiiden  ist  der  Versuch  gemacht,  aus  den  Unfallversicherungs- 
^  Gesetzen  und  den  Eutscheiduugeii  des  Reichs- Versicherungs- Amts,  der 
obersten  Spruchbehörde  der  staatUchen  Unfallversicherung,  dasjenige 
zusammenzustellen,  was  für  den  Arzt  in  seiner  Gutachter-Tätigkeit  von 
Wichtigkeit  ist. 

Die  augenärztlichen  Verhältnisse  sind  besonders  berücksichtigt. 
Da  es  sich  jedoch  bei  den  bezüglichen  Entscheidungen  des  Reichs- 
Versicherungs- Amtes  vielfach  um  grundsätzlich  wichtige  Fragen^ 
handelt,  die  jeder  Arzt  wissen  muss,  um  seinerseits  verständnisvoll  und 
im  Sinne  der  Gesetzgebung  sein  Gutachten  abzugeben  und  seine 
Kranken  zu  beraten,  so  war  eine  strikte  Beschränkung  auf  lediglich 
augenärztliche  Verhältnisse  weder  durchführbar,  noch  wünschenswert. 

Auf  Vollständigkeit  macht  die  Arbeit  keinen  Anspruch,  ebenso- 
wenig auf  OriginaHtät  im  gewöhnhchen  Sinne  des  Worts. 

Die  in  Betracht  kommenden  Entscheidungen  sind  in  den  Amthchen 
Nachrichten  des  Reichs-Versicherungs-Amts  in  20  Jahrbänden  nieder- 
gelegt und  von  juristischer  und  ärztlicher  Seite  schon  öfters  bearbeitet. 
Aber  diese  Literatur  ist  nicht  jedem  Arzt  zugänglich  und  für  den  täg- 
lichen Gebrauch  des  Praktikers  auch  viel  zu  umfangreich. 

Die  für  den  Arzt  wichtigen  Gesichtspunkte  sind  zudem  in  einem 
Teil  der  vorhegenden  Bearbeitungen  nicht  mit  der  meines  Erachtens 
wünscheuBwerten  Beschränkung  und  Präzision  herausgehoben,  andere 
in  diesem  Sinne  für  den  Arzt  brauchbarere  Bearbeitungen  sind  nicht 
bis  auf  die  Gegenwart  fortgeführt. 

Die  Wichtigkeit  der  in  Betracht  konnnenden  Fragen  wird  daher, 
wie  der  Verfasser  hofft,  die  Veröffentlichung  dieser  neuen  Arbeit,  die 
zunächst  zur  eigenen  Belehiiuig  unternommen  wurde,  rechtfertigen. 
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Wann  ist  ein  Blinder  gänzlicli  erwerbsunfähio-? 

Uber  die  Höhe  der  Hilflosen-lieDto  bei  völirg  crblindoten '„nd  gänzlich 'or'  ''^ 
werbsunfahigon  Personen  ....  g«inzjicn  er- 

Vom  Reichs-Vcrsicherungsamt  veröffentlichte  augenärztliche  Obergutachten: 
inSr.  '""^'''^'''^  Sehnervenschwund  als  Betriebs- 

Bejahung    des    ursächlichen   Zusammenhanges   zwischen   Netzhaut-  '''' 
:!^:?  BftrieSÄ^'""':^^. 


Abkürzungen. 

A.  N.  =  Amt'iche  Nachrichten  des  Reichs- Versicherungsamts. 

B.  G.  =  Berufsgenossenschaft. 
Bi.  E.  =  Bekursentscheidung. 

R.  V.  A.  =  Reichs- Versicherungsamt. 

Sch.  G.  =  Schiedsgericht. 

U.  V.  G.  =  Unfallversicherungsgesetz. 


T^in  kurzer  Rückblick  auf  die  Entwicklung  der  Uniall -Versichenui^- 
Gesetegetog  im   Deutschen   Reiche    möge   am  Emgang  ge- 

daran  erinnert,  dass  die  erste  diesbezügliche  gesetzliche 
Verordnung  das 

G^ewerbe-Unfall-Versicheruiigsgesetz  Tom  6.  Juli  l^^^  j^*' ^Ji^^j! 
welches  für  die  in  Fabriken  mit  mindestens  10  Arbeitern) 
ui  d  4deL  grösseren  gewerblichen  Beirieben  (Bergwerke. 
Snen  etc.).  sfwie  für  d^  in  bestimmt  bezeichneten  anderen 
Gewerben  mit  grosser  ünfallgefahr  tätigen  Personen  (Maurer, 
Zimmerer,  Dachdecker  etc.)  eine  Versicherung  gegen  die  im 
Betriebe  erlittenen  Unfälle  eingeführt  wurde. 

Es  folgte 

das  soaenaunte  Ausdehnungsgesetz  vom  28   Mai  1885,  laut 

welchem  die  Unfallversicherung  auch  auf  die  m  Staatsbetrieben 
(Heer-  und  Marineverwaltung,  Post,  Telegraphie  und  Üiisen- 
bahn)  und  bei  Staatsbauten  beschäftigten  Arbeiter,  sowie  die 
im  Transportgewerbe  beschäftigten  Personen  (Euhrwerksbetrieb, 
Binnenschiffahrt)  ausgedehnt  wurde. 

Eine  weitere  Vervollständigung  der  Unfallfürsorge  wurde 
gegeben  durch  das 

besetz,  betreffend  die  Unfallyer Sicherung  der  in  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Personen 
Tom  5.  Mai  1886, 

ferner  das 

Oesetz,  betreffend  die  Unfallversicherung  der  bei  Bauten  be- 
schäftigten Personen  Yom  11.  Juli  1887 

und  schhesshch  das 
Gesetz,  betreffend  die  Unfallyersicherung  der  Seeleute  und 
anderer  bei  der  Seeschiffahrt  beschäftigten  Personen  rom 
13.  Juli  1887. 

Diese  Gesetze  sind,  jedes  in  seinem  Bereich,  bis  ziun  Jahre  1900 
in  Geltung  gewesen. 

Sie  waren  der  erste  Versuch  zur  gesetzlichen  Regelung  einer 
Unfallfürsorge,  welche  bisher  ohne  Vorgang  in  Deutschland  und  ohne 
Vorbild  in  anderen  Staaten  war. 


J  u  n  I  n  B  ,  Unfallversicherung. 
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Die  zahlreichen  Ludce.n  und  Mängel  in  den  Gesetzen,  welche 
sich  iiilolgedesseii  in  der  Praxis  sehr  bald  in  störender  Weise  zeigten 
hesseii  eine  Eevision  derselben  dringend  wünschenswert  erscheinen  ' 
Diese  Änderung  ist  durch  Gesetz  im  Jahre  1900  erfolgt 
Nach  welcher  Richtung  hin  die  Änderung  in  der  Hauptsache 
sich  voUziehen  sollte,  geht  aus  der  Begiündung  hervor,  welche  den 
neuen  Gesetzentwürfen  bei  der  Vorlage  an  den  Reichstag  beigegeben 
wurde.*)  ° 

Folgende  Ausführungen   aus   derselben  sind  von  aUgemeinem 
Interesse: 


I.  In  Bezug  auf  die  Beibehaltung  alter  Formen  der  Arbeiter- 
Versicherung 

ist  in  der  Begi-ündung  hervorgehoben:  Eine  Verschmelzung  der  ver- 
schiedenen Zweige  der  Arbeiterversicherung:  Kranken-,  Unfall-, 
Invaliden-Versicherung  ist  zwai-  im  Grundsatze  wünschenswert;  es 
ist  aber  bisher  nicht  gelungen,  dafür  aimehmbare  Grundlagen  aufzu- 
finden. Es  erscheint  daher  ratsam,  die  Frage  der  Zusammenlegung 
einstweilen  auf  sich  beruhen  zu  lassen. 

In  Bezug  auf  die  äussere  Gestalt  der  Unfallversicherungsgesetze 
ist  an  der  dm-ch  die  Gewöhnung  eingelebten  bisherigen  Form  im 
grossen  und  ganzen  festgehalten.  Es  ist  demnach  das  Unfallversicherangs- 
gesetz  vom  6.  Juli  1884  unter  der  Bezeichnung  als  Gewerbe - 
Unfallversicherungsgesetz,  das  Gesetz,  beü-effend  die  Unfall-  und 
Krankenversicherung  der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben 
beschäftigten  Personen  vom  5.  Mai  1886  unter  der  Bezeichnung  als 
Unfallversicherungsgesetz  für  Land-  und  Forstwirtschaft, 
das  Gesetz,  betreffend  die  Unfallversicherung  der  bei  Bauten  beschäf- 
tigten Personen  vom  11.  Juü  1887  unter  der  Bezeichnung  als  Bau- 
Unfallversicherungsgesetz,  und  das  Gesetz,  betreffend  die  Unfall- 
versichening  der  Seeleute  und  anderer  bei  der  Seeschiffahrt  beteiligten 
Personen  vom  13.  Juh  1887  unter  der  Bezeichnung  als  See-Unfall- 
versicherungsgesetz, ein  jedes  für  seinen  bisherigen  Geltungs- 
bereich, beizubehalten. 

Von  einem  Versuch,  in  einem  einzigen  Gesetze  die  gemeinschaft- 
hchen  Gnandsätze  der  Unfallversicherung  zusammenzufassen  und  dann 
die  Sonderbestimmungen  für  die  einzelnen  Gebiete:  Industrie,  Land- 
wirtschaft, Bau  und  Seewesen,  in  Schlussabschnitten  daran  anzu- 
schliessen,  ist  Abstand  genommen.  Von  dem  Betreten  dieses  Weges 
musste,  abgesehen  von  der  Rücksicht  auf  den  grossen  Umfang,  den  ein 
solches  einheitliches  Gesetz  annehmen  würde,  insbesondere  auch  die 
Erwägung  abhalten,  dass  dadurch  das  Verständnis  der  Gesetzgebung 
für  den  einzelnen  Unternehmer  oder  Arbeiter,  der  in  der  Regel  nur 
mit  einem  einzigen  Gebiete  der  Unfallversicherung  in  Berährung  kommt, 
erschwert  werden  wiü'de.  Eine  Ausnahme  ist  in  dieser  Beziehmig  je- 
doch mit  dem  Gesetz  über  die  Ausdehnung  der  Unfall-  luid  Kranken- 


•)  Zitiert  nach  Gräf :  Dio  Unfallversichernngsgcsctzc  des  Dentschon  Reiches. 
Berlin,  Verlag  von  A.  Asher  &  Co. 
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vereichenmg  vom  28.  Mai  1885  gemacht  worden,  welches  m  der 
Hauptsache  grosse  Reichs-  und  Staatsbetriebe,  sowie  die  Transport- 
gewerbe umfasst.  Dasselbe  ist  in  das  Gewerbe-Unfallversichenmgs- 
gesetz  auf'genonniien. 

2.  In  Bezug  auf  die  Erweiterung  der  Unfallversicherung. 

Die  Ausfühi'ungen  gipfeln  in  folgendem: 

Es  ist  beabsichtigt,  den  Kreis  der  Personen,  welchen  die  Wohl- 
taten der  Unfallversicherung  gesetzlich  zustehen  sollen,  dort  zu  er- 
weitern, wo  sich  erhebliche  Lücken  gezeigt  haben. 

Beispiel:  In  den  zu  einem  Teil  mit  Bauten  befassten  Betrieben 
der  Tischler,  Maler  etc.  ist  in  der  bisherigen  Gesetzgebung  nur  ein 
Teil  der  Betriebstätigkeit  versichert,  ein  anderer  Teil  dagegen  nicht. 
Häufig  ist  sogar  in  diesen  Betrieben  ein  und  derselbe  Arbeiter  für 
einen  Teil  seiner  gewerblichen  Tätigkeit  (bei  Bauten)  versichert,  für 
einen  anderen  Teil  (bei  der  vielfach  ebenso  gefährhchen  AVerkstatt- 
arbeit)  uuversichert.  Der  Werkstättenbetrieb  eines  Tischlers  etc.  ist 
nach  den  jetzt*)  geltenden  Bestimmungen  nur  dann  versicherungs- 
pflichtig, wenn  er  entweder  fiibrikmässig  ist  oder  nach  seinem  Umfange 
sich  als  ein  Nebenbetrieb  der  Bautischlerei  etc.  darstellt,  dagegen 
nicht,  wenn  umgekehrt  die  Werkstätteiuirbeitcn  die  Hauptsache,  die 
Bauarbeiten  aber  die  Nebensache  sind.  Diese  Rechtslage  hat  nicht  nur 
für  die  Arbeiter,  sondern  auch  für  alle  anderen  Beteiligten  missliche 
Folgen.  Es  kann  also  leicht  vorkommen,  dass  ein  Arbeiter  im  Laufe 
eines  Tages  wiederholt  in  die  Unfallversicherung  eintritt  und  aus  der- 
selben wieder  ausscheidet. 

Diesen  Ubelständen  will  der  Entwurf  durch  zweckentsprechende 
iVnderung  der  Bestinnuungen  abhelfen,  welche  eine  weitere  Ausdehnung 
der  Vei^sicherungspflicht  festsetzen. 

3.  Zur  Frage  der  Ausdehnung  der  Versicherung  auf  Arbeiten, 
welche  nicht  dem  Betriebe  dienen,  sondern  als  private  Dienst- 
leistung vom  Arbeitgeber  gefordert  werden. 

Es  hat  zu  Unzuträglichkeiten  geführt,  dass  z.  B.  ein  für  das 
Geschäft  gehaltener  Kutscher  zu  Spazierfahrten  von  seinem  Arbeitgeber 
verwendet  wurde  und  in  dieser  Tätigkeit  nicht  versichert  war. 

Besonders  vermischt  sich  naturgemäss  landwirtschaftlicher  Betrieb 
und  Haushaltsarbeit.  Nur  für  Unfälle  in  erster  Tätigkeit  galt  bisher 
die  Versichenmg.  Es  ist  Erweiterung  der  Versicherung  auch  auf  diese 
Arbeiten  in  Aussicht  genommen. 

4.  Beschränkung  der  Unfallversicherung. 

Die  Unfallversicherung  ist  auf  diejenigen  Kreise  beschränkt,  für 
welche  ein  besonders  dringendes  Bedürfnis  vorlag.  Erweitenmg 


*)  D.  h.  his  zum  Jahro  1900. 
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der  UnMfdrsorge  auf  Kleingewerbe  und  häusliche  Dienstboten  ist  vor- 
hiufig  mcht  m  Aussicht  genommen.  Für  sie  wäre  auch  eine  Organisation 
nach  dem  Schema  des  Uiifallversicherungsgesetzes  nicht  zweckmässig. 

5.  Erweiterung  der  Leistungen  der  Berufsgenossenschaften. 

Der  Gesetzentwurf  sieht  vor,  dass  der  Bezug  einer  Unfalh-ente 
unter  Umständen  schon  vor  dem  Beginne  der  14.  Woche  nach  dem 
Unfall  emtreteu  soll,  nämlich  dami,  wenn  der  aus  der  Kranken- 
versicherung erwachsende  Anspruch  auf  Krankengeld  vorher  fortfällt 
aber  bei  dem  Verletzten  noch  eine  die  Gewährung  der  Unfallrente 
rechtfertigende  Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit  fortbesteht. 

6.  Zum  Verfahren  bei  Veränderung  der  Erwerbsfähiglteit  der  Unfall- 
verletzten. 

Eine  Bessermig  der  Lage  der  Entschädigungsberechtigten  ist  inbezug 
auf  das  Verfahren  bei  Herabsetzung  der  Rente  wegen  nachträglich  ein- 
getretener Erhöhung  der  Erwerbsfähigkeit  vorgeschlagen. 

Die  Berufsgenossenschaft  konnte  bisher  jederzeit  zu  einer  ander- 
weiten Feststellung  der  Rente  übergehen,  sobald  sie  annahm,  dass  eine 
wesenthche  Veränderung  in  den  Erwerbsverhältnissen  des  Renten- 
empfängers eingetreten  sei. 

In  den  ersten  zwei  Jahren  nach  einem  Unfall  wird  dieses 
Verfahren  auch  ferner  nicht  zu  entbehren  sein,  wenn  den  in  schneller 
Folge  eintretenden  Veränderungen  im  Zustande  des  Verletzten  Rechnung 
getragen  werden  soll. 

Nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  soll  fortan  eine  Renten- 
festsetzung aber  immer  auf  ein  Jahr  lauten  und  für  beide  Teile  bindend 
sein,  um  die  Beunruhigung  und  Ungewissheit  des  Rentenempfängers 
über  die  Höhe  seiner  Rente  abzustellen,  die  erfahrungsgemäss  häufig 
ungünstig  auf  seine  Gesundheit  und  seine  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse wirkt. 

Eine  Ausnahme  soll  nur  bei  plötzlicher  auffälliger  Verschlechtenmg 
im  Zustande  eines  Verletzten  gemacht  werden. 

Nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  soll  die  Herabsetzmig  der  Rente 
nicht  mehr  einseitig  von  der  Berufsgenossenschaft  vorgenommen  werden 
können,  sondern  bei  dem  Schiedsgericht  in  Antrag  gebracht  werden 
müssen. 


In  diesen  kurzen  Bemerkungen  spiegeln  sich  die  Grundgedanken 
wieder,  welche  bei  der  Revision  der  Gesetze  massgebend  waren. 

Die  gesamten  vorgeschlagenen  Änderungen  sind  natürlich  weit- 
gehender. Aus  dem  AVortlaut  der  neuen  Gesetze  geht  hervor,  inwieweit 
und  in  welcher  Form  die  vorgeschlagenen  Änderungen  gesetzliche 
Geltung  erhalten  haben. 

Die  neuen  Unfallversicherungsgesetze,  welche  seit  dem  Jahre  1900 
in  Kraft  stehen,  sind,  wie  schon  erwähnt,  folgende: 


,.  Das  Gewerbe-UufaUvorsicheru^sgeset.»), 

2.  üasUnfallversicherungsgesetzfuiijana  unaru 

Wirtschaft,  ,  , 

H  Das  Bau-anfallversicheruugsgesetz, 

A  Da«  Sce-Unfallversicheruiigsgesetz. 
DerTTOUS  nach  einem  einheitlichen  Grundgedanken  av^- 

Uei  lypns  tnesei  „[eifach  gleichlautenden  Gesetze  ist  das 

gebauten  und  ^ch  m  Te^  «  Stammgesetz  genannt). 

''^'^C  «gifden  soTto  Wo'rtfaut  dieses  6-«*^-  --ug^w^-e 

--ÄUut  UÄÄ«»  in  aen  drei  anderen 
Gesetzen  ist  am  Schluss  hinzugefügt. 


Gewerbe-Unfallversiclierungsgesetz 

in  der  Fassung 
der  Bekanntmachung  vom  5.  Juli  1900  (R.  Cx.  Bl.  S.  585). 

[Auszug.] 

TJmfang  der  Versicherung. 
§  1- 

Alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamte,  letztere  sofern  ihr  Jahres- 
arbeitsverdienst an  Lohn  oder  Gehalt  dreitausend  Maxk  nicht  ubersteigt, 
werden  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  gegen  die  Folgen  der  bei  dem 
Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  versichert,  wenn  sie  beschäftigt  sind: 
1  in  Bergwerken,  Sahnen,  Aufbereitungsaustalteu,  Steinbrüchen, 
■  Gräbereien  (Gruben),  auf  Werften  und  Bauhöfen  sowie  m 
Fabriken,  gewerbhchen  Brauereien  und  Hüttenwerken; 

2.  in  Gewerbebetrieben,  welche  sich  auf  die  Ausführung  von 
Maurer-,  Zimmer-,  Dachdecker-  oder  sonstigen  durch  Beschluss 
des  Bundesrats  für  versicherungspflichtig  erklärten  Bauaiteiten 
oder  von  Steinhauer-,  Schlosser-,  Schmiede-  oder  Brunnen- 
arbeiten erstrecken,  sowie  im  Schornsteinfeger-,  Fensterputzer- 
und Fleischergewerbe; 

3.  im  gesamten  Betriebe  der  Post-,  Telegraphen-  und  Bisenbahn- 
verwaltungen  sowie  in  Betrieben  der  Marine-  und  Heeresver- 
waltungen, und  zwar  einschliesslich  der  Bauten,  welche  von 
diesen  Verwaltungen  für  eigene  Rechnung  ausgeführt  werden ; 

4.  im  gewerbsmässigen  Fuhrwerks-,  Binnenschiffahrts-,  Flösserei-, 
Prahm-  und  Fährbetriebe,  im  Gewerbebetriebe  des  Schiffs- 
ziehens (Treidelei)  sowie  im  Baggereibetriebe; 


•)  Das  sogenannte  Ausdehnungsgesetz  ist  in  dieses  Gesetz  einbezogen. 
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5.  i;«snu«sige„  SpediWo.,.,  SpeioW-,  Lage«-  K„„„,,. 

6.  im  Gewerbebeti-iebe  der  Griitpm«r.Vn,.    n-  x  ,  , 
Bracke.-,  Wäge.,  Messe.  sÄt^  '  S w""' 

V.  .11  Lageruiigs-,  HoJzfallungs-  oder  c  e  bS' 

sollen  oder  Gütern  dienende,,  rI  T  ^''f°"'™'g  von  Per- 

Handelsgewerbe  dk  6^1,  h«L,      u  "''i 

steht,  verbunden  sind  "     ^^»"'''''«'■«gfeter  eingetragen 

Wirtschaft)  findet  dieses  Geset.  keine  aSkW  "'"^ 

beschäffi;enÄer!:;chtt*S'"",  V""'*^?'*  ^"^ 
Bundesrfts  die  Yer^^^l^^^:,  t^^f  ^"""^^ 


§  2. 


nieistef^d^SrÄtflit"  "'"^^  «'^^'^^  ^^^'-'^ 

»^:s^bSÄdtHS£Sf 

?"  Gegenstanden  gewerbsmässig  ausgeführt  wird  und  zu 
so  vfe  R.Zl  Arbeiter  relelmäsig  beschäftigt  wmle" 

I     k'       -'''^'^''^^  Explosivstoffe  oder  explodierende  Geget 
Stande  gewerbsmässig  erzeugt  werden.  ^ 

Welche  Betriebe  ausserdem  als  Fabriken  im  Sinne- dieses  Gesetzes 
anzuseheii  sind,  bestimmt  das  Eeichs-^-ersicherungsamt/ 

gewerblidie  Anlagen,  Eisenbahn-  mid  Schiffahrtsbetriebe, 
welche  wesen  hche  Bestandteile  eines  der  vorbezeiclmeten  oder  der  im 
II'^A^^ZJ^^^^^^^         '''''''      Bestmimungen  dieses  Gesetzes 

§  3. 

Die  Versicherung  erstreckt  sich  auf  häusliche  und  an- 
dere Dienste,  zu  denen  versicherte  Personen  neben  der  Be- 
schäftigung im  Betriebe  von  ihren  Arbeitgebern  oder  von 
deren  Beauftragten  herangezogen  werden. 

§  5. 

Durch  Statut  (§  37)  kann  die  Versicherungspflicht  erstreckt 
werden : 

a)  auf  Betriebsunternehmer,  deren  Jahresarbeitsverdienst  drei- 
tausend Mark  ^  nicht  übersteigt  oder  welche  nicht  regelmässig 
mehr  als  zwei  Lohnarbeiter  beschäftigen; 

b)  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  von  ihnen  beschäftigten  Lohn- 
arbeiter auf  solche  Unternehmer  eines  in  den  §§  1  und  2  be- 
zeichneten Betriebs,  welche  in  eigenen  Betriebsstätten  im  Auf- 
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traff  und  für  Kechiiung  luiderer  Gewerbetreibenden  mit  der 
HersteUung  oder  Bearbeitung  gewerblicher  Erzeugnisse  be- 
schäftigt werden  (Hausgewerbetreibende),  und  zwar  auch  dann, 
wenn  sie  die  Eoh-  und  Hülfsstoffe  selbst  beschaffen; 
c)  auf  Betriebsbeamte  mit  einem  dreitausend  Mark 
übersteigenden  Jahresarbeitsverdienste.  Bei  der  Ver- 
sichermig  von  Betriebsbeamten  ist,  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmungen des  §  10  Abs.  1,  der  volle  Jahi-esarbeitsverdienst 

zu  Grunde  zu  legen.  t     .    i  i 

Betriebsunternehmer,  deren  Jahresarbeitsverdieust  dreitausend 
Mark  nicht  übersteigt,  oder  welche  nicht  regelmässig  mehi-  als  zwei 
Lohnai-beiter  beschäftigen,  sind  berechtigt,  gegen  die  Folgen  von  Be- 
triebsunfällen sich  selbst  zu  versichern.  Durch  Statut  kann  diese 
Berechtigung  auf  Unternehmer  mit  einem  höheren  J  ahre  s- 
arbeitsverdienst  erstreckt  werden. 

Durch  Statut  kann  ferner  bestimmt  werden,  dass  und  unter 
welchen  Bedingungen  gegen  die  Polgen  der  bei  dem  Betrieb  oder 
Dienste  sich  ereignenden  Unfälle  versichert  werden  können 

a)  im  Beü-iebe  beschäftigte,  aber  nach  §§  1  oder  2  nicht  ver- 
sicherte Personen  durch  den  Betriebsunternehmer; 

b)  nicht  im  Betriebe  beschäftigte,  aber  die  Betriebsstätte  besuchende 
oder  auf  derselben  verkehrende  Personen  dm'ch  den  Betriebs- 
unternehmer oder  den  Vorstand  der  Berufsgenossenschaft  (§28); 

c)  Organe  und  Beamte  der  Berufsgenossenschaft  diu-ch  deren 
Vorstand. 

Beamte  und  Personen  des  Soldatenstaudes. 

§  7. 

Auf  die  im  §  1  des  Gesetzes,  betreffend  die  Püi-sorge  für  Beamte 
und  Personen  des  Soldatenstandes  infolge  von  Betriebsunfällen,  vom 
15.  März  1886  (Reichs-Gesetzbl.  S.  53)  bezeichnete  Personen,  auf  Be- 
amte, welche  in  Betriebsverwaltungen  ^  eines  Bmidesstaates  oder  emes 
Kommunalverbandes  mit  festem  Gehalt  und  Pensionsberechtigung  ange- 
stellt sind,  sowie  auf  andere  Beamte  eines  Bundesstaats  oder  Kommunal- 
verbandes, für  welche  die  im  §  11  a.  a.  0.  vorgesehene  Fürsorge  in 
Kraft  getreten  ist,  findet  dieses  Gesetz  keine  Anwendung. 

(Gegenstand  der  Versicherung  und  Umfang  der  Entsclüidigung. 

§  8. 

Gegenstand  der  Versicherung  ist  der  nach  Massgabe 
der  nachfolgenden  Bestimmungen  zu  bemessende  Ersatz 
des  Schadens,  welcher  durch  Körperverletzung  oder  Tötung 
entsteht. 

Dem  Verletzten  und  seinen  Hinterbliebenen  steht  ein  Anspruch 
nicht  zu,  wenn  er  den  Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt  hat.  Der  An- 
spruch kann  ganz  oder  teilweise  abgelehnt  werden,  wenn  der  Verletzte 
den  Unfall  bei  Begehung  eines  durch  strafgerichtliches  Urteil  fest- 
gestellten Verbrechens  oder  vorsätzlichen  Vergehens  sich  zugezogen  hat. 
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In  Fällen  der  letzteren  Ai-t  kami  die  Rente,  sofern  der  Verletzte  im 
Inlande  wohiiende  Angehörige  hat,  welche  im  Falle  seines  Todes  An^ 
Spruch  auf  Rente  haben  würden,  ganz  oder  teilweise  den  Angehörigen 
uberwiesen  werden.  ^"gcuuii^^en 

Die  Ablehnujig  kann,  auch  ohne  dass  die  vorgesehene  Feststellung 
Silf  ^''''^^^'1''  '^f  seienden  hat,  erfolgen,  falls  die ! 

Feststellung  wegen  des  Todes  oder  der  Abwesenheit  des  Betreffenden 

erfolgen^kamr''  ^  ^^^S^^^^^n  Grunde  nicht 

§  9. 

Im  Falle  der  Verletzung  werden  als  Schadenersatz  vom  Be- 
guine  der  vierzehnten  Woche  nach  Eintritt  des  UnfaUs  ab  gewährt: 

1.  fi-eie  ärzthche  Behandlung,  Arznei  und  sonstige  Heilmittel 
sowie  die  zur  Sicherung  des  Erfolges  des  Heilverfahrens  und 
zm-  Erleichterung  der  Folgen  der  Verletzung  erforderlichen 
Hüfsmittel  (Krücken,  Stützapparate  u.  dergl.); 

2.  eine  Rente  für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit. 
Die  Rente  beträgt: 

a)  im  Falle  völliger  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer 
derselben  sechsundsechzi  gzweidrittel  Prozent  des 
Jahresarbeits Verdienstes  (Vollrente); 

b)  im  Falle  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer 
derselben  denjenigen  Teil  der  Vollrente,  welcher 
dem  Masse  der  durch  den  Unfall  herbeigeführten  Ein- 
busse  an  Erwerbsfähigkeit  entspricht  (Teilrente). 

Ist  der  Verletzte  infolge  des  Unfalles  nicht  nur  völlig  erwerbs- 
unfähig, sondern  auch  derart  hilflos  geworden,  dass  er  ohne  fremde 
Wartung  und  Pflege  nicht  bestehen  kann,  so  ist  für  die  Dauer  dieser 
Hilflosigkeit  die  Rente  bis  zu  hundert  Prozent  des  Jahresarbeits- 
verdienstes zu  erhöhen. 

War  der  Verletzte  zui-  Zeit  des  Unfalls  bereits  dauernd  völlig 
erwerbsunfähig,  so  beschränkt  sich  der  zu  leistende  Schadenersatz  auf 
die  im  Absatz  1  Ziffer  1  bezeichneten  Leistungen.  Wird  ein  solcher 
Verletzter  infolge  des  Unfalls  derart  hilflos,  dass  er  ohne  fi-emde  Wartung 
mid  Pflege  nicht  bestehen  kann,  so  ist  ihm  eine  Rente  bis  ziu-  Hälfte 
der  Vollrente  zu  gewähren. 

Solange  der  Verletzte  aus  Anlass  des  Unfalls  tatsächlich  und 
unverschuldet  arbeitslos  ist,  kann  der  Genossenschafts  vorstand  die  Teil- 
rente bis  zum  Betrage  der  Volhente  vorübergeheud  erhöhen. 


§  10. 

Die  Rente  ist  nach  Massgabe  desjenigen  Jahresarboits- 
verdienstes  zu  berechnen,  den  der  Verletzte  Avährend  des 
letzten  Jahres  seiner  Beschäftigung  in  dem  Betrieb  au 
Gehalt  oder  Lohn  (§  6)  bezogen  hat,  wobei  der  fünfzehn- 
hundert Mark  übersteigende  Betrag  nur  mit  einem  Drittel 
zur  Anrechnung  kommt. 

Als  Jahresarbeitsverdienst  gilt,  soweit  sich  derselbe  nicht  aus 
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„.„destens  wochenweise  f  i^ff-  ».iie  "^iU. 

!iir  pTbeschäftist  war,  im  Durchschnitte  bezogen  hat. 
welchen  ei  be  c^^^^^^^^^  Pe  onen,  welche  keinen  Lohn  oder  weniger  als 

den  ^^Z^^  Beir.,  'des  für  ihren  BeschäW^^^^^^^^ 
gesteUten  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnhcher  «^^"j^SS^^ 
beziehen      8  des  Krankenversicherungsgesetzes),  güt  als  Jahiesarbeits 
Senst  das  Dreihundertfache  dieses       "^^^^^^  ^ageto^ 

In  den  Fällen  des  Abs.  4  ist  bei  Berechnung  dei  Kente  tur 
Personen  welche  vor  dem  Unfälle  bereits  teilweise  erwerbsuntahig 
warrLiaSge  Teil  des  ortsüblichen  Tagelohns  zu  Grunde  zu  legen, 
welcher  dem  Masse  der  bisherigen  Erwerbsfahigkeit  entspricht. 

§  11- 

Die  Berufsgenossenschaft  ist  befugt,  der  Krankenkasse  welcher 
der  Verletzte  angehört  oder  zuletzt  angehört  hat,  gegen  Ersatz  der  ihr 
dadurch  erwachsenden  Kosten  die  Fürsorge  für  den  Verletzen  über 
den  Beginn  der*  vierzehnten  Woche  hinaus  bis  zur  Beendigung  des 
Heilverfahi^ens  in  demjenigen  Umfange  zu  übertragen,  welchen  die 
Berufsgenossenschaft  für  geboten  erachtet.  Zu  ersetzen  ist  bei  lae- 
währung  der  im  §  6  Abs.  1  Ziffer  l  des  Krankenversicherungsgesetzes 
bezeichneten  Leistungen  die  Hälfte,  bei  Unterbringung  des  Verletzten 
in  ein  Krankenhaus  oder  in  eine  Anstalt  für  Genesende  das  Emund- 
einhalbfache  des  in  jenem  Gesetze  bestimmten  Mindestbetrags  des 
Krankengeldes,  sofern  nicht  höhere  Aufwendungen  nachgewiesen  werden. 

§  12. 

Vom  Beginne  der  fünften  Woche  nach  Eintritt  des 
Unfalls  bis  zum  Ablaufe  der  dreizehnten  Woche  ist  das 
Krankengeld,  welches  den  durch  einen  Betriebsunfall  ver- 
letzten Personen  auf  grund  des  Krankenversicherungsgesetzes 
gewährt  wird,  auf  mindestens  zwei  Drittel  des  bei  der  Be- 
rechnung desselben  zu  gründe  gelegten  Arbeitslohns  zu 
bemessen.  Die  Differenz  zwischen  diesen  zwei  Dritteln  und  dem 
gesetzlich  oder  Statuten  gemäss  zu  gewährenden  niedrigeren  Krankengeld 
ist  der  beteiligten  Krankenkasse  (Gemeinde- Krankenversicherung)  von 
dem  Unternelimer  desjenigen  Betriebs  zu  ersetzen,  in  welchem  der 
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§  13. 


Krankengefd  vor  dem  AblLfp  ''''^f'^^'i'  Anspruch  auf 
Eintritt  des  ünklls  wet^L  '"'^^'1  '^^«^ 

eine  noch  über  die  ckeizel  ./p  V  /  Verletzten 
Beschränkung  der  L-weibs^if  t  ^^^'^^  andauernde 

liat  dieBeruffgenLsensch^^^^^^^^  zurückgeblieben  ist,  so 

(§  9  Abs.  2  ht.  i;rhorvofderS^ab"^  die  Unfallrente 
welchem  der  Aiisnrnoh  llf  v    \  gewahren,  an 

schon  vor  dem  Ablaufe  der  ärehebnten  wX  "S  £  iSf 

voi  AWaut  dei  dreizehnten  AVoche  nach  dem  Unfälle  fortfallen  wird 

h-tt  dS  Rph.ii^'''"^"^'f V  'K'''''  Ki-ankenversichermig,  oder 
üat  dei  Betriebsuuternehmer  die  ihm  aus  §  12  Abs.  2  obliegenden 
Leistungen  vor  dem  Ablaufe  der  dreizehntei  Woche  zu  mSt  ein 
gestern,  so  geht  der  Anspruch  des  Verletzten  a^ü"  Krankeng  d  auf  X 
Beuif  g^,ossenschaft  bis  zu  demjenigen  Betrag  über,  welcher^der  gem^s 
ADS.  1,  2  gewahrten  Entschädigung  gleichkommt. 

§  15. 

Im  Falle  der  Tötung  ist  als  Schadenersatz  ausserdem  zu  leisten: 

1.  als  Sterbegeld  der  fünfzehnte  Teil  des  nach  §  10  Abs  1  bis  4 
zugrunde  zu  legenden  Jahresarbeitsverdienstes,  jedoch  mindestens 
ein  Betrag  von  fünfzig  Mark, 

2.  eine  den  Hinterbliebenen  vom  Todestage  des  Vei-storbenen  ab 
zu  gewahrende  Eente.  Dieselbe  besteht  nach  näherer  Be- 
f'Tüu^  der  §§  16  bis  20  in  ehiem  Bruchteile  seines  nach 
§  19  Abs.  1  bis  4  ermittelten  Jahresarbeitsverdienstes. 

Ist  der  der  Berechnung  zugrunde  zu  legende  Jahresarbeitsverdienst 
iiüolge  eines  früher  erlittenen,  nach  den  reichsgesetzlicheu  Bestimmungen 
Uber  Unfallversichenuig  entschädigten  Unfalls  geringer  als  der  vor  diesem 
Untalle  bezogene  Lohn,  so  ist  die  aus  Anlass  des  früheren  Unfalls  bei 
Lebzeiten  bezogene  Rente  dem  Jahresarbeitsverdienste  bis  zm-  Höhe  des 
der  friiheren  Renteiifeststellung  zugrunde  gelegten  Jahresarbeitsverdienstes 
hinzuzurechnen. 

§  22. 

An  Stelle  der  in  den  §§  9  und  12  vorgeschriebenen 
Leistungen  kann  von  der  Berufsgenossenschaft  freie  Kur  und 
Verpflegung  in  einer  Heilanstalt  gewährt  werden,  und  zwar: 
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1  für  Verletzte,  welche  verheiratet  sind  oder  eine  eigene 
'  Haushaltung  haben  oder  Mitgheder  der  Haushaltung  ihi-er 
Famihe  sind,  mit  ihrer  Zustimmung.  Der  Zustimmung 
bedai-f  es  nicht,  wenn  die  Art  der  Verletzung  Anforderungen 
an  die  Behandlung  oder  Verpflegung  steUt,  denen  ni  der 
FaraiUe  nicht  genügt  werden  kann,  oder  wenn  der  fiu'  den 
Aufenthaltsort  des  Verletzteii  amtlich  bestellte  Arzt  bezeugt, 
dass  Zustand  oder  Verhalten  des  Verletzten  eme  fortgesetzte 
Beobachtung  erfordert; 

2.  für  sonstige  Verletzte  in  allen  Fällen. 

Hat  die  Berufsgenossenschaft  von  dieser  Befugnis  in  allen  Fällen 
des  i;  12  Abs.  2  Gebrauch  gemacht,  so  hat  der  Betriebsuntemehmer 
als  Ersatz  für  die  freie  Kur  und  Verpflegung  der  Bemfsgenossenschaft 
das  Einmideinhalbfache  des  ün  §  12  Abs.  2  bezeichneten  Krankengeldes 
zu  vergüten.  Auf  Streitigkeiten,  welche  aus  Anlass  dieser  Bestimmung 
zwischen  der  Berufsgenosseuschaft  und  dem  Betriebsuntemehmer  ent- 
stehen, findet  der  §  i4  Anwendung. 

Für  die  Zeit  der  Verpflegung  des  Verletzten  in  der  Heilanstalt 
steht  seinen  Augehörigen  ein  Anspruch  auf  Rente  insoweit  zu,  als  sie 
dieselbe  im  Falle  seines  Todes  würden  beanspruchen  können  (§§  16  ff.). 

Die  Berufsgenossenschaften  sind  befugt,  auf  grund  statutarischer 
Bestimmung  allgemein,  ohne  eine  solche  im  Falle  der  Bedürftigkeit, 
dem  in  einer  Heilanstalt  untergebrachten  Verletzten  sowie  seinen  An- 
•  gehörigen  eine  besondere  Unterstützung  zu  gewähren. 

§  23. 

Ist  begründete  Annahme  vorhanden,  dass  der  Empfänger  ehier 
TJnfalh-ente  bei  Diu-chf  ühi-ung  eines  Heilverfahrens  eine  Erhöhung  seiner 
Enverbsfähigkeit  erlangen  werde,  so  kann  die  Berufsgenossenschaft  zu 
diesem  Zwecke  jederzeit  ein  neues  Heilverfahren  eintreten  lassen. 
Dabei  finden  die  Bestimmungen  der  §§  11,  22  Abs.  1,  3,  4  Anwendung. 

Hat  sich  der  Verletzte  solchen  Massnahmen  der  Bemfsgenossen- 
schaft, den  gemäss  §  9  Abs.  1  Ziffer  1,  §§  11,  12  Abs.  2,  §  22  oder 
gemäss  den  Bestunmungen  der  §§  76  c,  76  d  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes getroffenen  Anordnungen  ohne  gesetzlichen  oder  sonst 
triftigen  Grund  entzogen,  so  kann  ihm  der  Schadenersatz  auf 
Zeit  ganz  oder  teilweise  versagt  werden,  sofern  er  auf  diese 
Folge  hingewiesen  worden  ist,  und  nachgewiesen  wird,  dass 
durch  sein  Verhalten  die  Erwerbsfähigkeit  ungünstig  be- 
einflusst  wird. 

§  24. 

Der  Vorstand  der  Berufsgenossenschaft  kann  einem  Renten- 
empfänger auf  seinen  Antrag  an  Stelle  der  Rente  Aufnahme  in  ein 
Invalidenhaus  oder  in  ähnhclie  von  Dritten  unterhaltene  Anstalten  auf 
Kosten  der  Berufsgenossenschaft  gewähren.  Der  Aufgenoniiiiene  ist 
auf  ein  yierteljahr  und,  wenn  er  die  Erklärung  nicht  einen  Monat  vor 
Ablauf  dieses  Zeitraums  zurücknimmt,  jedesmal  auf  ein  weiteres  Viertel- 
jahr an  den  Verzicht  auf  die  Rente  gebunden. 


/ 
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Feststellung  der  Entschädigungen. 

§  69. 

SoU  auf  Grund  eines  ärztlichen  Gutachtens  die  BewiUigung  einer 
Entschadigimg  abgelehnt  oder  nui-  eine  Teilrente  festgesteUt  werden 
so  ist  vorher  der  behandelnde  Arzt  zu  hören.    Steht  dieser  zu  der 
Genossenschaft  ni  einem  Vertragsverhältnisse,  so  ist  auf  Antrag  ein 
anderer  Arzt  zu  hören. 

Veränderung  der  Verhältnisse. 
§  88. 

Tritt  in  den  Verhältnissen,  welche  für  die  Feststellung 
der  Entschädigung  massgebend  gewesen  sind,  eine  wesent- 
liche Veränderung  ein,  so  kann  eine  anderweite  Feststellung 
erfolgen. 

Nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  von  der  Rechtskraft  des  Be- 
scheids oder  der  Entscheidung  ab,  durch  welche  die  Entschädigung 
zuerst  endgültig  festgestellt  worden  ist,  darf  wegen  einer  im  Zustande 
des  Verletzten  eingetretenen  Veränderung  eine  anderweite  Feststellung, 
sofern  nicht  zwischen  der  Berufsgenossenschaft  und  dem  Empfangs- 
berechtigten über  einen  kürzeren  Zeitraum  ausdrückliches  Einverständnis 
erzielt  ist,  nm^  in  Zeiträumen  von  mindestens  einem  Jahre  beantragt 
oder  vorgenommen  werden. 

Die  anderweite  Feststellung  erfolgt  innerhalb  der  ersten  fünf 
Jahre  von  der  Rechtskraft  der  erwähnten  Bescheide  oder  Entscheidungen 
ab  auf  Antrag  oder  von  Amtswegen  durch  Bescheid  der  Berufe- 
genossenschaft, später,  sofern  nicht  über  die  anderweite  Feststellung 
zwischen  der  Berufsgenossenschaft  und  dem  Empfangsberechtigten  aus- 
drückhches  Einverständnis  erzielt  ist,  nur  auf  Antrag  durch  Ent- 
scheidung des  Schiedsgerichts. 

Zu  dem  Autrag  auf  Wiederaufnahme  eines  Heilverfahrens  ist 
neben  dem  Verletzten  auch  die  Krankenkasse,  der  er  angehört,  be- 
rechtigt. 

§  89. 

Wird  innerhalb  der  ersten  fünf  Jahre  ein  neuer  Bescheid  er- 
lassen, bevor  die  frühere  Entscheidung  über  die  Höhe  der  Entschädigung 
die  Rechtskraft  erlangt  hat,  so  muss  die  Rechtsmittelbelehi'ung  in  dem 
die  Rente  abändernden  Bescheide  darauf  hinweisen,  dass  dm-ch  das 
gegen  den  früheren  Bescheid  eingelegte  Rechtsmittel  der  Einti-itt  der 
Rechtskraft  des  neuen  Bescheids  nicht  gehemmt  wird.  Abschrift  des 
neuen  Bescheids  ist  derjenigen  Stelle,  bei  welcher  das  Verfahren  über 
den  älteren  Bescheid  schwebt,  mitzuteilen.  Diese  ist  berechtigt,  bei 
Entscheidung  der  älteren  Sache  darüber  zu  befinden,  welche  Ent- 
schädigung für  die  Zeit  nach  Erlass  des  neuen  Bescheids  zu  gewäb-en 
ist.  Ein  infolge  der  Anfechtung  des  neuen  Bescheids  etwa  eingeleitetes 
Veifahren  ist  alsdann  einzustellen. 

Vor  einer  Herabsetzung  oder  Aufhebung  der  Rente  ist 
dem  Rentenempfänger  unter  Mitteilung  derjenigen  Unter- 
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i  rruuä  deren  die  Herabsetzung  oder  Aufhebung 

';l™gtuSp-eche,,de  Bescheid  zugestellt  wden  ,st. 

Kapitalabfilidimgen. 
§  95- 

S  erheblich  verschlechtern  würde,     Gegen  ^ei^  ^^^^f ^^^^Vf^fi^ 

Eis  zur  Verkündigung  der  Entscheidung  kann   der  Antiag  zurück 
tloZlevdZ    Die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  f .  enfgilüg. 
irkannmfauf  Bestätigung  oder  auf  Aufhebung  des  Bescheids  lauten. 

UnfallverhütungSYOrscliriften. 
§  112. 

Die  Genossenschaften  sind  befugt  und  können  im  Aufsichtsweg 
angehalten  werden,  Vorschriften  zu  erlassen: 

1  über  die  von  den  Mitghedern  zur  Verhütung  von  Unfällen  m 
■  ihren  Belieben  zu  treffenden  Einrichtungen  und  Anordnungen 
unter  Bedrohung  der  Zuwiderhandelnden  mit  Geldstrafen  bis 
zu  eintausend  Mark  oder  mit  der  Einschätzung  ihrer  Betriebe 
in  eine  höhere  Gefahrenklasse  oder,  falls  sich  die  letzteren 
bereits  in  der  höchsten  Gefahrenklasse  befinden,  mit  Zuschlagen 
bis  zum  doppelten  Betrag  ihrer  Beiträge. 

Für  die  Herstellung  der  vorgeschriebenen  Einrichtungen  ist 
den  Mitgliedern  eine  angemessene  Frist  zu  bewilhgeu; 
2.  über  das  in  den  Betrieben  von  den  Versicherten  zur  Verhütung 
von  UnfäUen  zu  beobachtende  Verhalten  unter  Bedi-ohung  der 
Zuwiderhandelnden  mit  Geldstrafen  bis  zu  sechs  Mark. 
Die  Genossenschaften  sind  ausserdem  befugt,  solche  Vorschriften 
für  bestimmt  abzugi-enzende  Bezirke  oder  für  bestimmte  Gewerbszweige 
oder  Betriebsarten  zu  erlassen. 

In  den  "Unfall Verhütungsvorschriften  ist  anzugeben,  in  welcher  Art 
diese  Vorschriften  zur  Keinitnis  der  Versicherten  zu  bringen  sind. 


t 
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Aus  Anlage  III. 

Anleitung  für  die  .ur  Feststellung  der  Entschädigung  zu- 
ständigen berufsgenossenschaftlichen  Organe 
Vom  11.  Januar  1888.  -  E.  V.  A.  I.  1461. 

Verfahren  bei  dex^Untei^^^^^         in  einem  Krankenhause  und 
bei  der  Entlassung  aus  demselben. 

(U.  V  G.  §  7,  L.  ü.  V.  G.  §  8.) 

Unterbringung  im  Anschluss  an  die  dreizehn^öehige  Wartezeit 

§  20. 

sohad,gU|jgen  berufen  ist,  und  in  allen  Fällen  e^^Sn  föSche ,  be' 

§  21. 

noch  ^chi^n  K^' /'"^  "^''^f'^'  vierzehnten  Woche 

noch  nicht  m  Ki'ankenhauspflege,  mid  ist  die  sofortige  Erteilung  eines 

omhchen  Bescheides  nicht  ausfü^^^^^^^^  so  ist  es  in  eiLdürftigen^FX 
zulassig,  dass  der  Vorsitzende  oder  ein  sonstiges  Mitglied  des  Feststellungs- 
organs einstweilen  eine  formlose  -  nicht  berufun|sfähige  -  schi-iftliche 
Aufforderung  an  den  Verletzten  richtet  sich  in  ein  fu  bezeichnende 
ürankenhaus  zu  begeben. 

n  -^^"^"^^^'^^  der  förmliche  Bescheid  (U.  V.  G.  §  62  Abs  4 
U  u.  V.  G.  §  67  Abs.  4)  zu  erlassen,  und  zwar  in  der  ßegel  i' 
folgender  Form:  ® 


Durch  Beschluss  des  Vorstandes  (Ausschusses  etc.)  sei  an- 
erkannt worden,  dass  die  dm-ch  die  Verfügung  (Aufforderung) 

•  -t^  18..  getroffene  Anordnung  der  Unter- 

brnigung  im  Krankenhause  zu  Eecht  erfolgt  sei. 
Dieser  Bescheid  ist  sowohl  denjenigen  Verletzten,  welche  der 
Aufforderung  nachgekommen  sind,  als  auch  den  sich  Weigernden  zu 
erteilen,  letzteren  mit  besonderer  Beschleunigung. 

§  22. 

Befindet  sich  der  Verletzte  bereits  in  Krankenhauspflege,  und 
wird  die  Fortgewährung  derselben  über  die  dreizehnte  Woche  liinaus 
in  Aussicht  genommen,  so  ist  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Erteilung  dos 
Bescheides  bereits  in  der  dreizehnten  Woche  eifolgen  kann. 
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Spiitcre  oder  erneute  TFiiterbrinia^uns. 

§  23. 

Auch  in  den  Füllen  späterer  oder  erneuter  Unterbringung  im 
Krankenhause  dai-f  die  letztere  nur  durch  förmlichen  Bescheid  ange- 
ordnet, in  dringlichen  Fällen  aber  auch  eine  vorläufige  formlose  Auf- 
forderung (vergl.  oben  §  21)  an  den  Verletzten  gerichtet  werden. 

Ansprüche  der  „Angehörigen"  während  der  Unterhringung. 

§  24 

Kommen  bei  der  Unterbringung  Ansprüche  von  Angehörigen  in 
Eetracht,  so  ist  der  bezügliche  Bescheid  gleichfalls  tunlichst  bald  zu 
erteilen,  wenngleich  er  wegen  der  Beschaffung  der  hier  mitzuteilenden 
Unterlagen  (U.  V.  G.  §  57  Abs.  3,  L.  U.  V.  G.  §  62  Abs.  3)  in  der 
Regel  nicht  schon  gleichzeitig  mit  dem  Bescheide  aus  §  7  Abs.  1  bezw 
§  8  Abs.  1  wird  erteilt  werden  können. 

§  25. 

Zug  um  Zug  mit  der  Anordnung  der  Entlassung  aus  dem 
Krankenhause  ist  dem  Verletzten  —  mag  er  früher  bereits  eine  Rente 
bezogen  haben  oder  nicht  —  ein  anderweiter  förmlicher  Bescheid  zu 
erteilen,  durch  welchen  eine  Rente  festgestellt  oder  abgelehnt  wird. 

Zugleich  sind  die  etwaigen  Leistungen  an  Angehörige  einzustellen. 


Im  Unfallversicherungsgesetz  für  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, im  Bauunfall-  und  im  Seeunfall-Versicherungs- 
gesetz ist  in  den  ersten  Paragraphen  der  Umfang  der  Versicherung 
festgelegt*)  analog  §  1—5  des  G.  U.  V.  G. 

Der  Wortlaut  hat  für  den  Arzt  nur  ein  geringes  Interesse. 
Es  soll  daher  hier  nur  darauf  hingewiesen  werden,  dass  auch 
grundsätzlich  Arbeiter  und  Betriebsbeamte**)  der  betreffenden  Gewerbe 
pflichtgemäss  versichert***)  sind,  und  dass  die  Versicherungspflicht  dm'ch 
Statut  auf  besonders  bezeichnete  Betriebsunternehmer  und  Betriebs- 
beamte f)  mit  einem  höheren  Einkommen  ausgedehnt  werden  kann. 

Ferner  sei  noch  einmal  heiTorgehoben  die  allen  Gesetzen  gemein- 
same Bestimmmig  (§  3  des  G.  U.  V.  G.),  dass 

die  Versicherung  sich  auch  auf  häusliche  und  andere 
Dienste  erstreckt,  zu  denen  versicherte  Personen 
neben  der  Beschäftigung  im  Betriebe  von  ihren 
Arbeitgebern  oder  von  deren  Beauftragten  heran- 
gezogen werden. 


*)  Die  Aufzählung  der  vcrsiclierton  Personen  und  Personen-K.iteeorien. 
**)  Deren  Lohn  oder  Gehalt  3000  Mk.  nicht  übersteigt. 
*♦*)  Uber  Berechnung  des  Geldbetrages  der  eventuellen  Rente  bei  Arbeitern 
vergl.  §  10  G.  U.  V.  G.,  bei  Bctriebsbeanitcn  §  5  u.  10  G.  U  V  G     bei  Be- 
triebBunternehmern  §  5  u.  10  G.  U.  V.  G.  Seite  (j  ff.  d  Buch 
t)  Vergl.  §  ö  G.  U.  V.  G.  Seite  6  u.  7  d.  Buch. 
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Diese  wohlwollende  Bestiinmuiig  ist,  wie  fi-üher  erwähnt*)  jre- 
troflcn  wordoiK  inn  Unzuüväglichkeiteii  in  dem  Teile  der  versicherten 
Betriebe  zu  vonneiden,  in  denen  Betriebsarboit  und  Haushaltungsarbeit 
sich  natm-gemäss  vermischt  und  vielfach  nicht  auseinander  gehalten 
werden  kann.  ° 

Festzuhalten  ist,,  dass  unter  den  versicherten  Personen  in  diesem 
Sinne  nur  die  Arbeitnehmer,  nicht  al)er  die  selbstversicherten  Unter- 
nehmer zu  verstehen  sind.  Bei  letzteren  trifft  die  Voraussetzung,  dass 
sie  »von  ihi-em  Arbeitgeber  oder  dessen  Beauftragten  zum  Dienst 
herangezogeji  werden«,  nicht  zu. 

Im  übrigen  sind  die  den  Arzt  interessierenden  Gesetzesbestimmungen 
ganz  die  gleichen  wie  im  Gewerbeunfall- Versicherungsgesetz.**) 


Aus  der  Rechtsprechung  des  Reichs- 
versicherungsamts. 


Zur  Auslegung  des  Begriffes  „Unfall". 

Das  Gesetz  selbst  gibt  keine  nähere  ßegriifsbestimmung  des 
Wortes  »Unfall«.  Die  Merkmale  eines  solchen  müssen  daher  der  Ab- 
sicht des  Gesetzgebers  und  dem  allgemeinen  Sprachgebrauch  ent- 
nommen werden. 

Voraussetzung  ist  danach  einmal,  dass  der  Beti-offene,  sei  es 
dm'ch  äussere  Verletzung,  sei  es  dm-ch  organische  Erlirankung,  eine 
Schädigung  seiner  körperlichen  oder  geistigen  Gesundheit  —  Körper- 
verletzung oder  Tod  —  erleidet,  und  sodann,  dass  diese  Schädigung 
auf  ein  plötzliches,  d  h.  zeithch  bestimmbares,  in  einem  verhältnis- 
mässig kurzen  Zeitraum  eingeschlossenes  Ereignis  zurückzuführen  ist, 
welches  in  seinen  —  möglicherweise  erst  allmählich  hervortretenden  — 
Folgen  den  Tod  oder  die  Körperverletzung  verm-sacht.  Die  Frage, 
ob  eine  plötzliche  oder  eine  allmähliche  Einwirkung  stattgefunden  hat, 
ist  unter  Umständen  schwer  zu  beantworten,  weil  die  Begi'itFe  »plötz- 
lich« und  »allmählich«  an  der  Grenze  ineinander  gehen;  sie  kann  nur 
nach  der  besonderen  Lage  des  Einzelfalles  entschieden  werden. 

Nicht  notwendig  ist  es,  dass  es  sich  dabei  lun  ein  ausserordent- 
liches, den  Betrieb  störendes  Ereignis  in  dem  Sinne  handelt,  dass 
neben  der  Schädigung  des  Betroffenen  noch  ausserdem  eine  besondere 
Störung  des  Betriebes  eingetreten  sein  musste.    (Entsch.  d.  K  G.  in 


•)  Seite  3. 

•*)  NB.  Die  Ziffern  der  Paragraphen  in  den  verschiedenen  Gesetzen  stimmen 
aber  vielfach  nicht  überein,  weil  öfters  nach  den  besonderen  Bedürfnissen  der 
einzelnen  Betriebe  Zusatzbestimmungen  eingeschaltet  sind. 
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Civilsachcn  Bd.  XXI  S.  78,  abgedruckt  Amtl.  Nacliricliten  des  R. 

V.  A.  1892  S.  254.*)  ^      ^  , 

Diese  aus  Entscheidungen  des  R.  V.  A.  entnommene  und  an 
der  genannten  Stelle  gut  definierte  Auffassung  und  Auslegung  des 
Gesetzes  begegnet  uns  überall  in  der  Rechtssprechung  des  K.  V.  A. 
bei  abweichender  Meinung  der  einzelnen  gutachtenden  Arzte  und 
luiteren  Verwaltungsbehörden  (Berufsgenossenschaft,  Schiedsgericht). 

Es  sind  demnach  die  sogenannten  Gewerbekr ankheiten  mi 
allgemeinen  nicht  als  Unfälle  angesehen  (Phosphornekrose  in  Zünd- 
holzfabriken,  Augenzittern  der  Bergleute  etc.). 

Nur  in  besonderen  Fällen,  bei  plötzlicher  Emwirkung  der 
Schädlichkeiten,  ist  das  Vorliegen  eines  entschädigungspflichtigen  Un- 
falls anerkannt  worden,  z.  B.  Übertragung  von  Milzbrand  ni  emer 
Rosshaarspinuerei  bei  Bearbeitung  von  Haaren  milzkranker  Tiere 
mit  der  Begrändung,  dass  in  diesem  Falle  der  Tod  mfolge  plötzlich 
wirkenden  Eindringens  von  &ankheitsstoffen  eingetreten  und  der  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Beschäftigung  und  dem  Betriebe  erwiesen 
ist.    (R.  E.  213  A.  N.  1886  S.  251.) 

Es  ist  dabei  der  Grundsatz  festgelegt,  dass  die  Voraussetzung 
der  »Plötzlichkeit«  der  schädigenden  Wirkung  nicht  zu  eng  ausgelegt 
werden  darf. 

Eine  »plötzliche  Einwirkung«  kann  unter  Umständen  immer 
dann  vorliegen,  wenn  sie  noch  »zeitlich  begrenzbar«  ist. 

Es  ist  daher  die  Gewährung  einer  Rente  abgelehnt  worden  bei 
einem  Augenleiden,  welches  dm'ch  die  andauernde  grosse  Hitze  im 
Arbeitsraum  allmählich  entstanden  war  (R.  E.  vom  7.  5.  88),  dagegen 
anerkannt  bei  einer  Augenerkrankung,  die  durch  plötzliche  Erkältung 
glaublicherweise  hervorgerufen  war.    (R.  E.  vom  17.  2.  96.) 

t 


Ein  Unfall,  der  einen  Arbeiter  oder  versicherten  Betriebsunter- 
nehmer betrifft,  ist  naturgemäss  von  der  zuständigen-  Berufsgenossen- 
schaft nur  dann  zu  entschädigen,  wenn  er  »bei  dem  Betriebe«  sich 
ereignet  hat. 


Zur  Auslegung  des  Begriffes  „Betriebsunfall". 

Voraussetzungen    für  einen   entschädigungspflichtigen  Betriebs- 
unfall sind: 

1.  der  Verletzte  muss  ein  »Arbeiter«  im  Betriebe  ge- 
wesen sein ; 

2.  er  muss  zur  Zeit  des  Unfalls  bei  dem  Betriebe  be- 
schäftigt gewesen  sein.  (Auslegung  des  Begriffs:  »Die 
Tätigkeit  dient  dem  Betriebe«,  vgl.  unter  den  als  Bei- 
spiele angeführten  Entscheidungen  des  Reichs-Versicherungs- 
amts.) ; 


*)  citiert  iiacli:  ILiiidbucli  (Ut  Unriillvei-sirliurung,  Leipzig  1897,  S.  28. 
Juniui,  Unfallvereleherung.  2 
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3.  der  Unfall  muss  in  ursächlichem  Zusammenhang  mit 
dem  Betnebe  und  dessen  Gefahren  gebracht  werden 
können. 

Dieses  ist  sowohl  der  Fall,  wenn  der  Betrieb  die  alleinige  Ur- 
sache des  Unfalls  bddet,  als  auch  wenn  der  Betrieb  sich  als  mit- 
wu-kende  Tatsache  darstellt  (Verschulden  von  Mitarbeitern  und  ckitten 
Personen,  eigenes  Verschulden,  seltene  Gefahren). 

Das  Vorhandensein  eigentümlicher  Betriebsgefahi'en  ist  fiii-  das 
Kriteruim  eines  Betriebsunfalls  nicht  erforderlich. 

Einige  Entscheidungen  des  Reichsversicherungsamts,  welche  die 
Vielseitigkeit  der  zur  Oberentscheidung  gebrachten  streitigen  Fälle  dar- 
tun, seien  zur  Erläuterung  kurz  angeführt: 

Zu  1:  Wer  ist  Arbeiter  in  einem  Betriebe? 

Von  den  Fällen,  in  denen  überhaupt  Zweifel  möglich  sind,  inter- 
essieren folgende: 

Betriebsunternehmer  können  nach  dem  Gesetz  Arbeiter  in  ihrem 
Betriebe  sein,  wenn  sie  gemäss  §  5  des  G.  U.  V.  G.  versichert  sind. 

In  einem  Bescheide  vom  23.  9.  84  (Bescheide  und  Beschlüsse 
10.  Amtliche  Nachrichten  des  R.  V.  A.  1885  Seite  3)  ist  ferner  ent- 
schieden worden:  Alle  Personen,  mit  Ausnahme  der  eigenen 
Ehefrau,  welche  von  dem  Unternehmer  eines  unter  §  1  des  Gesetzes 
fallenden  Betriebes  in  diesem  als  Arbeiter  beschäftigt  werden,  also 
auch  Kinder  und  Verwandte  des  Betriebs-Unternehmers  sind  ver- 
sicherungspflichtig. Bei  der  Unfallversicherung  kommt  es  abweichend 
von  der  Krankenversicherung  auf  die  Zahlung  von  Lohn  und 
Gehalt  nicht  an. 

Hierauf  beziehen  sich  eine  Anzahl  Entscheidungen  aus  älterer 
und  neuerer  Zeit,  die  ein  allgemeines  Interesse  haben.  In  ständiger 
Rechtssprechung  hat  das  Reichs- Versicherungsamt  daran  festgehalten, 
dass  ein  Arbeitsverhältnis  zwischen  Ehegatten  im  Bereich  der 
Unfall -Versicherungsgesetzgebung  ausgeschlossen  ist,  d.  h.  dass  ein 
Ehegatte  nicht  Arbeiter  oder  Betriebsbeamter  im  Betriebe  des  anderen 
Ehegatten  sein  kann. 

Die  Entscheidung  wird  begründet  mit  dem  Wesen  der  Ehe: 
»Die  sittliche  Auffassung«  der  Ehe  als  des  Verhältnisses  zweier  zu 
ungeteilter  Lebensgemeinschaft  berufener  Personen  verträgt  sich  nicht 
mit  den  das  soziale  Verhältnis  des  Arbeitgebers  und  Ai'beitnehmere 
beherrschenden  Begriffen,  welche  in  das  Verhältnis  der  allgemeinen 
Gleichberechtigung  der  Ehegatten  den  damit  nicht  vereinbaren  Gegen- 
satz wirtschaftlicher  Abhängigkeit  des  einen  vom  andern  hineintragen 
würden.    (R.  E.  592  A.  N.  1888  S.  314.) 

Besonders  bemerkenswert  ist,  dass  das  Reichs- Vei-sicherungsamt 
diese  Auffassung  auch  in  neuester  Zeit  noch  vertritt,  obgleich  das 
Preussische  Oberverwaltungsgericht,  welches  sich  früher  dieser  Rechts- 
sprechung des  Reichs -Vorsicherungsamts  angeschlossen  hatte,  zur  Zeit 
einen  gegenteiligen  Standpunkt  einnimmt. 

Die  neueste  Begründung  der  Anschauung  ist  niedergelegt  in 
R.  E.  2095  A.  N.  1905  S.  406. 
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Bemerkenswert  sind  auch  folgende  Entscheidungen: 
R  E.  2011,  A.  N.  1003  S.  509. 

Familienangehörige  eines  Unternehmers  mit  Ausnahme  der 
Ehefrau,  welche  eine  ernstliche  Arbeitsverrichtung  in  dem  Betriebe 
vornehmen,  sind  versichert,  auch  wenn  sie  einen  ständigen  Arbeitsposten 
in  demselben  nicht  ausfüllen. 

Z.  B.:  Der  UnfaU  einer  Altsitzerfrau  bei  Besorgung  des  Geflügels 
ist  als  Betriebsunfall  anerkannt. 

(Vergl.  auch  frühere  ähnliche  Entscheidungen:  E.  E.  1005  A.  N. 
1891  S.  232,  ß.  E.  1164  A.  N.  1892  S.  323  u.  a.  0.). 

R.  E.  1790,  A.  N.  1899  S.  774. 

Unter  welchen  Voraussetzungen  ist  ein  Kind  als  ein  im 
Betriebe  beschäftigter  Arbeiter  zu  behandeln? 

Das  R  V.  A.  hat  allerdings  in  ständiger  Rechtsprechung  daran 
festgehalten,  dass  nach  den  Unfallversicherungsgesetzen  der  Begriff 
„Arbeiter"  nicht  auf  solche  Personen  beschränkt  ist,  die  ein  bestimmtes 
Älter  erreicht  haben,  und  anerkannt,  dass  gerade  für  das  Gebiet  der 
Landwirtschaft  noch  weniger  als  für  das  der  Industrie  die  Arbeiter- 
eigenschaft einer  Person  lediglich  wegen  des  jugendhchen  Alters  vereint 
werden  kann.  Zwei  Voraussetzungen  müssen  aber  erfüllt  sein,  wenn 
anders  ein  Kind  für  eine  als  Arbeiter  in  dem  Betriebe  beschäftigte 
Person  erachtet  werden  soll:  die  Tätigkeit  muss  einmal  im  ausdrücklichen 
oder  stillschweigenden  Einverständnis  mit  dem  Betriebsunternehmer 
ausgeübt  sein,  und  sie  muss  sodann,  mag  sie  gerade  auch  nicht  not- 
wendig eine  wesentUche  Arbeitsleistung  bilden,  sich  doch  als  eine  ernste 
Tätigkeit,  nicht  bloss  als  eine  spielartige  tändelnde  Beschäftigung  dar- 
stellen. 

R  E.  772,  A.  N.  1889  S.  398. 

Ein  vierzehnjähriger  Schulknabe  war  für  die  Sommermonate  von 
der  Schule  dispensiert,  um  den  ersten  Unterricht  im  Schiffs  dien  st  zu 
erhalten.  Nachdem  er  einen  Unfall  erlitten  hatte,  gewährte  ihm  die 
Berufsgenossenschaft  bis  zum  beendigten  Heilverfahren  die  Rente  für 
völlige  Erwerbsunfähigkeit,  lehnte  aber  für  die  spätere  Zeit  die  Ge- 
währung einer  Rente  ab,  da  der  Verletzte  wieder  seiner  Schulpflicht 
genügen  raüsste.  Das  R.  V.  A.  hat  dieses  Verfahren  für  ungerecht- 
fertigt erlärt,  da  der  Verletzte,  der  zur  Zeit  des  Unfalls  ein  Arbeiter 
im  Sinne  des  U.  V.  G.  gewesen,  durch  die  spätere  Änderung  in  seiner 
Stellung  den  Entschädigungsanspruch  nach  dem  Gesetz  nicht  verloren 
habe. 

Bescheide  und  Beschlüsse  132  A.  N.  1886  S.  48. 

Strafgefangene,  mögen  sie  in  oder  ausserhalb  der  Gefangon- 
aiistalt  in  staatlichen  oder  privaten  Betrieben  beschäftigt  werden,  sind 
iiJs  Ai-boiter  im  Sinne  des  Unfall- Vorsichcrungs-Gesctzos  nicht  anzu- 
sehen, mithin  nicht  versiclicrungspilichtig. 
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Zu  2.    Die  Flage:  Welche  Beschimigiiiig  oder  Tätigkeit  dicut 

dem  Betriebe, 

]i!it  in  zweifelliaften  Füllen  u.  a.  folgende  Auslegung  von  grundsätz- 
licher Wichtigkeit  erfahren. 

R.  E.  1148  A.  N.    1892.    S.  313. 

Der  Weg  des  Arbeiters  von  und  zur  Arbeit,  soweit  er 
über  die  Betriebsstätte  führt,  ist  ein  Teil  seiner  auf  dem 
Arbeitsplatz  zu  liefernden  Verrichtungen.  Bringt  ihn  diese 
Verrichtung  mit  dem  Betriebe  oder  den  für  den  Betrieb  getroffenen 
Einrichtungen  in  Berührung  und  erleidet  er  hierbei  einen  Unfall,  so 
hat  sich  der  Unfall  bei  dem  Betriebe  ereignet. 

Diese  Entscheidung  eines  Schiedsgerichts  ist  vom  Reichs- Ver- 
sicherungsamt zitiert  und  grundsätzlich  gebilhgt. 

Der  regelmässige  Aufenthalt  eines  zum  Betriebe  ge- 
hörigen Arbeiters  oder  versicherten  Betriebsbeamten  bezw.  Unter- 
nehmers auf  der  Betriebsstätte  z.  B.  kurz  vor  oder  nach  der  Ar- 
beit oder  in  der  Mittagspause,  ist  ein  notwendiges  Erfordernis 
des  Betriebes.  Wenn  er  sich  innerhalb  des  Gefahrenbereiches  des 
Betriebes  befindet,  ist  er  gegen  die  Gefahren  versichert,  welche  durch 
den  Betrieb  und  dessen  Einrichtungen  veranlasst  werden.  (Vgl.  unten.) 

Unter  Betriebsstätte  bezw.  Betriebsgebiet  ist  die  Gesamt- 
heit der  Räume  zu  verstehen,  über  welche  der  Betriebsunternehmer 
zum  Zweck  des  Beti'iebes  verfügt  (R.  E.  1148  A.N.  1892.    S.  313. 

Die  Betriebsstätte  hat  bei  einer  Fabrik  z.  B.  ihre  Grenzen  in 
nächster  Nähe  der  Gebäude.  Bei  Chausseearbeiten,  Forstbetrieben, 
Bergwerken  mit  Förderbahnen  etc.  ist  der  »Betriebsbann«  sinngemäss 
ein  weiterer. 


Unfälle  beim  Heimweg  eines  Arbeiters  von  und  zur  Arbeit 
ausserhalb  des  jeweils  festzustellenden  Betriebsbannes  sind  Jiicht  mehr 
versichert. 

Beispiele: 

Unfälle  beim  Weg  tou  und  zur  Arbeitsstätte. 

R.  E.  247,  A.  N.  1887  S.  8. 
Ein  Arbeiter  erlitt  bei  Glatteis  inmitten  des  halbstündigen  Weges 
von  seiner  AVohnung  nach  der  Fabrik  einen  Beinbruch  infolge  eines 
Falles.    Der  Entschädigungsanspruch  wui'de  als  unbegründet  ziu'ück- 
ge  wiesen. 

(Vgl.  auch  R.  E.  210,  247,  324,  353,  423,  A.  N.  1886  und 
a.  a.  0.) 

R.  E.  324,  A.  N.  1888  8.  134. 
Ein  Arl)eiter  fiel  nach  Schluss  der  Arbeit  auf  dem  Heimweg 
bei  Dunkelheit  infolge  von  Glatteis  auf  dem  Fusswege,  wenige  Schritte 
vom  Fabrikgebäude  entfernt.    Sein  Entschädigungsanspruch  wurde  an- 
erkaiuit. 
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K.  E.  803,  A.  N.  1890  S.  167. 
Eiji  Forstarbeiter  verunglückte  bei  der  Dunkelheit  im  Walde 
auf  dem  Heimwege  2  Kilometer  von  der  Arbeitsstelle  entfernt.  Das 
R  V  A.  entschied,  dass  ein  Betriebsunfall  vorliege,  weil  die  Art  der 
Beschäftigung  im  Walde,  welche  örtlichem  Wechsel  unterworfen  ist, 
die  Arbeiter  zwingt  solche  Wege  zu  gehen,  die  zuweilen  eigentümliche 
Gefahren  bieten. 

R.  E.  1436,  A.  N.  1895  S.  233. 
Ein  auf  der  abendlichen  Heimfahrt  von  der  Betriebsstätte  er- 
littejier  Unfall  ist  bei  dem  Betriebe  eingetreten,  wenn  der  Vermiglückte 
auf  der  Heimfahrt  noch  eine  diensthche  Tätigkeit  zu  entfalten  hatte. 

R.  E.  566,  A.  N.  1888  S.  290. 

Jeder  Gang,  den  ein  Arbeiter  als  ^> Arbeiter«  im  Interesse  des 
Betriebes  im  Auftrage  des  Arbeitgebers  imternimmt,  ist  als  ein  dienst- 
licher, d.  h.  ein  aus  seinem  Dienst-  bezw.  Arbeitsverhältnis  ent- 
springender Gang  anzusehen,  gleichviel,  ob  die  Veranlassung  zu  dem 
Gange  aus  dem  »Betriebe«  selbst  oder  von  aussenher  sich  ergeben  hat. 
(Beispiel:  Unfall  eines  Arbeiters  bei  einer  Haussuchung  in  einer 
Spinnerei  nach  einem  Diebstahl.) 

R.  E.  906,  A.  N.  1890  S.  596. 

Eine  Augenverletzung,  die  ein  Betriebsbeamter  auf  der  Strasse 
dm-ch  ein  hineinspringendes  Metallstückchen  erlitt,  wähi'end  er  von 
einer  Arbeitsstelle,  deren  Kontrolle  ihm  oblag,  zu  einer  anderen  ging, 
ist  ein  Betriebsunfall. 

R.  E.  2039,  A.  N.  1904  S.  346. 
Das  Verlassen  eines  zm-  Zurücklegung  eines  angeblichen  Betriebs- 
weges benutzten  Wagens  einer  elektrischen  Strassenbahn  durch  Ab- 
springen während  voller  Fahrt  ist  als  eine  »nicht  ordnungsmässige« 
Benutzung  eines  an  sich  zulässigen  Beförderungsmittel  angesehen  und 
deshalb  für  geeignet  erachtet  worden,  den  Zusammenhang  mit  dem 
Betriebe  zu  lösen. 

R.  E.  2018,  A.  N.  1903  S.  566. 
Der  Unfall  bei  einer  Wettfalirt,  die  ein  Beti'iebsunternehmer 
während  einer  im  Interesse  seines  Betriebs  auf  einem  Fahrrad  aus- 
geführten Fahrt  unternahm,  ist  kein  Betriebsunfall. 

R.  E.  1690,  A.  N.  1898  S.  167. 

Nicht  alle  Unfälle,  welche  Monteure  gelegentlich  einer  zu 
Betriebszwecken  unternommenen  Reise  erleiden,  sind  als  Betriebs- 
unfälle anzusehen. 

Ein  Monteur  wollte  nach  Beendigung  einer  auswärtigen  Montage 
die  Heimreise  antreten.  Auf  dem  Bahnhof,  wo  er  den  Zug  erwartete, 
war  zwar  ein  Warteraum,  in  dem  er  sein  mitgebrachtes  Butterbrot 
hätte  verzehren  können.  Er  ging  aber  in  ein  in  der  Nähe  belegenes 
Wirtshaus  und  erlitt  hierbei  einen  Unfall. 

Das  R.  V.  A.  hat  im  Gegensatz  zum  Schiedsgericht  seinen 
Rentenanspruch  abgelehnt,  weil   er  nach  Lage   der  Dinge  keinem 
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Bcü-iebsuiifall,  noch  einer  mit  der  Reise  an  sich  verbundenen  Gefahr 
erlegen  ist.  Der  betr.  Unfall  hat  sich  »in  der  Privatsphäro  des  Ar- 
beiters« ereignet. 

K  E.  2067,  A.  N.  1904  S.  616. 
Der  Heimweg  eines  Installationsarbeiters  von  der  in  einem  Neulmu 
eines  Berliner  Vororts  belegenen  Arbeitsstelle  mittels  Stadtbahnzuges 
ist  als  Heimweg  von  der  Arbeit  im  gewülmlichen  Sinne  nicht  als 
Heimreise  von  auswärtiger  Montage  aufzufassen;  mithin  sind  Unfälle 
bei  einer  solchen  Gelegenheit  keine  Betriebsunfälle. 

E.  E.  2068,  A.  N.  1904  S.  617. 

Welche  Gefahren  werden  bei  einem  im  Auttrage  des 
Arbeitgebers  unternommenen  Gange  von  der  Versicherung 
gedeckt?    (§  3  des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes.) 

In  der  Entscheidung  sind  die  Entschädigungsansprüche  eines 
Brauereigehilfen,  der  auf  einem  angeblich  im  Auftrage  seines  Arbeit- 
gebers unternommenen  Gange  mit  dem  ihm  unbekannten  Bergmann  N. 
in  Streit  geraten  und  von  diesem  körperlich  misshandelt  war,  füi-  un- 
gerechtfertigt erklärt  worden. 

In  der  Begründung  heisst  es: 

Ein  Versicherter,  der  einen  Gang  kraft  seines  Auftrags  im  Sinne 
des  §  3  des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes  ausführt,  ist  hierbei 
gegen  diejenigen  Gefahren  versichert,  die  ein  solcher  Gang  seiner  Natm- 
nach  mit  sich  bringt.  Zu  diesen  Gefahren  gehört  z.  B.  die  des  Aus- 
gleitens und  des  Ueberfahrenwerdens.  Eine  seitens  eines  Drittens  zu- 
gefügte Körperverletzung  ist  aber  nur  dann  dahin  zu  rechnen,  wenn 
der  Gang  aus  besonderen  Gründen  die  Gefahr  einer  solchen  in  sich 
barg.  Ein  derartiger  Fall  liegt  z.  B.  vor,  wenn  ein  Arbeiter  eine 
unsichere  Gegend  zu  durchschreiten  hat,  wenn  er  in  der  Dunkelheit 
eines  AValdes  hinterlistig  überfallen  wird  oder  wenn  die  von  ihm  be- 
Avirkte  Beförderung  einer  grösseren  Geldsumme  zu  einem  verbrecherischen 
Anschlag  auf  ihn  herausfordert.  Von  alledem  ist  im  vorliegenden  Falle 
keine  Rede.  Der  Kläger  war  mit  dem  Bergmann  ledighch  in  Streit 
geraten  und  von  ihm  mit  einem  Messer  gestochen  worden,  weil  dieser 
behauptete,  von  jenem  im  Vorübergehen  gestossen  zu  sein.  Einer  Aus- 
schreitung dieser  Ai't,  die  ausschliesslich  in  der  Roheit  des  Täters  ihre 
Ursache  hat,  hätte  der  Kläger  auch  bei  jeder  anderen  Gelegenheit 
erliegen  können. 

Die  Beinifsgenossenschaft  ist  hiernach  zur  Entschädigung  des 
Klägers  nicht  verpflichtet. 


Unfälle  bei  Gängen  während  der  Mittagspause  ii.  ä. 

R.  E.  883,  A.  N.  1890  S.  508. 
Ein  Arbeiter  erlitt  bei  Glatteis  einen  Unliill  auf  dem  Wege  zur 
AVerkstatt  innerhalb  des  Betriebsgrundstücks,  doch  in  der  Mittags- 
pause. Das  R.  V.  A.  entschied,  dass  ein  Betriebsunfall  vorliege.  Die 
Frage,  ob  der  Weg  wegen  des  Glatteises  ordnungsmässig  besü-eut  wai-, 
sei  belanglos. 
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R.  E.  828,  A.  N.  1890  S.  198. 

Ein  Pferdebahiiscliaffner  wollte  in  der  Fabrtp|use  in  einem 
AVirtshause  zu  Abend  essen,  verunglückte  aber  beim  Ubersteigen  des 
Kinnsteins.  Das  R.  V.  A.  entschied:  Es  liegt  kein  Betriebsunfall  vor, 
da  der  Gang  im  persönlichen  Interesse  erfolgte  und  die  Gefahr  der 
er  erlag,  eine  Gefahr  des  gemeinen  Lebens  ist,  der  alle  auf  ofientlicheii 
Sti-assen  Verkehrende  ausgesetzt  sind. 

R.  E.  1689,  A.  N.  1898  S.  166. 

Der  Unfall  eines  Arbeiters  innerhalb  des  örtUchen  Bereichs  der 
Betriebsstätte  auf  dem  Wege  nach  einem  ausserhalb  belegenen  Wirts- 
hause zur  Befriedigung  eines  leibhchen  Bedürfnisses  ist  als  Betriebs- 
unfall anerkannt  worden. 

R.  E.  884,  A.  N.  1890  S.  508. 

Der  Unfall,  den  ein  Arbeiter  während  der  Mittagspause  dadurch 
erlitt,  dass  er  sich  an  einer  Bierflasche  eine  Schnittwunde  beibrachte, 
ist  kein  Betriebsunfall. 


Unfälle  nach  Beendigung  der  Arbeit. 

R.  E.  1789,  A.  N.  1899  S.  773. 

Das  Reinigen  des  Körpers  in  einem  zur  Betriebsanlage  gehörigen 
Teich  nach  Schluss  der  Betriebstätigkeit  ist  unter  besonderen  Umständen 
dem  Betriebe  zuzurechnen;  nämhch  dann,  wenn  es  sich  um  einen  Be- 
trieb handelt,  in  welchem  die  Arbeiter  dm'ch  die  Tätigkeit  am  Feuer 
übermässig  erhitzt,  durch  Kohlen,  Staub  etc.  geschAvärzt  und  so  in 
einen  Zustand  versetzt  sind,  der  eine  alsbaldige  Reinigung  zu  einem 
unabweisbaren,  über  das  allgemeine  Verlangen  nach  Reinlichkeit  und 
Erfrischung  erheblich  hinausgehenden  Bedürfnis  macht.  Die  Not- 
wendigkeit des  Waschens  liegt  unter  solchen  Umständen  in  der  Natur 
des  Betriebes  selbst. 

Eine  Verunglückung  beim  Waschen  in  einem  Teich,  der  in  un- 
mittelbarer Nähe  des  Betriebsgebäudes  sich  befand,  und  mit  Ein- 
verständnis der  Betriebsleitung  zum  AVaschen  benutzt  wurde,  ist  ein 
Betriebsunfall. 

In  der  Regel  sind  Unfälle  dieser  Art  keine  Betriebsunfälle. 
(Vergl.  R.  E.  594,  885,  1672,  A.  N.  1888  S.  316,  1890  S.  508, 
1897  S.  568.) 


Der  Begrift*  der  Betriebstätigkeit  darf  nicht  zu  eng  gefasst 

werden. 

Die  Bedeutung  dieser  vom  Reichsversichemngsamt  aufgestellten 
Forderung  geht  aus  folgenden  Entscheidungen  hervor: 

R.  E.  738,  A.  N.  1889  S.  352. 
Das  R.  V.  A.  hat  in  einer  Entscheidung  folgendes  ausgeführt: 
Es  würde  eine  zu  enge  und  der  wohltätigen  Absicht  des  Gesetzgebers 
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Hiebt  ei.tsprecliende  Eii.scliränknng  des  Begriffs  clor  Botricbsültitikcit 
sein  wenn  jede  Vcrwejulung  der  Betriebsmittel  oder  der  Betriebsarl)citer 
zu  Zwecken,  die  mit  dem  eigentlicbcn  und  näcbsten  Zwecke  des 
Unteruebmens  nicbt  unmittelbar  zusammenfallen,  von  dem  Betriebe  unter 
allen  Umstanden  als  ausgescblossen  gelten  sollte.  Solclies  erscheint 
nanient  icli  m  den  Fällen  nicht  zulässig,  in  welchen  der  Betriebs- 
unternehmer oder  ein  Betriebsbeamter,  deren  Anordnungen  einem  Nach- 
prutungsrecht  der  Arbeiter  regelmässig  nicht  unterliegen,  aus  Gefällie- 
keit,  allgemeiner  Menschenpflicht  etc.  einem  Dritten  gestattet,  gelegentlich 
aus  dem  Vorhandensem  der  Betriebseinrichtungen  und  der  Täti^^keit  des 
Betriebspersonals  mit  Vorteil  zu  ziehen,  vorausgesetzt  nur,  dass^dies  am 
Orte  und  zm'  Zeit  des  Betriebes  geschieht  und  dass  die  Einrichtungen 
bezw.  Ai^beiter  im  übrigen  in  einer  ihrer  regelmässigen  Benutzung 
bezw.  Betriebstätigkeit  im  wesentlichen  entsprechenden  Weise  verwendet, 
insbesondere  die  Arbeiter  dadurch  nicht  einer  ihrer  ordnungsmässigen 
Tätigkeit  völlig  fremdartigen  Gefahr  ausgesetzt  werden. 

Deragemäss  ist  ein  Unfall,  welcher  den  Werkmeister  in  der 
Reparatur-  und  Schmiedewerkstätte  eines  Tiefbaubetriebes  betraf,  als 
er  unter  Benutzung  der  Betriebseinrichtungen  in  einer  seitens  des 
Unternehmers  zugelassenen  Weise  eine  Jagdflinte  aus  GefäUigkeit 
reparierte,  als  bei  dem  versicherten  Betriebe  eingetreten  erachtet 
worden.  (Vergl.  R  E.  611  und  695,  A.  N.  1888  S.  :-333  und  1889 
S.  492.)  Aehnlich: 

R.  E.  725,  A.  N.  1889  S.  342. 

Einem  Flösser  fiel  beim  Losmachen  eines  Flosses  die  Mütze  in 
das  Wasser;  gleich  darauf  entkleidete  sich  einer  von  den  andern  auf 
demselben  Floss  beschäftigten  Flösseni,  sprang  ins  Wasser,  schwamm 
der  Mütze  nach,  um  dieselbe  wieder  herbeizuschaffen  und  ertrank  dabei. 
Das  R.  V.  A.  hat  durch  R.  E.  vom  20.  5.  89  in  diesem  Todesfall 
einen  Betriebsunfall  erkannt.  Der  ertrunkene  Flösser  ist  einer  Gefahi- 
ei'legen,  die  ihn  auf  dem  Flosse  in  stets  gleicher  Weise  umgab,  und 
die  gerade  die  eigentümliche  Gefährlichkeit  des  Flösserei-  und  Schiff- 
fahi'tsbetriebes  ausmacht.  Dass  diese  Gefahr  zu  seinem  Schaden  wirksam 
werden  konnte,  hat  er  freilich,  indem  er  ins  Wasser  sprang,  selbsttätig 
bewirkt.  Aber  was  ihn  dazu  trieb,  nämlich  die  der  Sorge  für  den 
Betrieb  selbst  gleichzuachtende  kameradschaftliche  Gesinnung,  welche 
durch  das  dem  Betrieb  eigentümliche  langwährende  enge  Zusammen- 
leben der  Flösser  noch  gesteigert  sein  mochte,  fusst  wiederum  im 
Grunde  auf  dem  Beü-iebe.  (Vgl.  Entsch.  604  A.  N.  d.  R.  V.  A.  1888 
S.  327  vorletzter  Abs.)  Letzterer  erscheint  mithin  in  doppelter  Be- 
ziehung für  den  Unfall  ursächlich,  und  die  beklagte  Binnenschiffahrts- 
Berufsgenossenschaft  hat  für  die  Folgen  dieses  Unfalls  einzutreten. 
(Vgl.  R.  E.  410,  593,  594,  698,  A.  N.  d.  R.  V.  A.  1887  S.  351. 
1888  S.  315,  316  und  1889  S.  193.) 

Ferner: 

R.  E.  1862.    A.  N.  1890,  S.  495. 
Der  Kutscher  eines  Fuhrunternehmers  rief,  als  sein  Pferd  unter- 
wegs gestürzt  war,  Hülfe  herbei.    Ein  in  der  Nähe  beschäftigter  Maurer 
leistete  diese  und  erlitt  dabei  eine  Verletzung. 
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D;is  R.-V.-A.  hat  liieriii  das  VorI'"cgcii  eines  Unfalls  beim  Fuhr- 
wcrksbotrieb  anerkannt. 

Bei  Lage  der  Sache  brauchte  der  Führer  des  Wagens  h-eni de 
Hülfe.  AVenn  er  eine  in  der  Nähe  befindliche  Person  herbeu'ief,  so 
handelte  er  nach  verständigem  Ermessen,  im  Interesse  des  abwesenden 
Betriebsimternehmers.  Die  vom  Verletzten  geleistete  Hülfe  muss  dem- 
nach als  ein  füi'  den  Betrieb  des  Unternehmers  förderliches  Eingreifen, 
mithin  als  eine  Beschäftigung  in  diesem  Betriebe  im  Sinne  des  U.-V.-G. 
angesehen  werden. 

Vergl.  E.  E.  863.    1890,  Seite  496. 

E.  E.  1799.    A.  N.  1900.    S.  533. 

Gelegentliche  Hülfeleistung  des  landwirtschaftlichen 
Betriebspersonals  bei  Bauten,  welche  ein  Landwirt  durch  einen 
selbständigen  Baugewerbetreibenden  für  seinen  Betrieb  ausführen  lässt, 
gehören  zum  landwirtschaftlichen  Betriebe. 

Doch: 

E.  E.  1658.    A.  N.  1897.    S.  505. 

Der  Unfall  eines  Landwirts  beim  Eetten  der  Fattcrvorräte  aus 
der  brennenden  Scheune  eines  ihm  nicht  benachbarten  Besitzers  ist 
nicht  als  landwirtschaftlicher  Betriebsunfall  anzusehen 

und 

E.  E.  1984.    A.  N.  1903.    S.  347. 

Die  Hülfeleistung,  welche  einem  nach  einem  fremden  Betrieb  ent- 
sandten Monteur  einer  Maschinenfabrik  von  einem  Arbeiter  dieses  Be- 
triebes vorübergehend  ohne  Auftrag  gewährt  wird,  bedingt  nicht  den 
Übertritt  des  Arbeiters  in  den  Betrieb  der  Maschinenfabrik 

sowie 

E.  E.  1574.    A.  N.  1897.    S.  260. 

Die  persönhche  Hülfeleistung  eines  Landwirts  bei  einer  Leichen- 
bestattung kann  auch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  nachbarlichen  Ge- 
fälligkeit ]iicht  dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  zugerechnet  werden. 

Durch  vielfache  sonstige  Entscheidungen,  die  aber  nur  für  den 
Einzelfall  Geltung  haben,  sind  die  Grenzen  der  »Betriebshandlung« 
in  den  einzelnen  versicherten  Berufen  festgelegt.    Z.  B.  ist  entschieden: 

E.  E.  1766.    A.  N.  1899.    S.  582. 

Die  Viehhaltung  ist  ein  Teil  des  landwirtschaftlichen  Betriebes, 
insbesondere  daim,  weini  der  Unternehmer  die  Landwirtschaft  iiicht  als 
Hauptgewerbe  betreibt. 

E.  E.  1329.    A.  N.  1894.    S.  267. 

Unfälle  beim  Pferdehandel  sind  nicht  als  beim  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  eingetreten  anzusehen. 
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Zu  3.  Der  HiiraU  miiss  in  ursiiehliclieu  Zusammciiliaug  mit 
(lern  JJctricbe  imd  dcfsscii  Gefjihreu  gebracht  Mcrdcn  köiiucn. 

Grundsätzlich  wichtig  sind  zunächst  die  folgenden  Entscheidungen: 

E.  E.  202.    A.  N.  1886.    S.  228. 

Der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  der  konsta- 
tierten Verletzung  und  dem  Betriebe  ist  vom  Verletzten 
nachzuweisen.  Dieser  Nachweis  kann  in  vielen  Fälle]i  nicht 
in  ganz  zwingender  Weise  geführt  werden,  unterliegt  viel- 
mehr einer  .freien  Beurteilung  des  erkennenden  Gerichts, 
welches  die  Uberzeugung  von  dem  erforderlichen  Zusammen- 
hange unter  Umständen  auch  aus  Wahrscheinlichkeitsuiomen- 
tcn  entnehmen  kann.  Wollte  man  unter  allen  Umständen 
einen  dringenden  Nachweis  verlangen,  so  würde  man  damit 
gegen  den  Geist  der  Gesetzgebung  Verstössen  und  deren  Seg- 
nungen in  manchen  Fällen  illusorisch  machen.  Es  handelt 
sich  nicht  um  eine  privatrechtliche  Versicherung,  sondern 
um  eine  üffentlichrechtliche  Fürsorge 

und 

R  E.  1479.  A.  N.  1896.  S.  216. 
Der  Begriff  Betriebsunfall  bedingt  nicht  das  Vor- 
handensein eigentümlicher  Betriebsgefahren.  Das  E.-V.-A. 
hat  in  einer  E.  E.  vom  6.  2.  93  die  Annahme  des  Schieds- 
gerichtsfür irrtümlich  erklärt,  dass  der  Begriff  des  Betriebs- 
unfalls den  Nachweis  einer  Einwirkung  eigentümlicher  be- 
sonderer Gefahren  des  Betriebes,,  welche  über  die  Gefahr 
des  täglichen  Lebens  hinaus  gehen,  erheische.  Eines  solchen 
Nachweises  bedarf  es  nicht.  Es  muss  lediglich  ein  ursäch- 
licher Zusammenhang  zwischen  dem  Betriebe  und  dem  Un- 
fälle, für  dessen  Folgen  Entschädigung  gefordert  wird,  dar- 
getan sein.  (Zu  vergleichen  E.  E.  1266.  1272,  1444,  A.  N.  des 
E.-V.-A.  1893,  S.  428,  430,  1895,  S.  238.) 

Unfälle  diircli  Betriebsciurichtuugeu  während  der 

Arbeitspause. 

E.  E.  1741,  A,  N.  1899  S.  225. 

Der  Unfall  eines  Arbeiters  auf  der  Betriebsstätte 
während  einer  Mittagspause  (Brandwunden)  durch  das  Feuer 
einer  Fcldschmiede  ist  ein  Betriebsunfall. 

Begründung :  Nach  der  ständigen  Eechtssprechung  des  E.  V.  A. 
sind  die  Arbeiter,  sofern  sie  sich  innerhalb  des  Bereiches  des  Betriebes 
und  seiner  Gefahren  bewegen,  auch  während  der  Arbeitspausen  gegen 
die  aus  den  Einrichtungen  des  Betriebes  hervorgehenden  Unfiille  in 
der  Eegel  versichert. 

Der  Kläger  verweilte  auf  der  Arbeitsstätte  unter  andern  auch, 
um  dort  die  Aufsicht  zu  führen.  Er  hat  sich  bei  dieser  Sachlage 
durch  das  Anschüren  des  Feuers  der  Feldschmiede  weder  einer  be- 


—    27  — 


triebsfremdeu  Gefahr  ausgekotzt,  da  die  Gefahr,  welcher  e  eilag, 
durch  eine  Betriebseinrichtuug  geschaffen  war,  noch  ist  er 
aus  dem  Betriebe  ausgeschieden.  Der  Anspruch  auf  Entschädigung 
ist  begründet.       ^  ^   ^^^^^  ^  ^   ^^^^  .^^^ 

Ein  Unfall,  den  ein  über  Mittag  an  der  Betriebsstätte  ver- 
weilender Arbeiter  infolge  eines  epileptischen  Anfalls  diu'ch  eine 
Betriebseinrichtung   erleidet,  hat  in  der  Regel  als  Betriebsunfall  zu 

gelten.  ^ 

R.  E.  478,  A.  N.  1888  S.  176. 

Ein  Arbeiter  Hess  sich  während  der  Mittagspause  mit  einem 
Mitarbeiter  in  eine  Neckerei  ein.  Er  stürzte  aus  diesem  Anlass  in 
eine  zum  Betrieb  gehörige,  mit  frisch  gelöschtem  Kalk  gefüllte  Grube 
und  verstai-b  infolge  davon.  Der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen 
dem  Unfall  imd  einer  den  Zwecken  des  Betriebes  dienenden  Ein- 
richtung ist  laut  Entscheidung  vom  16.  Januar  1888  als  vorhanden 
anzusehen  und  wird  auch  nicht  dadurch  aufgehoben,  dass  der  Unfall 
sich  während  der  Mittagspause  ereignete,  da  die  Arbeiter  auch  während 
dieser  Zeit  an  der  Betriebsstelle  sich  aufhalten  müssen  und  den  Ge- 
fahren der  Eim-ichtungen  auf  derselben  ausgesetzt  sind.  Die  nicht 
ausreichend  geschützte  Kalkgrube  ist  die  wesentliche  Ursache  der  töt- 
licheu  Verletzung  gewesen. 

Vgl.  R.  E.  281,  354,  455,  1887  S.  29,  147  und  1888  S.  70. 

UnfHIlc  beim  Betriebe  durch  Yerscliuldcn  anderer  rersoiieu. 

R.  E.  564,  A.  N.  1888  S.  289. 
Einem  in  einer  Drahtzieherei  beschäftigten  Arbeiter  wurde  durch 
Abspringen  eines  Endes  des  von  ihm  gezogenen  Drahtes  die  zur  Be- 
leuchtung seines  Drahtzuges  dienende  Petroleumlampe  zerschellt  und 
durch  das  ausströmende  Petroleum  die  vor  ihm  liegende  Drahtschiene 
verdorben.  Aus  Arger  über  dieses  Missgeschick  zertrümmerte  er  die 
Lampe  nunmehr  vollends,  wobei  einem  in  der  Nähe  beschäftigten  Mit- 
arbeiter ein  Glasstück  ins  Auge  sprang  und  den  Verlust  desselben  ver- 
m-sachte. 

Das  R.  V.  A.  hat  hierin  einen  Betriebsunfall  erblickt.  Ursprung 
und  Ausgang  des  ganzen,  bei  der  schnellen  Aufeinanderfolge  der 
Einzelheiten  als  einheitlicher  Vorgang  anzusehenden  Ereignisses  stehen 
mit  dem  Betriebe  und  den  durch  seine  Einrichtungen  und  Werkzeuge 
hervorgerufenen  Gefahren  im  engsten  Zusammenhange  und  dieser  Zu- 
sammenhang ist  durch  das  dazwischentretende  schuldhafte  Handeln  des 
dafür  mit  einer  Geldstrafe  bestraften  Arbeiters  nicht  unterbrochen 
worden.    (Vergl.  R.  E.  490,  565  A.  N.  1888,  S.  189,  S.  289.) 

R.  E.  563,  A.  N.  1888  S.  289. 
Ein  Fabrikarbeiter  warf  aus  Spielerei  Kupferhütchen  in  ein 
offenes  Nietfeuer  und  brachte  sie  dadurch  zur  Explosion.  Hierbei  flog 
ein  abspringender  Metallsplitter  einem  anderen  an  diesem  Nietfeuer 
beschäftigten  Arbeiter  ins  Auge,  sodass  dieses  verloren  ging.  Das 
R.  V.  A.  hat  das  Vorliegen  eines  »Unfalls  bei  dem  Betriebe«  aner- 
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kaiint,  da  zur  Her])eifiiliniiig  des  Unralls  ausser  dem,  mit  dem  Be- 
triebe allerdings  in  keinem  ursäehliclicn  Zusaiiunenhaiig  stehenden  Ver- 
schulden des  Mitarbeiters  auch  das  Nietfeuer,  also  eine  Betriebsein- 
richtung, mitgewirkt  hat.  das  Zusammenwirken  mehrerer  Ursachen  bei 
einem  Unfall  aber  die  Entschädiguugspflicht  nicht  ausschliesst.  sofern 
sich  luu-  eine  dieser  Ursachen  auf  den  Betrieb  zurückführen  lässt 
(Vgl.  R.  E.  358.    A.  N.  1887,  S,  150.) 

R.  E.  1811,  A.  N.  1900  S.  684. 

Verletzung  eines  Arbeiters  durch  eine  mutwillig  nach 
ihm  geAvorfene  Tonkugel  als  Betriebsunfall. 

Begi-ündung:  Der  Unfall  hat  sich  nicht  nur  an  der  Betriebsstätte 
und  während  der  Arbeitszeit  zugetragen,  sondern  es  besteht  ein  ur- 
sächhcher  Zusammenhang  zwischen  ihm  und  dem  Betriebe.  Schon  die 
blosse  Arbeitsgemeinschaft  der  jugendlichen,  zu  Neckereien  geneigten 

Personen  bildet  eine  gewisse  Gefahr  für  die  Beteiligten  hierzu 

tritt  in  entscheidender  Weise  der  Umstand,  dass  der  Kläger  im  Augen- 
blick des  Unfalls  seine  ganze  Aufmerksamkeit  der  Betriebsarbeit  wid- 
mete und  deshalb  nicht  in  derselben  Weise  wie  etwa  eine  ausserhalb 
des  Betriebes  stehende  Person  imstande  war,  sich  vor  der  nach  ihm 
geworfenen  Tonkugel  zu  schützen.  Endlich  ist  auch  der  Stoff  der 
Kugel  von  den  Mitarbeitern  des  Klägers  an  der  Betriebsstätte  gefunden 
und  dem  Betriebsmaterial  entnommen.  Alle  diese  Umstände  haben  bei 
dem  Unfall  eine  wesentliche  Bolle  gespielt  und  sie  hängen  sämtlich 
mit  den  Einrichtungen  des  Betriebes  zusammen.  (Vergl.  R.  E.  734 
und  1051,  A.  N.  1889,  S.  351,  1891  S.  261.) 

R.  E.  1051,  A.  N.  1891  S.  261. 
Ein  Kutscher  wurde  während  der  Fahrt  von  einem  Steine  ge- 
troffen, der  mutwilliger  Weise  nach  den  Pferden  geworfen  war.  Ein 
Auge  erblindete,  Betriebsunfall  wurde  anerkannt.     Zu  vergl.  R.  E. 
825—27,  882/886,  1031,  Jahr  1890. 

R.  E.  1810,  A.  N.  1900  S.  683. 

Verletzung  eines  Arbeiters  durch  Misshandlung  als 
Betriebsunfall. 

Der  Arbeiter  war  bei  der  Arbeit  mit  einer  andern  Person  in 
Streit  geraten  und  verletzt.  Da  die  Ursache  des  Streits  im  Zusammen- 
hang stand  mit  der  betr.  Arbeit  (landwirtschaftliche  Betriebstätigkeit), 
so  ist  ein  Betriebsunfall  anzunehmen. 

R.  E.  1395,  A.  N.  1895  S.  155. 

Vergiftung  aus  Rache  durch  einen  Mitarbeiter  ist  als 
Betriebsunfall  anerkannt. 

R.  E.  565,  A.  N.  1888  S.  289. 

Ein  Arbeiter  wurde  von  einem  Mitarbeiter  bei  einer  Neckerei, 
welche  mit  dem  Betriebe  selbst  in  keinem  Zusammenhang  stand,  viel- 
mehr rein  persönlichen  Verhältnissen  entsprang,  durch  einen 
Bohrer,  welchen  der  Täter  gerade  in  der  Hand  hatte,  schwer  verletzt. 
Da.s  R.  V.  A.  hat  entschieden,  dass  hier  ein  ursächlicher  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Betriebe  oder  dessen  Gefahren  und  dem  Unfälle 
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umsowenigor  anzunehmen  sei,  als  sich  der  betreffende  Bohrer  in  dem 
gegebeneu  Zeitpunkt  überhaupt  nicht  in  bestnnmungsgemasser  Ver- 
wendung befand.  ,   ,    ,r  ,  ,  ,  i         ••  i 

Der  Entschädigungsanspruch  des  Verletzten  wurde  zurück- 
gewiesen.   (Vgl.  R.  E.  455  und  476,  1888,  S.  70,  176. 

R.  E.  1812,  A.  N.  1900  S.  684. 

Ein  Unfall  auf  dem  glatten  Pussboden  eines  Ladens 
infolge  einer  Neckerei  ist  kein  Betriebsunfall  Ein  glatter 
Fussbodeu  ist  nicht  als  »Betriebseinrichtung«  anzusehen. 

Begründung:  Der  glatte  Fussboden  eines  Ladens  ist  nicht  in 
dem  Sinne  eine  dem  Betrieb  eigentümliche  Einrichtung,  wie  z.  B. 
Maschinen,  Kalkgruben,  Betriebsmaterialien. 

Unfälle  durch  eigenes  Verschulden. 

R.  E.  1963,  A.  N.  1902  S.  674. 

Bei  den  zweifellos  dem  Betriebe  zuzurechnenden  Verrichtungen 
wird  der  zm^  Anerkennung  eines  Betriebsunfalls  erforderhche  ursäch- 
liche Zusammenhang  zwischen  Unfall  und  Betrieb  nicht 
dadurch  ausgeschlossen,  dass  der  Versicherte  einem  gehörig 
durchgeführten,  zur  Abgrenzung  des  Betriebes  geeigneten 
Verbote,  zuwider  gehandelt  und  hierbei  den  Unfall  erlitten  hat. 

Beispiel:  Ein  Bergmann  hatte  einen  tötlichen  Unfall  erhtten, 
als  er  einen  bergpolizeilich  zur  Personenbeförderung  nicht  zugelassenen 
Förderkorb  zur  Ausfahrt  aus  dem  Schachte  benutzte.  Der  erweiterte 
Senat  hat  in  Abweichung  von  mehreren  früheren  R.  E.,  hi  deren  Be- 
gründung auch  in  einem  solchen  Falle  »bei  bewusstem  Ubertreten 
eines  gehörig  durchgeführten,  zur  Abgrenzung  des  Betriebes  bestimmten 
Verbots«  eine  Loslösung  des  Arbeiters  von  dem  Betriebe 
grundsätzlich  angenommen  ist,  (zu  vgl.  R.  E.  1627,  1628.  1897 
S.  365  und  folgende,  R.  E.  1823,  1900  S.  777  und  andere)  folgende 
anderslautende  Entscheidung  getroffen :  Der  Anspruch  der  Hinter- 
bliebenen auf  Rente  ist  anzuerkennen. 

Der  erweiterte  Senat  ging  hierbei  von  der  Erwägung  aus,  dass 
die  in  den  friiheren  Grundsätzen  der  Rechtssprechung  zum  Ausdruck 
gelaugte  begriftliche  Einschränkung  des  Betriebsunfalls  weder  aus  dem 
Wortlaut  des  Gesetzes  noch  aus  dem  Sinne  und  der  Entstehungs- 
geschichte desselben  überzeugend  hergeleitet  werden  könne,  dass  sie 
vielmehr  der  Auffassung  zuwider  laufe,  welche  die  Gesetzgeber  über 
den  Begriff  des  Betriebsunfalls  bei  der  Beratung  sowohl  des  U.  V.  G. 
vom  6,  7.  84  als  auch  des  G.  U.  V.  G.  vom  30.  6.  00,  soweit  ersicht- 
hch,  gehabt  habe. 

Unter  HeiTschaft  des  jetzt  in  Kraft  befindlichen  G.  U.  V.  G. 
lässt  die  Aufrechterhaltung  dieses  Grundsatzes  umsoweniger  sich  recht- 
fertigen, als  im  §  8  Abs.  2  Satz  2  luid  Abs.  3  ausdrücklich  die 
Möglichkeit  einer  gänzlichen  oder  teilweisen  Versagung  der  Ent- 
schädigung für  solche  Arten  von  Betriebsunfällen  eröffnet  wird,  bei 
denen  der  Verunglückte  den  Unfall  durch  sein  eigenes  strafbares 
Verhalten  (Verbrechen,  vorsätzliches  Vergehen)  verursacht  hat. 
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Durch  Aufnahme  dieser  Eesthnmungeii  in  das  neue  Gesetz  ist 
nach  Ansicht  des  R.  V.  A.  vom  Gesetzgeber  die  Meinung  festgelegt 
dass  die  grundsätzliche  Verneinung  eines  Betriebsunfalles  auf  diese 
Falle  zu  beschränken,  im  übrigen  nach  Lage  der  besonderen  Vor- 
hältnisse zu  entscheiden  ist. 

Die  Anschauung  wird  juristisch  begründet. 

Zm  Erläuterung  dieses  grundsätzlichen  Standpunktes  ist  neuer- 
dings entschieden  worden: 

K  E.  2017,  A.  N.  1903  S.  565. 
Entschädigungsansprüche  aus  Unfällen,  die  bei  bewusstera  Zu- 
widerhandeln  gegen   eiii   gehörig  durchgeführtes   Verbot  eingetreten 
smd,  setzen  den  unbedingt  sicheren  Nachweis  voraus,  dass  die  un- 
fallbringende Tätigkeit  dem  Betriebe  gedient  hat. 

ß.  E.  2078,  A.  N.  1905  S.  211. 
Die  Anwendbarkeit  des  §  8  Abs.  2  Satz  2  des  G.  U.  V.  G. 
setzt  voraus,  dass  der  Strafrichter  das  Vorliegen  eines  »Verbrechens« 
oder  »vorsätzlichen  Vergehens«  festgestellt  hat.  Bei  denjenigen 
Vergehen,  insbesondere  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  Vorschriften 
polizeilicher  Natur,  die  ohne  Rücksicht  darauf  unter  Strafe  gestellt 
sind,  ob  sie  vorsätzlich  oder  fahrlässig  begangen  werden,  muss  aus 
den  Gründen  des  Strafurteils  mit  Sicherheit  erhellen,  dass  der  Straf- 
richter nicht  nur  eine  fahi-lässige,  sondern  eine  —  im  Sinne  des 
Strafrechts  —  »vorsätzliche«  Handlungsweise  für  vorliegend  er- 
achtet hat. 

R.  E.  2094,  A.  N.  1905  S.  405. 

Unfälle  bei  Handlungen,  die  absichtlich  zur  Störung 
des  Betriebs  vorgenommen  werden,  sind  keine  Betriebs- 
un  fälle. 

Ferner  gehört  hierher  noch: 

R.  E.  1625,  A.  N.  1897  S.  363. 

-  Die  Verletzung  eines  Bergarbeiters  infolge  des  durch  Spielerei 
herbeigeführten  Zerplatzens  eines  von  ihm  auf  der  Hauptförderstrecke 
gefundenen  Sprengzündhütchens  ist  als  Betriebsunfall  anzusehen. 


Unfälle  (lurcli  eine  sonst  betriebsfremde  Gefahr. 

R.  E.  1557,  A.  N.  1896  S.  466. 

Ein  Betriebsunfall  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen, 
dass  der  Arbeiter  bei  der  Ausführung  einer  Dienstverrichtung 
einer  sonst  betriebsfremden  Gefahr  erliegt. 

Ein  Arbeiter  im  Schrei nerbetrieb  war  beauftragt,  seinem  Meister 
eine  Depesche  in  ein  benachbartes  Wirtshaus  zu  bringen.  Hierbei 
fiel  er  in  einen  Keller  und  verletzte  sich  erheblich.  Sein  Anspruch 
auf  Unfallrente  wurde  anerkainit,  weil  nach  Liigc  des  besonderen 
Falls  der  Inhalt  der  Depesche,  die  der  Meister  im  Wirtshause  er- 
warten wollte,  dem  Betriebe  diente. 
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Es  ist  als  unerheblich  angesehen,  aus  welchem  Grunde  der 
Meister  den  Arbeiter  in  das  Wirtshaus  bestellte.  Wenn  auch  im  all- 
cremeinen  der  Unternehmer  den  Kreis  der  versicherungspttichtigen 
Tätigkeit  seiner  Arbeiter  nicht  beliebig  durch  Erteilung  von  Auftragen 
erweitern  kann,  so  trifit  dieses  bezüglich  der  Art  der  Auslührung  enies 
solchen  Auftrags  nicht  zu,  »der  seinem  Gegenstand  nach  zweifellos  der 
Fördei-uiig  des  Betriebes,  wenn  auch  nur  in  mittelbarem  Sinne  diente.« 

R.  E.  445,  A  N.  1888  S.  407. 
Ein  Maurer  wurde  bei  brennender  Sonnenhitze  durch  Sonnen- 
stich getötet. 

Ein  Betriebsunfall  wmxle  anerkannt,  weil  die  Einwirkung  der 
Hitze  und  Sonnenstrahlen  auf  das  Gehirn  des  Verstorbenen  durch  die 
eigentümlichen  Anforderungen  seiner  Tätigkeit  im  Betriebe  veranlasst 
sei.    (Vergl.  R.  E.  481,  A.  N.  1888  S.  177.) 


Tod  während  der  Arbeit  aus  ungeklärter 
Ursache  —  Betriebsunfall. 

R.  E.  548,  A.  N.  1888  S.  280. 
Ein  Arbeiter  wurde  im  Filterturm  einer  Fabrik,  wo  er  beschäftigt 
war,  tot  aufgefunden.  Sektion  der  Leiche  fand  nicht  statt,  daher  war 
später  ehie  nähere  Aufklärung  über  die  Todesart  unmöglich.  Das 
R.  V.  A.  entschied  auf  Anerkennung  des  Entschädigungsanspruches 
von  Seiten  der  Hinterbliebenen.  Der  Grundsatz  sei  gerechtfertigt,  dass 
bei  einem  Arbeiter,  welcher  in  einer  Betriebseinrichtung  tot  aufgefunden 
wird,  mangels  einer  anderweiten  Klarstellung  die  ohnehin  vorhandene 
Vermutung  eines  Todes  durch  Unfall  durch  die  in  vorliegendem  Falle 
von  der  beklagten  Berufsgenossenschaft  verschuldete  Unmöglichkeit  der 
genaueren  Feststellung  der  Todesursache  derartig  verstärkt  worden  sei, 
dass  das  Vorhandensein  eines  Betriebsunfalles  anzunehmen  ist.  (Vgl. 
auch  R.  E.  237,  A.  N.  1886  S.  291. 


Welche  Reclitsnachteile  können  einem  Unfall- 
verletzten auferlegt  werden,  wenn  er  der  ärztlichen 
Untersuchung  hezw.  Behandlung  widerstrebt? 

Die  Frage,  welche  Rechtsnachteile  einem  Verletzten  dadurch  er- 
wachsen, dass  er  sich  grundlos 

entweder  weigert,  sich  dem  ihm  von  der  Berufsgenossenschaft 

bezeichneten  Arzt  zur  Untersuchung  vorzustellen, 
oder  in  das  ihm  bezeichnete  Krankenhaus  zur  Behandlung 

sich  zu  begeben, 
oder  das  tieilverfaliren  unterbricht,  indem  er  die  Heilanstalt 

eigenmächtig  und  gegen  den  Rat  der  Ärzte  verlässt, 
sowie  welche  Weigerungsgriindo  unter  Umständen  als  be- 
rechtigt anzusehen  sind, 
hat  in  sehr  vielen  Fällen  das  R.  V.  A.  beschäftigt. 
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V      P^i  ^ff®*'  g'H*  bestimmten,  auf  alle  KUle  anwendbare 

Vorschriften.  ^)  Durch  Urteile  des  R  V.  A.  sind  die  massgebenden 
Grundsätze  für  das  Verfahren  in  diesen  Fällen  festgelegt.  Sie  sind 
unter  dem  neuen  -  seit  1900  geltenden  -  Gesetz  (das  leider  auch 
keine  khiren  Vorschriften  über  diesen  Punkt  enthält)  andere  als  unter 
der  Herrschaft  des  alten  Unfall- Versicherungs-Gesetzes. 

Der  Standpunkt  des  Reichs- Versicherungsamts  soll  kurz  erläutert 
werden. 

Um  einigermassen  erschöpfend  zu  sein  und  die  gegenwäi'tig  gel- 
tende Anschauung  mit  Klarheit  zu  kennzeichnen,  müssen  mehrere  Ent- 
scheidungen aus  fi-üherer  und  neuester  Zeit  angeführt  werden,  welche 
den  grundsätzlichen  Standpunkt  des  Reichs- Versicherungsamts  und  die 
Entwicklung  der  heute  zu  Recht  bestehenden  Bestimmungen  daliegen. 

Unter  der  Herrschaft  des  alten  —  bis  zum  Jahre  1900 
gültigen  —  Gesetzes  war  folgendes  festgehalten  worden: 

1.  Der  Verletzte  hat  im  allgemeineii  die  Verpflichtung,  sich 
auf  Verlangen  der  zuständigen  Berufsgenossenschaft  ärztlich 

untersuchen  zu  lassen. 

R.  E.  1217.    A.  N.  1893  S.  166. 

Das  R.  V.  A.  hat  eine  solche  Verpflichtung  nach  den  Umständen 
eines  Falles  mit  folgender  Begründung  anerkannt: 

Als  der  Verletzte  aufgefordert  wurde,  sich  durch  einen  ihm  be- 
stimmten Arzt  untersuchen  zu  lassen,  lag  zwar  ein  6  Wochen  vorher 
erstattetes  Gutachten  des  behandelnden  Arztes  vor,  welches  sich  über 
den  Zustand  und  die  Erwerbsfähigkeit  des  Veiletzten  aussprach. 

Wenn  aber  die  Berufsgenossenschaft  für  die  Festsetzung  der 
Rente  noch  eines  weiteren  Gutachtens  von  einem  nach  seiner  Meinung 
mit  Fällen  der  vorhegenden  Art  besonders  vertrauten  Arzt  zu  bedürfen 
glaubte,  so  ist  in  einem  solchen  Verlangen  dem  Kläger  gegenüber  eine 
unbillige  Zumutung  nicht  zu  erblicken.  Auch  der  Hinweis  des  Klägers 
auf  die  angebliche  Befangenheit  des  Dr.  X.  ist  verfehft.  Gegenüber 
dem  im  ärztlichen  Stande  herrschenden  Pflichtbewusstsein  und  Ehr- 
gefühl kann  nicht  zugegeben  werden,  dass  ein  bestehendes,  vorliegenden 
Falls  sehr  entferntes,  materielles  Interesse  daran,  dass  eine  gCAvisse 
Heilmethode  sachgemäss  und  erfolgreich  erscheine,  die  Sachlichkeit  und 
Unparteiliclikeit  eines  die  Würdigung  einer  Heilmethode  erheischenden 
Gutachtens  regelmässig  beeinflussen  werde. 

Glaubte  indess  der  Kläger,  Griuid  zu  einer  Besorgnis,  gleichwohl 
mit  Bezug  auf  die  Person  des  Dr.  X.  zu  haben,  so  stand  es  ihm  frei, 
dahingehende  Bedenken  gegenüber  dem  von  diesem  zu  erstattenden 
Gutachten,  nachdem  es  ihm  bekannt  gegeben  war,  mit  triftigen 
Gründen  zu  vei'treten.  Dagegen  durfte  er  trotz  etwaiger  Besorgnis 
nicht  die  Erstattung  des  Gutachtens  hinterü-eiben. 


•)  "^'gl-  §  23  Gr.  LT.  V.  U.  Seile  11  dieses  Buches. 


—  sn  — 

2  Weigert  sich  ein  Unfallverletzter  (oder  Renten- 
empfänger), sich  ärztlich  untersuchen  zu  lassen  bezw. 
sich  zu?  Heilung  in  ein  Krankenhaus  zu  begeben,  so 
kann  dieses  Verhalten  einen  Einfluss  auf  die  Hohe 
der  ihm  sonst  zustehenden  Rente  haben. 

Beispiel:       R.  E.  1219,  A.  N.  1893  S.  167. 

Ein  Verletzter  hatte  eine  ihm  vorgeschlagene  medico-mechanische 
Behandlung  zurückgewiesen  und  später  die  Untersuchung  durch  einen 
bestimmt  bezeichneten  Arzt  verweigert.      ^  ^.   „  , ,       .  ,  ., 

Die  Berufsgenossenschaft  hatte  darauf  die  Zahlung  jeder  weiteren 
Entschädigung  abgelehnt.    Das  R.  V.  A.  entschied  in  letzter  Instanz: 

Die  Berufsgenossenschaft  hat  allerdings  das  Recht,  den  nacü 
Lage  der  Akten  füi-  den  Verletzten  ungünstigsten  Schluss  auf  die  . 
inzwischen  erzielte  Besserung  oder  Wiederherstellung  zu  ziehen.  Es 
sind  ferner  Einschränkungen  der  Erwerbsfähigkeit,  welche  dmxh  pflicht- 
gemässes  Verhalten  des  Verletzten  vermieden  worden  wären,  nicht  von 
der  Berufsgenossenschaft  zu  entschädigen.  Nach  Lage  des  besonderen 
Falls  war  dem  Verletzten  jedoch  eine  gewisse  Rente  zu  belassen  und 
die  völlige  Versagung  der  Rente  unzulässig. 

In  R.  E.  654,  A.  N.  1889  S.  138  ist  in  einem  analogen  Fall 
grundsätzlich  betont:  Völlige  Versagung  der  Rente  wird  nur  ausnahms- 
weise möglich  sein.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wird  eine  Rente  be- 
willigt werden  müssen. 

R.  E.  1719,  A.  N.  1898  S.  362. 

....  Eine  solche  Weigerung  des  Verletzten  rechtfertigt  es  aber 
Avohl  stets,  einen  Antrag  auf  Erhöhung  der  Rente  abzulehnen. 

3.  Verlässt  der  Verletzte  das  Krankenhaus  eigen- 
mächtig und  entgegen  ausdrücklicher  ärztlicher  An - 
Ordnung,  so  ist  der  Einfluss  dieses  Verhaltens  auf 
die  Höhe  der  Rente  nach  den  jeweiligen  Umständen 

ein  verschiedener. 

Beispiel : 

In  R.  E.  610,  A.  N.  1888  S.  333  ist  der  Grundsatz  festgelegt: 
Wenn  dieses  Zuwiderhandeln  nach  glaubhafter  sachverständiger  Ver- 
sicherung zur  Folge  hat,  dass  der  Heilungsprozess,  welcher  sonst  ein 
vollständiger,  jewede  Erwerbsunfähigkeit  ausschliessender  gewesen  wäre, 
derart  unterbrochen  wird,  dass  eine  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  zurück- 
bleibt, so  fällt  die  Entschädigungsptlicht  für  die  Unfallfolgen  fort. 

4.  Die  Berufsgenossenschaft  hat  —  auf  Grund  der 
Rechtsprechung  des  Reichs  -  er  sicher  ungsamts  — 
das  Recht  auf  Sperrung  der  Rente  für  gewisse  Zeit 
im  Falle  grundloser  Verweigerung  der  Heilanstalts- 
Behandlung, 

d.  Ii.  sie  kann  die  Gewährung  einer  Rente  zunächst  ganz  ablehnen, 

J  u  n  i  u  8  ,  Unfallversicherung,  3 
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so  lange  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  zu  einer  Heil- 
anstaltsbehandlung gegeben  sind. 

Die  Befugnis  dazu  wurde  aus  dem  §  7  des  alten  U.  V.  G  her- 
geleitet, nach  welchem  der  Berufsgeuossenschaft  das  Recht  zustand 
»an  Stelle«  der  Heilungskosten  und  der  Rente  »bis  zum  beendigte)! 
Heilveilahren  freie  Kur  und  Verpflegung  m  einem  Krankeuhause  zu 
gewahren  (Wahlrecht  der  Berufsgenossenschaft).  Erst  wenn  die 
gesetzlichen  Voraussetzungen  der  Heilanstaltsbehandlung 
weggefallen  waren,  oder  diese  dem  Verletzten  nicht  mehr 
offen  gehalten  wurde,  hatte  die  Berufsgenossenschaft  zu 
dem  Entschädigungsanspruche  Stellung  zu  nehmen.  Sie 
konnte  hierbei  dem  Verletzten  die  Rente  für  einen  solchen  Zeitraum 
wie  ihn  die  Heilanstaltsbehandlung  nach  Bedürfnis  des  Falles  einge- 
nommen haben  würde,  endgültig  ganz  entziehen,  hatte  dagegen  im 
übrigen  —  und  zwar  auch  für  die  Vergangenheit  —  diejenige  Rente 
zu  gewähren,  welche  der  Erwerbsunfähigkeit  entsprach,  die  bei  recht- 
zeitiger Durchführung  des  angeordneten  Heilverfahrens,  also  unabhängig 
von  dem  schuldhaften  Verhalten  des  Verletzten,  voraussichtHch  noch 
zurückgeblieben  wäre  (Kausalitätsprinzip). 

(Nach  einer  Zusammenfassung  in  R.  E.  1847,  A.N.  1901  S.  358 
und  R.  E.  2000,  A.  N.  1903  S.  468.) 

5.  Es  ist  jedoch  in  ständiger  Rechtsprechung  des 
R.  V.  A.  der  Grundsatz  festgehalten,  dass  bei  der 
Anordnung  von  Untersuchung  und  Krankeuhausauf- 
nahme  nach  Möglichkeit  auf  die  persönlichen  und 
Arbeitsverhältnisse    der  Renten bewerber  Rücksicht 

zu  nehmen  ist. 

Beispiel:       R.  E.  1535,  A.  N.  1896  S.  382. 

Ein  Dachdeckermeister  war  durch  eine  Aufforderung  vom  28.  Juni, 
die  ihm  am  30.  Juni  zugestellt  wurde,  angewiesen,  sich  am  1.  Juli  in 
ein  Krankenhaus  zur  medico-mechanischen  Behandlung  zu  begeben. 

Er  hatte  um  vier  Wochen  Aufschub  gebeten,  weil  der  Hoch- 
sommer die  Hauptjahreszeit  für  seine  Beschäftigungsart  sei. 

Die  Berufsgenossenschaft  hatte  infolge  seiner  Weigerung  die 
Rentenzahlung  eingestellt. 

Das  R.  V.  A.  entschied: 

Dieses  Verfahren  ist  unangemessen.  Unter  allen  Umständen  ist 
eine  Frist  von  24  Stunden  bis  zur  Krankenhausaufnahme  für  einen 
Geschäftsmann  und  Familienvater  an  sich  zu  kurz  bemessen. 

In  der  Nichtgewährung  des  Gesuchs  um  einen  4  wöchigen  Auf- 
schub der  Behandlung  liegt  überdies  nach  Lage  des  Falles  eine  un- 
gerechtfertigte Härte. 

6.  Zeitweilige   Entlassung    von    Verletzten    aus  der 

Krankenhauspflege. 

.    Bescheid  1353,  A.  N.  1894  S.  285. 

Aus  Anlass  mehrfacher  Beschwerden  von  Arbeitern  darüber,  dass 
ihrem  Antrage,  sie  mit  Rücksicht  auf  die  ihre  Anwesenheit  dringend 
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erfordeniclen  häuslichen  Verhältnisse  zeitweilig  aus  dem  Kranken  hause, 
welchem  sie  zur  Kur  und  Verpflegung  gemäss  §  7  des  U.  V.  G.  über- 
wiesen worden,  nach  Hause  zu  entlassen,  keine  Folge  gegeben  sei,  hat 
sich  das  R.  V.  A.  in  einem  Bescheide  vom  14. 6.  94  dahin  ausgesprochen : 
Dass  die  Entbindung  der  Ehefrau  und  das  Vorhandensein  hilfs- 
bedürftiger Kinder  die  zeitweise  Entlassung  eines  Verletzten  aus  der 
Krankenhauspflege  rechtfertigen,  es  sei  denn,  dass  für  sein  eigenes 
Leiden  eine  Unterbrechung  der  Krankenhauspflege  schwere  Unzuträglich- 
keiten herbeiführen,  oder  dass  seine  Anwesenheit  zu  Hause  wegen  seines 
eigenen  Zustandes  ohnehin  nicht  von  besonderem  Nutzen  sein  würde. 


Unter  der  Herrseliaft  des  jetzt  geltenden  Gfesetzes  hat  sich 
der  Standpunkt  des  Reiehs-Versicherungs-Amts  über  die  unter 
1  l)is  6  bezeichneten  Fragen,  soweit  aus  den  Amtlichen  Nach- 
richten des  ß.  T.  A.  ersichtlich,  in  folgendem  geändert: 

1.  Es  ist  fallen  gelassen  der  früher  vertretene  Grundsatz 
(R.  E.  610,  zitiert  Seite  33  dieses  Buchs),  dass  bei  dauernder  grund- 
loser Weigerung  des  Unfallverletzten 

die  Rente  gänzlich  versagt  wird,  wenn  nach  sachverständ- 
lichem Urteil  durch  rechtzeitige  mid  angemessene  Behandlung 
voraussichthch  keine  Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit 
zurückgebheben  wäre, 
ferner: 

dass  eine  Beschränkung  der  Reute  zulässig  ist  um  den  Teil 
der  Erwerbsunfähigkeit,  welcher  bei  angemessener  Behand- 
lung nach  sachverständigem  Urteil  voraussichtlich  zu  ver- 
meiden gewesen  wäre  (vergl.  S.  34  dieses  Buchs). 
Die  neue  Auffassung  lautet: 

Die  Rente  muss  in  jedem  Fall  für  den  tatsächlich  infolge 
des  Unfalls  eingetretenen  Grad  der  Erwerbsunfähigkeit  ge- 
währt werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  eine  ärztliche  Behandlung 
vorangegangen  oder  infolge  Weigerung  des  Renten bewerbers  nicht 
dm-chgeführt  ist.    (R.  E.  2000,  A.  N.  1903  S.  468  S.) 

2.  Es  ist  eingeschränkt  die  früher  den  Berufsgenossenschaften 
zugestandene  Berechtigung,  die  Rente  »auf  Zeit«  grundsätzlich  und 
ohne  besonderes  Begutachtungs  -  Verfahren  zu  versagen,  so 
lange  die  Voraussetzungen  der  Krankenhausbehandlung  noch  gegeben 
snid  (Sperrung  der  Rente  auf  Zeit). 

Die  neue  Auffassung  fordert: 

Zu  dem  Antrag  des  Verletzten  muss  unter  allen  Umständen 
Stellung  genommen  werden,  sobald  feststeht,  dass  die  Berufs- 
genossenschaft infolge  Widerstrebens  des  Verletzten  eine  Heilanstalts- 
behandlung tatsächlich  nicht  gewähren  wird. 

In  dem  dem  Verletzten  dann  zu  erteilenden  Bescheide  kann 
allerdings  nach  w.e  vor  die  Rente  »auf  Zeit«  (nicht  dauernd.  Ref ) 
vorenthalten  werden.  ^ 

Mangels  genauer  gesetzlicher  Vorschriften  über  den  Begrift'  »auf 
Zeit«  hat  jedoch  das  R.  V.  A.  entschieden,  und  wird  von  Fafl  zu  Fall 

3* 
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neuerlich  entscheiden,  dass  hierbei  nie  Willkür  Platz  greifen  darf 
sondern  höchstens  gelegentlich  ein  wohltätiger  Druck  auf  den  Verletzten 
ausgeübt  werden  kann. 

Il\<5er  Regel  wird  es  sich  empfehlen,  in  dem  Bescheide  die  der 
tatsachhclien  Erwerbsunfähigkeit  des  Verletzten  entsprechende  Rente 
festzusetzen  und  dabei  auszusprechen,  dass  die  Gewährung  dieser  Rente 
auf  Grund  des  t?  23  Abs.  2  des  G.  IT.  V.  G.  auf  eine  gleichzeitig 
zu  bestimmende  Zeit*)  versagt  wird. 

Nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Frist**)  rauss  die  Rente  aber  unter 
allen  Umständen  und  zwar  auch  für  die  Vergangenheit  gewährt 
werden,  wenn  der  Rentenbewerber  auf  seinem  Widerspruch  beharrt. 

Und  auch  diese  zeitweise  Sperrung  der  Rente  ist  nur  dann 
zulässig,  wenn 

a)  dem  Verletzten  kein  als  gesetzlich  oder  triftig  anzuerkennender 
Grund  für  seine  Weigerung  zur  Seite  steht; 

b)  durch  das  Verhalten  des  Verletzten  nachweislich  eine  direkte 
Schädigung  der  Erwerbsfähigkeit  hervorgerufen  ist; 

c)  der    Verletzte   rechtzeitig   auf  die   etwaigen   Folgen  seiner 
Weigerung  hingewiesen  ist.***)  (R.E. 2000,  A.N.  1903  S.4ö8ff.) 

Den  übrigen  unter  der  Herrschaft  des  alten  Gesetzes  getroffenen 
Bestimmungen  ist  nach  Einführung  des  neuen  Rechts  noch  nicht  wider- 
sprochen worden;  es  ist  also  anzunehmen,  dass  dieselben  auch  jetzt 
noch  in  Geltung  stehen. 

Ausdrücklich  bestätigt  ist  in  einer  Entscheidung  (R.  E.  2026, 
A.  N,  1903  S.  593)  der  auch  früher  vertretene  Satz,  dass  kein  Grund 
vorliegt,  von  dem  bisher  verfolgten  Verfahren  abzuweichen,  dass  bei 
grundloser  Weigerung,  sich  ärzthch  untersuchen  zu  lassen,  der  nach 
Lage  des  Falls  für  den  Verletzten  ungünstigste  Schluss  bezüglicli 
Veränderung  seiner  Erwerbsfähigkeit  gezogen  werden  darf.f) 

Zu  erwähnen  ist  an  dieser  Stelle  auch  die  folgende  Entscheidung 
aus  älterer  Zeit: 

R.  E.  845,  A.  N.  1890  S.  486. 

Die  Ausführung  einer  Androhung  aus  §  10  Abs.  3  der  Kaiserlichen 
Verordnung  vom  2.  November  1885  ist  —  wie  das  R.  V.  A.  in  einer 
Rekursentscheidung  vom  10.  April  1890  angenommen  hat  —  zwar 
ein  Recht,  aber  nicht  eine  Pflicht  des  erkennenden  Schiedsgerichts. 

Ein  Schiedsgericht  hatte  einem  Verletzten,  dessen  Rente  durch 
eine  B.  G.  herabgesetzt  war,  die  bisherige  Rente  weiter  bewilligt,  ob- 
gleich er  persönlich  vor  dem  Schiedsgericht  nicht  erschienen  war.  Das 
R.  V.  A.  hat  diese  Ausnahme  gebilligt. 

Die  entgegengesetzte  Annahme  würde  eine  vom  Gesetzgeber  nicht 
gewollte  Einschränkung  des  das  Schiedsgericht -Verfahren  beheri-schen- 
den  Grundsatzes  freier  Beweiswürdigung  usw.  sein.- 

•)  Deren  Dauer  gcsetzlic'li  iiiclit  fcstgclcgL  ist,  aber  nach  dorn  Sinn  des 
Gesetzes  nur  kurz  bemessen  sein  darf.  Ref. 

**)  Die  unter  Umständen  noch  einmal  um  eine  kurze  Zeit  verlängert 

werden  darf.    Ref.  .    .     ,.  i 

***)  Das  Recht  der  Berufsgenüsscnschaften  ist  also  m  praxi  ziemlich 

illusorisch.  Ref. 

t)  Vergl.  S.  33  d.  B. 
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Ferner  die  folgende  Entscheidung: 

R.  E.  1213,  A.  N.  1893  S.  159. 
Befugnis  der  Verletzten,  die  Duldung  von  Operationen 
abzulehnen. 

Eine  Berufsgenossenschaft  hatte  die  Rente  eines  Verletzten  von 
50  Proz.  auf  20  Proz.  herabgemindert,  weil  dieser  sich  geweigert  hatte, 
eine  Operation  —  Herausnahme  einer  tiefgehenden  Narbe,  in  die 
wahrscheinhch  ein  Nervenstrang  eingeklemmt  war  —  an  sich  vor- 
nehmen zu  lassen,  die  nach  ärztlichem  Gutachten  vermutlich  eine 
Besserung  seines  Zustandes  herbeigeführt  hätte. 

Das  R.  V.  A.  hat  dieses  Verfahren  der  B.  G.  für  ungerecht- 
fertigt erklärt. 

Aus  der  Begründung  ist  hervorzuheben: 

Aus  der  Pflicht  der  B.  G.,  ftir  eine  möglichst  umfassende  Wieder- 
herstellung des  Verletzten  Sorge  zu  tragen,  ergibt  sich,  dass  ihr  eine 
gewisse  Einwirkung  auf  die  Freiheit  des  Entschlusses  des  Verletzten 
eingeräumt  werden  muss.  Daher  ist  auch  die  Verpflichtung  des  Ver- 
letzten gesetzlich  festgelegt,  sich  in  der  Regel  den  ärztlichen  An- 
ordnungen zu  fügen  (z.  B.  einer  Massagebehandlung,  Behandlung  durch 
Anwendung  von  Elektrizität  usw.  sich  zu  unterziehen).  Auch  kann 
es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  der  Verletzte  zur  Duldung  solcher  Mass- 
nahmen verpflichtet  ist,  die  eine  ordnungsgemässe  Wundbehandlung 
überhaupt  erst  ermöglichen  (z.  B.  Freilegung  der  verletzten  Stelle, 
Reinigung  der  Wunde  und  in  der  Regel  Einschnitte  in  Geschwüre). 
Es  ist  aber  inständiger  Rechtssprechung  des  R.  V.  A.  daran  fest- 
gehalten, dass  zu  jeder  Operation,  wie  z.  B.  der  hier  in  Frage  stehen- 
den, die  EinwiUigung  des  Kranken  unbedingt  erforderlich  ist.  Die 
Erteilung  der  Einwilligung  ist  ein  freies  Recht  des  Verletzten,  auf 
welches  weder  den  Gesetzen  noch  der  Berufsgenossenschaft  noch  sonst 
Jemand  eine  Einwirkung  eingeräumt  werden  kann. 

Dieser  Gnmdsatz  muss  festgehalten  werden,  selbst  weim  dadurch 
die  Vermögens-Interessen  der  B.  G.  geschädigt  werden.  Denn  diesen 
steht  das  Recht  des  Verletzten  auf  fi-eie  Verfügung  über  sein  Leben 
und  seine  Gesundheit  gegenüber. 

Dieses  ist  lun  so  mehr  zu  betonen,  als  kein  Arzt  eine  Operation 
mit  Sicherheit  als  eine  ungefährliche  bezeichnen  kann,  da  er  der  Zu- 
fälligkeiten, welche  die  Wundheilung  stören  können,  lücht  unbedingt 
Herr  ist. 

Es  kann  daher  höchstens  dem  Kläger  noch  einmal  anheimge- 
geben werden  zu  erwägen,  ob  er  nicht  gut  daran  tut,  in  seinem  eigenen 
wohlverstandenen  Interesse  sich  freiwillig  der  Operation  zu  unter- 
werfen, um  seinen  körperlichen  Zustand  nach  Möglichkeit  zu  bessern. 

Eine  Entscheidung  betr.  Behandlung  Unfallverletzter 

durch  Kurpfuscher. 

R.  E.  873,  A.  N.  1890  S.  500. 
Das  R.  V.  A.  hat  auf  den  Rekurs  einer  Berufsgenossenschaft 
mittelst  Entscheidung  vom  3.  Februar  1890  ausgesprochen,  dass  die 
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dcju  Hejlzweck  lucbt  d.enl.clio,  eher  scluidlicl.e  Bolutncllu...  durch 
Kurpfuscher  enjen  E.nriuss  auf  die  Höhe  der  Rente  nicht  hat.  wen 
der  Verletzte  ohne  vorsatzhch-gesetzwidriges  Verhalten,  in  guter  A 
sieht  und  senier  Enis.cht  entsprechend,  der  in  manchen  Gegenden  ver- 
breiteten  wenn  auch  nicht  zu  billigenden  Gewohnheit  fblgend,  bei 
Arm-  oder  Bembruchen,  Verrenkungen  mid  ähnlichen  Verletzungen  die 
Behandlung  dm^h  emen  Kmi^fuscher  derjenigen  durch  einen  approbier- 
ten Arzt  vorzieht.     Dies  war  auch  die  Meiimng  des  R.  V  A  bei 

^'''nS'^'  ®-  ^7  500  und  610, 

loöD  b.  19b  und  333. 


Die  Entscheiduiigeii  des  Keichs-Versiclieruugs-Amts 
über  (las  durch  §  69  des  Q.  U.  Y.  G.  vorgeschriebene 

„Hören"  des  Arztes. 

über  diese  für  den  Arzt  als  Gutachter  ganz  besonders  wichtige 
J^rage  hat  das  R.  V.  A.  erst  in  allerneuester  Zeit  eine  klare  und  — 
wie  vom  ärztlichen  Standpunkt  zu  hoffen  ist,  grmidsätzliche  —  Ent- 
scheidung getroffen: 

R.  E.  2072,  A.  N.  1904  S.  619. 
Das  „Hören*'  des  „behandelnden  Arztes"  eines  Unfallverletzten 
ist  nach  dem  Sinne  des  Gfesetzes  dahin  auszulegen,  dass  ein 
Gfutachten  eingefordert  wird.    (Und  honoriert  wird.  Ref.) 

Dm-ch  das  Gesetz  (§  69,  Abs.  3  des  Unfallversicherungsgesetzes 
und  a.  a.  0.)  ist  vorgeschrieben :  Soll  auf  Grund  eines  ärztlichen  Gut- 
achtens die  Bewilhgung  einer  Entschädigung  abgelehnt  oder  nur  eine 
Teilrente  festgestellt  werden,  so  ist  vorher  der  »behandehide  Arzt«  zu 
»hören«. 

Die  Auslegung  dieser  Bestimmung  ist  bisher  eine  verschiedene 
gewesen. 

Es  wurde  von  ärztlicher  Seite  die  Ansicht  vertreten,  dass  darunter 
die  Einholung  eines  Gutachtens  auf  Kosten  der  Berufsgenossenschaft 
zu  verstehen  sei.  Die  Berufsgenossenschaften  fassten  die  Bestimmung 
zumeist  so  auf,  dass  es  genüge,  wenn  dem  Arzt  eine  Äusserung  an- 
heimgestellt oder  gar  ihm  überlassen  werde,  sich  die  Vergütung  von 
dem  Rentenerwerber  zahlen  zu  lassen. 

Nachdem  mehrfach  in  der  Praxis  aus  dieser  Verschiedenheit  der 
Meinungen  Differenzen  sich  ergeben  hatten,  hat  das  Reichsversicherungs- 
amt in  einem  Spezialfall  folgende,  grundsätzlich  wichtige  Entscheidung 
getroffen. 

Der  Tatbestand  war  folgender: 

Jemand  machte  Ansprüche  auf  Unfalh-entc  geltend.  Er  war  von 
mehreren  Ai-zten  vorher  behandelt  worden.  (Es  handelte  sich  um  ver- 
meintliche Verschlimmerung  eines  chronischen'  Leidens  durch  eineii.  Be- 
triebsunfall.) Der  Unfallanzeige  lag  ein  Gutachten  eines  dieser  Arzte 
bei,  welches  den  Zusammenhang  der  Krankheit  mit  dem  Unfall  für 
wahrscheinlicli  erklärte. 


Die  Berufsgenossenscbaft  ordnete  Begutachtung  durch  einen  dritten 
Arzt  an,  welcher  sich  dahin  aussprach,  dass  das  Leiden  sich  wahr- 
scheinlich allmählich  entwickelt  habe.  Die  Möghchkeit  eines  Zusammen- 
hanges mit  dem  behaupteten  Unfall  sei  aber  nicht  ganz. ausgeschlossen. 

Die  Berufsgenossenschaft  teilte  den  vorgenannten  Ärzten  m  einem 
Schi-eiben  kurz  den  Sachverhalt  mit,  mit  dem  Bemerken,  dass  ihnen 
gesetzlich  das  Recht  zustehe,  sich  zur  Sache  zu  äussern.  Wollten  sie 
von  dieser  Befugnis  Gebrauch  machen,  so  würden  sie  ersucht,  ihre 
Äusserung  binnen  10  Tagen  abzugeben. 

Beide  Ärzte  haben  dieses  Schreiben  unbeantwortet  gelassen. 

Der  Rentenanspruch  wurde  abgewiesen,  weil  die  Krankheit  als 
mit  dem  Unfall  nicht  in  Zusammenhang  stehend  erachtet  wurde.  Es 
wurde  Rekm's  eingelegt  und  schliesslich  die  Entscheidung  des  Reichs- 
versicherungsamtes angerufen. 

Dieses  entschied: 

Das  Wort  »Hören«  kann  sehr  wohl  verschieden  ausgelegt  werden. 
Die  Auflassung,  dass  die  Vorschrift,  eine  Person  zu  »hören«,  dahin 
zu  vorstehen  sei,  dass  sie  »zum  Worte  verstattet  Averde«,  ist  aller- 
dings bei  verschiedenen  Reichsgesetzen  die  übliche.  Für  die  besonderen 
Verhtütnisse  der  Unfallgesetzgebung  ist  sie  aber  nicht  massgebend. 

Unter  dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  »Hören«  des  behandelnden 
Arztes  ist  zu  verstehen,  dass  ein  Gutachten  von  diesem  von  selten  des 
Versicherungsträgers  (Berufsgenossenscbaft)  gefordert  und  honoriert 
wird.*)  —  Die  Entscheidung  wird  juinstisch  begründet. 

Bescheid  1843,  A.  N.  1901  S.  180. 

Zum  Begriffe  »der  behandelnde  Arzt«  im  Sinne  des  §  69 
Absatz  3  des  Gewerbe  U,  V.  Gesetzes. 

Das  R.  V.  A.  hat  sich  auf  Anfi'age  einer  B.  G.  mittelst  Ver- 
fügung vom  14.  1.  Ol  hierüber  wie  folgt  ausgesprochen: 

Aus  den  Verhandlungen  des  Reichstags  zu  dem  Entwürfe  des 
jetzigen  §  69  Abs.  3  des  Gewerbe  -  U.  V.  G.  vom  30.  6.  00  ist  zu 
entnehmen,  dass  sich  diese  Vorechrift  nicht  nur  auf  den  Fall  l)ezieht, 
dass  das  Heilverfahren  z.  Zt.  der  Rentenfestsetzung  noch  im  Gange  ist, 
also  unter  den  dort  angegebenen  Voraussetzungen  derjenige  Arzt 
gehört  Averden  muss,  in  dessen  Behandlung  sich  der  Ver- 
letzte z.  Zt.  der  Rentenfestsetzung  noch  befindet,  sondern  dass 
sie  auch  dami  Anwendung  zu  finden  hat,  Avemi  das  Heilverfahren  bereits 
abgeschlossen  ist.  Im  letzteren  Falle  wird  mithin  derjenige 
Arzt  zu  hören  sein,  in  dessen  Behandlung  der  Verletzte 
früher  gestanden  hat. 


*)  Durch  diese  Entscheidung  ist,  wie  man  annehmen  darf,  die  kurz  zuvor 
getroffene  Entscheidung  des  Erweiterten  Senats  des  R.  V.  A.  überholt. 
Diese  lautet: 

R.  E.  2047,  A.  N.  1904  S.  412.  Erweiterter  Senat. 
Die  Vorschrift  des  §  Ib  Abs.  3  des  U.  V.  G.  für  Land-  und  Furstwirlscliuft 
(§  09  Abs.  ,3  des  G.  R.  V.  G.)  erfordert  nur,  dass  der  behandelnde  Arzt  in  den 
gesetzlich  bestimmten  Fallen  überhaupt  zum  Worte  gelangt  In  -welcher 
Form  und  in  weichem  Umfange  das  „Hören"  zu  erfolgen  hat,  richtet  sich 
nach  den  Umstanden  des  Einzelfalls  und  bleibt  dem  jedesmaligen  richterlichen 
Ilirmessen  überlassen. 
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Ist  der  Verletzte  zu  verschiedenen  Zeiten  von  verschiedenen  Ärzten 
beJiandelt  worden,  so  muss  es  dem  pflichtmässigen  Ermessen  des  Vor- 
standes überlassen  bleiben,  denjenigen  Arzt  auszuwählen,  welcher  nach 
Lage  des  emzelnen  Falles  als  der  »behandelnde  Arzt«  gelten  kann 
in  der  Regel  wird  es  dem  Sinn  und  Zwecke  des  §  69  Abs.  3  a  a.  0 
am  meisten  entsprechen,  wenn  der  Arzt  gehört  wird,  welcher  den  Ver- 
letzten m  der  Hauptsache  behandelt,  oder  neben  anderen  Ärzten 
die  Leitung  des  Heilverfahrens  in  seiner  Hand  gehabt  hat  und  danach 
die  Art  der  Verletzung  und  die  Entwicklung  des  Verlaufs  der  Krank- 
heit am  besten  beurteilen  kann.  Sind  in  einem  Falle  mehrere  Ärzte 
zu  verschiedenen  Zeiten  in  gleicher  Weise  an  dem  Heilverfahren  be- 
teiligt gewesen,  und  kann  keiner  derselben  für  sich  allein  als  der  »be- 
handelnde Arzt«  im  Sinne  des  i?  69  Abs.  3  a.  a.  0.  gelten,  so  wird 
sich  die  Anhörung  von  mehreren  Ärzten  empfehlen. 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  das  voii  der  B.  G.  im  EinzeHalle 
ein  .geschlagene  Verfahren  der  Vorschrift  des  §  69  Abs.  3  a.  a.  0.  ent- 
spricht, wird  im  Streitfalle  Sache  der  Schiedsgerichte  und  des  ß.  V.  A.  sein 

R.  E.  2072,  A.  N.  1904.    S.  619. 

Sind  nacheinander  mehrere  Ärzte  in  gleicher  Weise  an 
der  Behandlung  beteiligt  gewesen,  ohne  dass  einer  für  sich  als 
der  »behandelnde«  Ai-zt  angesehen  werden  kann,  so  kann  die  Über- 
gehung eines  von  ihnen  einen  die  Zurückverweisung  an  die  B.  G. 
rechtfertigenden  wesentlichen  Mangel  des  Verfahrens  begründen. 

R  E.  2001,  A.  N.  1903  S.  472.  (Erweiterter  Senat.) 
Die  Vorschinft  des  §  75  Abs.  3  Satz  1  des  ü.  V.  G.  für  Land- 
und  Forstwirtschaft  69  Abs.  3  Satz  1  des  G.  U.  V.  G.)  gilt  nicht  nur 
für  das  Bescheidsverfahren,  sondern  auch  für  die  Rechtsmittel-Rekm-s- 
Instanzen.  Ihre  Verletzmig  nötigt  das  Rekm-sgericht,  den  behandelnden 
Arzt  entweder  selbst  zu  hören,  oder  die  Sache  an  das  Sch.  G.  oder 
das  Feststellungsorgan  zurück  zu  verweisen. 

R.  E.  1879,  A.  K  1901  S.  559. 
Kein  Arzt,  weder  der  behandelnde  noch  ein  sonstiger,  braucht 
gehört  zu  werden,  wenn  für  die  Ablehnung  des  Anspruchs  oder  die 
Feststellung  einer  Teikente  ein  ärztliches  Gutachten  überhaupt  nicht 
in  Betracht  kommen  kann,  z.  B.  wenn  der  Anspruch  abgelehnt  werden 
soll,  weil  das  Vorhegen  eines  Betriebsunfalles  verneint  wird,  oder  weil 
der  Verletzte  nicht  versichert,  oder  weil  der  Anspruch  verjährt  ist,  oder 
wenn  die  Gewährung  einer  Teilrente,  wie  bei  einfachen 
Fingerverletzungen,  dem  Verlust  eines  Auges  u.  s.  w.,  schon 
auf  Grund  der  eigenen  Wahrnehmung  des  Feststellungs- 
organs oder  sonstiger  liquider  Beweise  erfolgen  soll. 

R.  E.  2123,  A.  N.  1905  S.  574. 
Die  Beinfsgenossenschaft  hat  den  behandelnden  Arzt  nach 
erfolgloser  Aufforderung  zur  Abgabe  einer  Äusserung  nötigenfalls 
gerichtlich  als  Sachverständigen  vernehmen  zu  lassen.  Eine 
Rekursentscheidung  vom  2.  August  1905  enthält  hierüber  folgende 
Ausführungen : 
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Die  Auffassung  der  Vorinstanzeii,  duss  der  Vorscbrilt  nn  §  75 
Abs.  3  des  U.  V.  G.  für  Land-  und  Forstwirtschaft  über  die  Auborung 
des  "bebaiidebideii  Arztes  durcb  dessen  zweimabge  erfolglose  Aufforderung 
zur  Abgabe  einer  Äusserung  genügt  sei,  trifft  nicbt  zu.  Die  Bestimmung 
ist  zwingend,  im  Interesse  des  Verletzten  getroffen  und  daber  streng 
zur  Durcbführung  zu  bringen.  Das  Eeicbs- Versieberun gs- Amt  bat  be- 
reits in  früheren  Entscheidungen  dargelegt,  dass,  wenn  der  Arzt  die 
Abgabe  des  Gutachtens  verweigert,  der  Rerufsgenossenschaft  nicht  et\va 
die  Möglichkeit  fehlt,  ihn  dazu  zu  nötigen.  Denn  da  der  Arzt  die 
Heilkunde  öffentlich '  zum  Erwerb  ausübt,  so  ist  er  nach  §  407  der 
Zivilprozessordnung  verpflichtet,  der  Ernennung  zum  Sachverständigen 
Folge  zu  leisten,  und  kann  er  gegebenenfalls  durch  das  gemäss  §  154 
des  Unfallversicberungsgesetzes  für  Land-  und  Forstwirtschaft  um  seine 
Vernehmung  zu  ersuchende  zuständige  Amtsgericht  mittels  der  im 
Gesetze  (§  409  der  Zivilprozessordnung)  vorgesehenen  Zwangsmittel 
zur  Abgabe  des  Gutachtens  angehalten  werden  (zu  vergleichen  auch 
der  Bescbluss  des  Königlichen  Oberlandesgericbts  zu  Breslau  vom 
28.  November  1904,  der  in  den  AmtRchen  Nachrichten  des  R.  V.  A. 
1902  S.  552  abgedruckt  ist).  Da  er  vornehmlich  seine  eigenen 
Wahrnehmungen  mitzuteilen  haben  wird,  so  wird  er  unter  Umständen 
auch  nach  den  Vorschriften  über  den  Zeugenbeweis  hierzu  gezwungen 
werden  können,  sofeni  er  nicht  —  was  in  der  Regel  nicht  anzunehmen 
und  im  Zweifelsfalle  durch  eine  ausdrückliche  Befragung  des  Verletzten 
festzustellen  ist  —  dm-ch  seine  Mitteilungen  die  Pflicht  zur  Ver- 
schwiegenheit verletzt  (§§  414,  408,  383  Abs.  1  Ziffer  5  und  Abs.  3, 
§  385  Abs.  2  der  Zivilprozessordnung).  Demgemäss  hätte  die  Berufs- 
genossenschaft auch  hier  nötigenfalls  verfahren  müssen. 

Die  Lage  der  Sache  rechtfertigte  somit  gemäss  §  87  Abs.  2  des 
Unfallversicherungsgesetzes  für  Land-  und  Forstwirtschaft  ihre  Zurück- 
weisung in  die  berulsgeuossenschaftliche  Instanz. 


Einige  Entscheidungen  des  Reichs- 
Versicherungs-Amts  über  grundsätzlich 
wichtige  Fragen 
bei  der  Rentenfestsetzung. 

Entscheidungen  über  den  Begriff  der  Erwcrbsnnf'äliigkeit. 

Die  folgenden  beiden  Entscheidungen  erläutern  die  Auffassung 
des  Reichs-Versicherungs- Amts,  dass  der  Begriff  der  »Erwerbs- 
unfähigkeit« im  Sinne  des  Gesetzes  sich  nur  ausnahmsweise  mit 
dem  Begriff  der  »Berufsinvalidität«  decken  wird. 

R.  E.  754,  A.  N.  1888  S.  70. 
Das  Reichs-Versicherungs- Amt  hat  entschieden: 
Bei  der  Beurteilung  der  Erwerbsfähigkeit  eines  Verletzten  im 
allgemeinen  darf  nicht  lediglich  das  bisherige  Arbeitsfeld  des  zu  Ent- 
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stlu  digenden  inul  der  Verdiei.st,  welchen  er  etwa  nach  der  Verletzung? 
Moch  ha  ,  .n  liucks.cht  g-ezogen  werden.  Vielmehr  ist  einerseits  de? 
körperliche  und  ge.st.ge  Zustand  in  Verbindung  n.it  der  Vorbildui.i 
desselben  zu  berucksichfgen  uud  andererseits  zu  erwägen,  welch! 
.Rüngke.t«  dnn  zuzumessen  sei,  auf  dem  Gebiete  des  wirtschaftlichen 
Lebens  sich  emeii  »Erwerb«  zu  schaffen  (»Erwerbsfähigkeit«).  Es  soll 
Ihm  nach  dem  Gesetz  derjenige  wirtschaftliche  Schaden,  welcher  ihm 
dui-ch  die  Ver  etzung  zugefügt  worden  ist,  ersetzt  werden,  mid  dieser 
Schaden  besteht  m  der  Einschränkung  der  Benutzung  der  dem  Ver- 
letzten nach  seinen  gesamten  Kenntm-ssen  und  körperlichen  wie 
geistigen  Fähigkeiten  auf  dem  ganzen  wirtschaftlichen  Gebiet  sich 
bietenden  Arbeitsgelegenheiten. 

R.  E.  1995,  A.  N.  1903  S.  382. 
Inwieweit  ist  bei  Beurteilung  des  Grades 
der  Erwerbsunfähigkeit  eines  Verletzten  sein  bisheriger  Beruf 

zu  berüeltsichtigen. 

Ein  Weber  hatte  einen  Betriebsunfall  erlitten,  welcher  eine  Ver- 
kriippeluiig  des  rechten  Zeigefingers  zur  Folge  hatte.  Die  ihm  an- 
fänglich gewährte  Rente  von  10  Prozent  der  Vollrente  ist  von  der 
Berufsgenossenschaft  aufgehoben,  von  dem  Schiedsgericht  aber  wieder- 
hergestellt worden,  weil  der  Kläger  als  Weber  dm'ch  den  Zustand 
des  Fingers  noch  um  10  Prozent  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beein- 
ti'ächtigt  werde. 

Der  Rekurs  der  Berufsgenossenschaft,  in  welchem  bemängelt 
wurde,  dass  das  Schiedsgericht  zu  Unrecht  den  bisherigen  Beruf  des 
Verletzten  bei  Bemessung  der  Rente  berücksichtigt  habe,  ist  mittels 
Rekm-sentscheidung  vom  27.  Februar  1903  mit  folgender  Begründung 
zurückgewiesen  worden  : 

Es  entspricht  allerdings  dem  Sinne  der  Unfallversicherungsgesetze 
luid  der  Praxis  des  Reichs- Versicherungsamts,  bei  der  Beurteilung  des 
Masses  der  durch  den  Unfall  herbeigeführten  Erwerbsunfähigkeit  nicht 
die  Berufsinvalidität,  d.  h.  die  Beeinträchtigung  der  Erwerbsfähigkeit 
in  dem  bisherigen  Berufe,  sondern  die  nach  dem  ganzen  geistigen  und 
körperlichen  Zustand  eingetretene  Beeinträchtigung  der  Ei'werbsfähigkeit 
auf  dem  gesamten  Gebiete  des  Avirtschaftlichen  Lebens  als  massgebend 
anzusehen.  Aber  dabei  ist  doch  festzuhalten  und  auch  stets  festge- 
halten woi'den,  dass  unbillige  Härten  zu  vermeiden  sind,  dass  nament- 
lich auf  die  Ausbildung  und  die  bisherige  Berufsstellung  angemessene 
Rücksicht  zu  nehmen  ist,  und  dass  deshalb  nicht  ohne  Rücksicht  hierauf 
dem  verletzten  Arbeiter  ein  Berufswechsel  unter  allen  Umständen  zu- 
gemutet werden  dai'f,  sobald  dadurch  die  Möglichkeit  der  Erzielung 
eines  höheren  Verdienstes  als  bei  der  bisherigen  Berufsarbeit  anzu- 
nehmen ist   Eine  unbillige  Härte  aber  wäre  es,  wenn  einem 

Arbeiter,  der  in  einem  bestimmten  Beruf  ausgebildet  ist  und  bisher 
tätig  war,  im  Falle  einer  Verletzung,  durch  welche  er  in  dieser  bis- 
herigen Berufstätigkeit  in  geringerem  Masse  behindert  ist,  zugemutet 
würde,  um  der  Möglichkeit  willen,  in  einem  anderen,  vielleicht  seinen 
Fähigkeiten  wenig  entsprechenden  Beruf  etwas  mehr  zu  verdienen, 
seine  bisherige  Berufsarbeit  aufzugeben  und  eine  andere  zu  suchen. 
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E.  E.  134L  A.  N.  1894  S.  276. 
Eiiifluss  einer  groben  Yeriinstaltung  auf  die  Erwerbs- 
fälligkeit. 

Eine  solclic  Verunstaltung  kann  den  Anspruch  auf  eine  Rente 
begründen. 

Das  (jugendliche)  Lebensalter  des  Keutenbewerbers  ist  kein 
Grund  zur  Kürzung  einer  sonst  angemessenen  Kente. 

E.  E.  306,  A.  N.  1887  S.  50. 

In  einer  Eekursentscheidung  vom  4.  2.  87  hat  das  Eeichsver- 
sicherungsamt  in  Ubereinstimmung  mit  dem  Schiedsgericht  ausgeführt: 
Der  Umstand,  dass  der  Kläger  noch  sehr  jung  sei  imd  dass  es  dem- 
selbeii  deshalb  möglicherweise  in  der  Zukunft  durch  Ergreifung  eines 
anderen  Berufes  gelingen  werde,  den  Jiachteiligen  Einfluss  des  er- 
littenen Unfalls  aut  seine  Erwerbsfähigkeit  zu  verringern,  könne  z.  Zt. 
eine  Herabsetzung  der  Eente  nicht  begründen;  doch  würde  es  gerecht- 
fertigt sein  kömien,  auf  Grund  einer  künftig  etwa  eintretenden  Ver- 
änderung der  bezeichneten  Art,  demnächst  gemäss  §  65  des  Unfall- 
versicherungsgesetzes eine  anderweite  Feststellung  der  Entschädigung 
herbeizuführen, 

(Vergl.  E.  E.  211,  A.  N.  1896  S.  251.)    Vergl.  ferner: 
E.  E.  772  S.  19  dieses  Buches.    (Eente  eines  noch  schulpflich- 
tigen Knaben.) 

E,  E,  1568  S.  48  dieses  Buches.    (Eente  bei  Alterssichtigkeit.) 

E.  E.  1899,  A.  N.  1902  S.  181. 
Die  Frage,  wer  im  Sinne  des  §  9  Abs.  3  des       U.  V. 
derartig  hilflos  ist,  dass  er  ohne  fremde  Pflege  und  Wartung 

nicht  bestehen  kann, 

hat  das  E.  V.  A.  in  einer  E.  E.  vom  19.  September  1901  dahin 
entschieden,  hilflos  in  diesem  Grade  sei  nicht  schon  Jeder,  der  für 
gewisse  einzelne  Verrichtungen,  wenn  auch  regelmässig,  auf  fremde 
Hülfe  angewiesen  ist,  sofern  sich  diese  Hülfeleistungen  ohne  beträcht- 
liche Schwierigkeiten  und  Aufwendungen  beschaffen  lassen;  sondern 
nur  der,  für  dessen  Pflege  dauernd  eine  fremde  Arbeitskraft  ganz  oder 
doch  in  erheblichem  Umfang,  in  Anspruch  genommen  werden  muss, 
weil  er  zu  den  meisten  Verrichtungen  der  gewöhnlichen  Lebenshaltuug 
aus  eigeiier  Kraft  nicht  mehr  imstande  ist. 

Uber  dieselbe  Frage  hat  sich  das  E.  V.  A.  in  einer  E.  E.  vom 
1.  6.  Ol,  wie  folgt,  ausgesprochen: 

Wollte  man  annehmen,  dass  die  Eentenerhöhung  gemäss  ij  9 
Abs.  8  a.  a.  0.  jedem  Verletzten  zustehe,  der  auf  die  Unterstützung 
anderer  Personen  in  gewissen  Beziehungen  oder  zu  gewissen  Zeiten 
aiigewiesen  ist,  so  würde  der  vom  Gesetze  deutlich  gemachte  Unter- 
schied zwischen  vollständig  Erwerbsunfähigen  und  solchen,  die  sowohl 
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ervverbsunnihig  sind,  als  auch  ohne  fremde  AVartung  und  Pflege  nicht 
bestehen  können,  ganz]  ch  beseitigt  werden.    Denn  wohl  bei  Ä  de 
durch  en.cn  Beü-iebsunfall  so  betroffen  ist,  dass  er  vülhg  erwerbs^  äW 
wurde  wu-d  m  gewissem  Umfang  eine  Unterstützung  Lch  andere  e  ? 
fÜ  Ar"«  deshalb  angenommen  werden,  dass  das  Gesetz 

mi  4?  y  Abs.  3  nicht  diese  nur  teilweise  Unterstützung  durch  fremde 
Personen  meint,  sondern  im  Ausdruck  »ohne  fremde  Wartung  und 
Pflege  nicht  bestehen  kann«,  denjenigen  hohen  Grad  der  Gebrechlich- 
keit und  Hulflosigkeit  bezeichnet,  bei  welchem  der  Verletzte  fast  in 
jeder  Lage  und  zu  jeder  Zeit  der  fortwährenden  Unterstützung-  einer 
anderen  Person  nicht  entbehren  kann. 

R.  E.  1985,  A.  N.  1903  S.  348. 
Bei  Bemessung  der  Zuschussrente  wegen  Hilfslosigkeit  ün  Sinne 
des  ^  9  Abs.  3  des  G.  U.  V.  G.  ist  eine  Abweichung  der  höheren 
Instanz  von  der  Schätzung  der  Vorinstanz  schon  um  5  Prozent  zu- 
lässig (statt  um  mindestens  10  Prozent  wie  bei  allen  anderen  ßenten- 
festsetzungen.  Eef.). 

R.  E.  1469,  A.  N.  1895  S.  260. 
Ein  vor  dem  Schiedsgericht  geschlossener  Vergleich,  durch  welchen 
die   Berufsgenossenschaft  dem  Verletzten  eine  »lebenslängliche« 
Rente  von  bestimmter  Höhe  zu  gewähren  sich  verpflichtet,  verstösst 
gegen  die  Vorschriften  des  öffentlichen  Rechts  und  ist  deshalb  nichtig. 

R.  E.  1955,  A.  N.  1902  S.  560.  (Erweiterter  Senat.) 
Eine  Veränderung  in  den  für  die  Feststellung  der  Ent- 
schädigung massgebend  gewesenen  Verhältnissen*)  liegt  nur 
dann  vor,  wenn  die  Veränderung  in  dem  durch  den  Unfall 
herbeigeführten  Zustand  eintritt  und  auf  den  Unfall  zurück- 
zuführen ist. 

Anwendung  dieses  Grundsatzes  auf  ein  Augenleiden: 
Ein  versicherter  Betriebsunternehmer,  dessen  Sehvermögen  auf 
beiden  Augen  durch  die  granulöse  Augenentzündung  herabgesetzt  war, 
erlitt  durch  einen  Betriebsunfall  eine  Verletzung  des  rechten  Auges, 
durch  welche  die  Sehkraft  auf  diesem  derart  gemindert  worden  ist,  diass 
es  so  gut  wie  blind  wurde.  Die  B.  G.  gewährte  ihm  für  die  erste 
Zeit  eine  Teilrente  von  60  Prozent  und  seit  dem  Eintritt  einer  Besserung 
des  linken  Auges  eine  Teilrente  von  40  Prozent.  Nachdem  sich  durch 
das  Fortschreiten  der  granulösen  Augenentzündung  unabhängig  vom 
Unfall  und  ohne  Veränderung  des  s.  Z.  verletzten  rechten  Auges 
der  Zustand  des  linken  Auges  verschlimmert  hatte,  beanti-agte  der 
Verletzte  die  Erhöhung  der  Rente.  Das  Schiedsgericht  hatte  diesem 
Antrage  stattgegeben.  Auf  den  Rekurs  der  Berufsgenossenschaft  hat 
der  Erweiterte  Senat  des  R.  V.  A.  mit  folgender  Begründung  das  Urteil 
des  Schiedsgerichts  aufgehoben  und  den  Erhöhungsantrag  abgelehnt: 


•)  Vcrgl.  §  88  if.  G.  U.  V.  0.  Seite  12  dieses  Buciies. 
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Wenn  auch  bei  der  ersten  Rentenfeststellung  mit  Recht  der 
krankhafte  Zustand  des  diu-cli  den  Unfall  nicht  betroffenen  linken 
Auges  mit  berücksichtigt  ist,  so  kann  doch  das  vom  Unfall  unabhängige 
Fortschreiten  dieser  Krankheit  als  eine  wesentliche  Veränderung  der 
bei  der  Rentenfestsetzung  massgebend  gewesenen  Verhältnisse  im  Sinne 
des  §  88  des  G.  U.  V.  G.  nicht  angesehen  werden.  Dieses  ergibt  sich 
aus  dem  leitenden  Gedanken  des  G.  U.  V.  G.,  obwohl  die  Wortfassung 
der  betreffenden  Gesetzesbestimmung  die  Entscheidung  zweifelhaft  er- 
scheinen lassen  kaiui. 

Die  Auffassung  wird  juristisch  begründet. 

R.  E.  1485.    1896.    S.  218. 
Bcurteiluug  des  Grrades  der  Erwerbsfälligkeit  eines  Yerlctzteii 
immittelbar  nach  längerer  Behandlung  in  einer  Heilanstalt. 

In  einer  Unfallsache,  in  welcher  sich  der  längere  Zeit  in  einer 
medico-mechan.  Anstalt  ärzthch  behandelte  Kläger  über  die  Höhe  der 
ihm  nach  der  Entlassung  aus  der  Anstalt  gewährten  Rente  beschwerte, 
hat  das  R.  V.  A.  in  der  R.  E.  vom  30.  10.  93  ausgesprochen: 

Es  ist  erklärlich,  wird  aber  von  den  Feststellungsorganen  nicht 
selten  übersehen,  dass  sich  der  Zustand  eines  Verletzten  unmittelbar 
nach  dem  Abschluss  einer  längeren  Behandlung  in  einer  Heilanstalt 
günstiger  darstellt  als  später,  nachdem  der  Verletzte  doi  Sorgen  und 
Anstrengungen  des  täghchen  Lebens  wieder  einige  Zeit  hindurch  aus- 
gesetzt gewesen  ist.  Es  kann  daher  auch  nur  nach  dem  letzteren  Zu- 
stande der  Grad  der  Erwerbsfähigkeit  des  Verletzten  abgeschätzt  werden, 
welcher  bei  der  Festsetzung  der  Rente  für  die  Zeit  nach  der  Entlassung 
aus  der  Heilanstalt  massgebend  sein  soll. 

In  einem  andern  Falle  hat  das  R.  V.  G.  durch  R.  E.  von  dem- 
selben Tage  ausgeführt: 

Die  von  der  beklagten  Berufsgenossenschaft  in  dem  Bescheide 
zu  Grunde  gelegte  Begutachtung  diu-ch  die  Arzte  der  Heilanstalt  kann 
gegenüber  dem  objektiven  Befunde,  den  ein  anderer  ärztlicher  Sach- 
verständiger einige  Zeit  darauf  festgestellt  hat,  nicht  als  ganz  zutreffend 
angesehen  werden.  Sie  mag  den  tatsächlichen  Verhältnissen  unmittelbar 
nach  Abschluss  der  längeren  Behandlung  des  Klägers  in  der  Heilanstalt 
entsprochen  haben;  die  späteren  Feststellungen des  Zustandes  des 
Klägers  lassen  aber  erkennen,  dass  der  von  den  Ärzten  der  Heilanstalt 
beschriebene  Zustand  nicht  von  Dauer  gewesen  ist,  sondern  unter  dem 
Einfluss  der  Arbeitsversuche  des  Klägers  sich  alsbald  wieder  ungünstiger 
gestaltet  hat. 

Entscheidung  des  ßeichs-Versicherungsamts  über  die  Frage: 
Inwieweit  die  ärztlichen  Grutachten  den  lientenbe Werbern 

mitgeteilt  werden  müssen. 

Bescheid  1907  des  R.  V.  A.,  A.  N.  1902  S.  187. 

Inwieweit  sind  die  berufsgenossenschaftlichen  Organe 
zur  Mitteilung  der  für  die  Feststellung  der  Entschädigung 


-   46  — 


massgebenden,,  ärztlichen  Gutachten   on  ri;«  "r.     u.-  . 

scneiue  vom  ^b.  lU.  Ol  wie  folgt  geäussert- 

Nach  S  70  Abs.  1  des  G.  IT.  V.  G.,  welcher  die  Mitteilung  der 
.i-eclnrnngsmass-gen  Grundlagen«  der  in  Aussicht  genomme  c 
schac hgung  an  d.e  Berechtigten  vorschreibt,  sind  die  Berufst  oste 
schaffen  verpflichtet  den  letzteren  in  geeigneten  Fällen  die  ÄS 
kommenden  arztl.chen  Gutachten   ihrem'  wesentlichen  Inhalte  nS 

TesF^Zr"''  '^'f.-^  bringen,  als  sie  für  die  Entschliessung 

des  l^eststeliungsorgans  mitbestmimend  waren.    Die  neuen  Gesetze  habmi 

Ser"  rtTbf''"  V  ^^^^^■^'^"S  voUständiger  AbschtS 

der  Gutachten  an  die  Verletzten  vorzuschreiben  (z.  vergl.  Be-ründun- 
des  Gesetzentwurfs  S.  86).  Wie  aus  der  Begründung \em?ge^^^^^ 
dies  hauptsächlich  deshalb  gescbehen,  weil  in  vielen  Fällen  eine  unein- 
geschränkte wörtliche  Mitteilung  des  ganzen  Gutachtens  für  den  Ver- 
letzten selbst  schädhch  sein  kann,  z.  B.  wenn  eine  ungünstige  Prognose 
Uber  den  Verlauf  der  Verletzung  oder  ein  ungünstiges  Urteil  übei  sein 
laesamtbehnden  und  dessen  Ursache  darin  enthalten  ist. 

Ein  Bescheid  des  Reichs- Veisicheruugsamts  über  Jirztliche 

Hou  orarf orderung. 

Bescheid  1563  d.  R.  V.  A.  1896,  S.  493. 

Begleichung  äi-ztlicher  Honorarforderungen  für  die  Behandlung 
voll  Unfallverletzten,  wenn  die  Behandlung  ohne  Auftrag  der  Berufs- 
genossenschaft erfolgt  ist:  Die  Zahluugspflicht  ist  anerkannt. 


Entscheidungen  des  Reichs- Versicherungs- 
Amts  über  augenärztliche  Spezialfragen. 


R.  E.  1568,  A.  N.  1897  S.  253. 

Bestimmung  des  Gfrades  der  Erwerbsunfähigkeit  bei  Verlust 

der  Sehkraft  auf  einem  Auge. 
« 

Das  Reichs- Versicherungsamt  hat  in  ständiger  Rechtssprechung 
daran  festgehalten,  dass  für  den  Verlust  eines  Auges  regelmässig  keine 
geringere  Rente  als  25  "/o  derjenigen  für  völlige  Erwerbsunfähigkeit 
zu  gewähren  ist  und  dass  bei  sogenannten  qualifizierten  Arbeitern  die 
Rente  auf  ungefähr  i/a  tlei'  Vollrente  zu  bemessen  sein  wird. 

Der  Standpunkt,  der  auch  unter  Geltung  des  neuen  Rechtes  keine 
Anfechtung  erfahren  hat,  wird  an  genannter  Stelle  an  Hand  einiger 
Spezialentscheidungen  erläutert. 
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I.  In  einem  Falle  wurde  einem  Schmied  vom  Scliiedsgerielit 
eine  Rente  von  30  »/o  für  Verlust  eines  Auges  zugesprochen. 

Die  Benifsgenossenschaft  hatte  ihm  nur  20  "/o  gewähren  wollen, 
weil  aiü  Grund  lohn -statistischer  Feststellungen  nachzuweisen  sei,  dass 
eine  grössere  Anzahl  seiner  in  gleicher  Weise  verunglückten  Berufs- 
genossen tatsächlich  im  Durchschnitt  nur  1 6  "/o  Einbusse  an  Erwerbs- 
fähigkeit erlitten  hatten. 

Das  E.  V.  A.  hat  demgegenüber  entschieden,  dass  die  höhere, 
vom  Schiedsgericht  festgesetzte  Rente  angemessen  sei. 

Begründung:  Das  R.  V.  A.  hat  bisher  in  ständiger  Rechts- 
sprechung daran  festgehalten,  dass  für  die  Beurteilung  des  Grades  der 
Erwerbsunfähigkeit  nicht  die  zufälligen,  augenblicklichen,  günstigen  oder 
ungünstigen  Arbeitsbedhigungen  in  einem  einzelnen  Betriebe  massgebend 
sind,  sondern,  dass  es  dai'aul  ankommt,  festzustellen,  welche  Fälligkeit 
dem  Vei'letzten  zuzumessen  sei,  auf  dem  »gesamten  Gebiete  des  wirt- 
schaftlichen Lebens«  sich  einen  Erwerb  zu  verschaffen. 

Auch  nach  nochmahger  Prüfung  aller  Motive  der  bisherigen 
Rechtssprechung  liegt  für  das  R.  V.  A.  keine  Veranlassung  vor.  von 
der  bisherigen  Praxis  abzugehen. 

Die  Lohn  Statistiken  der  Berufsgenossenschaft  könnea  nicht  aus- 
schlaggebend sein. 

1.  Sie  sind  nur  auf  Mitteilungen  von  Unternehmern  begründet. 
Aber  auch  diese  haben  sich  nach  anderen  Erfahrungen  zu  dieser 
Frage  sehr  verschieden  geäussert. 

2.  Sie  berücksichtigen  ferner  nicht,  dass  einäugige  Arbeiter  ganz 
oder  teilweise  von  gewissen  Industriezweigen  als  ausgeschlossen 
zu  betrachten  sind,  die  eine  höhere  optische  Tätigkeit  bean- 
spruchen und  regelmässig  eine  lohnende  Beschäftigung  ge- 
währen. Auch  lehrt  die  Erfahrung,  dass  diejenigen  Arbeiter, 
welche  eine  so  schwere  Verletzung  erhtten  haben,  wie  es  der 
Verlust  eines  Auges  unter  allen  Umständen  ist,  häufig  in  ihrer 
Arbeitsausdauer  und  Arbeitsfi-eudigkeit  erlahmen.  Daneben 
ist  billigerweise  nicht  zu  verkennen,  dass  das  ausserordentliche 
Angebot  von  Arbeitskraft  das  Aulfinden  passender  Arbeits- 
gelegenheit für  die  Arbeiter,  welche  in  ihrer  Leistungsfähigkeit 
behindert  sind  oder  auf  gewisse  Rücksichten  Anspruch  erheben, 
nicht  unerheblich  erschwert  und  sie  somit  ni  ihrer  Fähigkeit, 
einen  Erwerb  zu  finden,  beeinträchtigt.  Endlich  darf  nicht 
ausser  Acht  gelassen  werdeii,  dass  ein  Einäugiger  verständiger- 
weise auf  alle  mit  besonderer  Gefahr  für  das  verbliebene  Auge 
verbundenen  lohnenden  Arbeiteji  verzichten  muss.  Zu  diesen 
unmittelbaren  Folgen  des  Verlustes  eines  Auges  treten  dann 
noch  diejenigen  Wirkungen,  welche  die  Erwerbstätigkeit  un- 
mittelbar in  nachteiliger  Weise  beeinfiussen:  der  Verlust  an 
zentraler  Sehscliärfe,  der  Mangel  des  binokularen  Sehens,  die 
Beschrankung  des  Gesichtsfeldes,  die  Schonungsbedikftigkeit 
des  unversehrten  Auges  und  die  dadurch  nicht  selten  bedhigte 
grossere  Vorsicht  und  Langsamkeit  bei  der  Arbeit,  sowie  end- 
lich die  leichtere  Ermüdung  des  einen  Auges  bei  andauerndem, 
angespanntem  Sehen.  ' 
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II.  Wie  hoch  ist  der  Verlust  eines  Auges  hei  einem  nahezu 
SOjlihrigen  Sehiifshausehlosser   zu    schlitzen,    mit  Berück- 
sichtigung, (lass  derselbe  alterssichtiff  ist  und  eine  Brille 
bei  der  Arbeit  tragen  muss  J 

Die  Vorinstaiizeii  hatten  eine  Rente  vo)i  15  Prozent  der  VoU- 
reiite  für  ausreichend  erachtet. 

Das  R.  V.  A.  hielt  demgegenüber  an  seinem  Grmidsatze  fest, 
dass  bei  allen  sogenannten  qualifizierten  Arbeitern  der  Verlust  eines 
Auges  eine  Schädigung  um  ca.  '/s  der  Erwerbsfähigkeit  bedeute  und 
entschied  auf  Zahlung  einer  Rente  von  33 '/s  Prozent. 

Aus  der  Begründung  interessiert  folgendes:  Im  Gegensatz  zu 
der  Ansicht  der  Vorinstanz,  die  auf  Grund  gewisser  Erfahrungen 
eine  Rente  von  15  Prozent  für  einen  genügenden  Schadenersatz  er- 
achtet, muss  dabei  verblieben  werden,  dass,  wie  auch  von  augenärztlicher 
Seite  anerkannt  wird,  auch  die  Einbusse  des  binokularen  Sehens  eine 
mehr  oder  minder  ins  Gewicht  fallende  Verminderung  der  Arbeits- 
fähigkeit und  damit  eine  Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit  mit  sich 
bringt,  die  auch  in  den  Fällen  besteht,  in  welchen  der  Verletzte  den- 
selben Lohn  wie  vor  der  Verletzung  weiter  bezieht.  Wie  M'enig  dieser 
letztere  Umstand  übrigens  für  die  »Erwerbsfähigkeit«  oder  »-Unfähigkeit« 
beweist,  zeigt  gerade  der  vorliegende  Fall,  indem  der  Arbeitgeber  des 
Klägers  ausdrücklich  erklärt,  der  Verletzte  beziehe  denselben  Lohn  wie 
vor  dem  Unfälle,  glaube  aber,  an  seiner  Erwerbsfähigkeit  gelitten  zu 
haben;  es  käme  dies  ja  ganz  auf  die  Art  der  Arbeit  an,  die  ihm  vor- 
gelegt werde;  auch  könne  er  —  der  Arbeitgeber  —  sich  nicht  ent- 
schliessen,  den  Mann,  der  bereits  lange  Jahre  bei  ihm  arbeite,  im  Lohn 
herunterzusetzen. 

Abgesehen  von  dem  Verluste  des  binokularen  Sehens  und  der 
Einbusse  an  zentraler  Sehschärfe  kommt  aber  als  Folge  der  Einäugigkeit 
noch  eine  weitere  Schädigung  der  Erwerbsfähigkeit  in  Betracht,  die  in 
neuerer  Zeit  zutreffend  als  Beschränkung  der  Konkurrenzfähig- 
keit bezeichnet  worden  ist.  Sie  umfasst  zum  Teil  die  vom  Schieds- 
gericht schon  hervorgehobenen  Nachteile,  ferner  alle  sonstigen  Umstände, 
»die  einem  Einäugigen  den  Wettbewerb  mit  ebenso  qualifizierten  Zwei- 
äugigen beim  Arbeitsangebot  erschweren«.  Hier  spielt  insbesondere  die^ 
zum  Teil  bestehende  Abneigung  mancher  Arbeitgeber,  einäugige  Ar- 
beiter einzustellen,  eine  erhebliche  Rolle.  Verliert  also  ein  einäugiger 
Arbeiter  seine  Arbeitsstelle,  so  muss  er  damit  rechnen,  in  einem  nicht 
zu  geringen  Bruchteil  von  Fällen  lediglich  seiner  Einäugigkeit  wegen, 
obwohl  für  ihn  passende  Arbeitsgelegenheit  vorhanden  ist,  als  Bewerber 
um  einen  Arbeitsposteii  zurückgewiesen  zu  werden. 

III.  In  einem  Fall,  bei  einem  in  einer  Eisengiesserei  be- 
schäftigten Schmelzer,  bei  dem  die  Sehkraft  auf  dem  linken 
Auge  infolge  eines  Betriebsunfalls  erloschen,  auf  dem  rechten 

dagegen  normal  geblieben  war, 
hat  das  R.  V.  A.  in  einer  R.  E.  vom  28.  11.  96  an   Stelle  der 
von  den  Vorinstanzen  bewilligten  Rente  von  15  Prozent  dem  Verletzten 
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eine  solche  von  25  Prozent  zugesprochen  und  dies  damit  begründet, 
dass  das  K.  V.  A.  unter  den  angegebenen  Verhältnissen  bei  einem 
Arbeiter,  der.  wie  der  Kläger,  nicht  zu  den  sogenannten  »qualihzierteu« 
Arbeitern  gehöre,  in  regelmässiger  Rechtssprechung  eine  Rente  von 
25  Prozent^  als  angemessene  Entschädigung  bezeichnet  habe,  und  dass 
zu  einer  niedrigeren  Schätzung  der  Erwerbsunfähigkeit  ein  Anlass 
nicht  vorhanden  sei. 

IV.  Dass  unter  besonderen  IJmständen  nacli  der  Eigenart 
des  Berufes  des  Verletzten  der  Verlust  eines  Auges  auch 
höher  als  mit  33     Prozent  Einhusse  der  Erwerhsf  ähigkeit 

bewertet  werden  muss, 

ist  in  einer  R.  E.  vom  14.  12.  96  anerkannt  worden. 

Der  Verletzte  war  in  dem  Eall  dieser  Entscheidung  Scliiffs- 
zimmermann  und  Taucher  bei  einer  Kaiserl.  Werft.  Es  wurde  ange- 
nommen, dass  er  durch  den  Verlust  des  einen  Auges  schon  als 
Zimmermann  in  erhöhtem  Masse  geschädigt  sei;  dazu  komme,  dass 
ihm  die  Ausübung  des  Tauchergewerbes,  wodurch  er  jährlich  etwa 
700  Mk.  verdiente,  wenn  nicht  ganz  unmöglich  gemacht,  so  doch  in 
hohem  Grade  erschwert  werde.  Infolgedessen  Avurde  die  Beschränkung 
der  Erwerbsfähigkeit  auf  50  Prozent  veranschlagt.  Das  Schiedsgericht 
hatte  im  Wege  einer  künsthchen  Berechnung  sogar  einen  noch  höheren 
Satz  angenommen.  Dieser  Art  der  Berechnung  konnte  aber  nicht  bei- 
gepflichtet werden,  weil  sich  der  Grad  der  Erwerbsfähigkeit,  wie  in 
den  Urteilsgründen  noch  besonders  hervorgehoben  ist,  niemals  mathe- 
matisch genau  berechnen,  sondern  immer  nur  annähernd  schätzen  lässt. 


R.  E.  970,  A.  N.  1891  S.  211. 
Die  Rente  für  den  Verlust  eines  Auges  bei  Bergarbeitern  wurde 
von  einer  Berufsgenossenschaft  auf  20  ''/o  festgesetzt,  vom  R.  V.  A.  da- 
gegen auf  30  o/o  erhöht. 


R.  E.  1977,  A.  N.  1903  S.  256. 

Der  Verlust  der  Sehkraft  eines  Auges  bedeutet  bei  einem  Kolilen- 
hauer  in  der  Regel  eine  Beeinträchtigung  der  Erwerbslähigkeit  um 
Vs  (33  V3  «/o). 

R.  E.  911,  A.  N.  1890  S.  597. 

Ein  Arbeiter  erlitt  im  Betriebe  eine  Verbrennung  des  rechten 
Auges,  welche  neben  völhgem  Verlust  der  Sehkraft  auf  diesem  Auge 
eine  narbige  Schrumpfung  des  Bindehautsackes  und  eine  Verwachsung 
der  Lider  unter  sich  und  mit  der  Hornhaut  zur  Folge  hatte,  so  dass 
die  Einsetzung  eines  künstlichen  Auges  unmöglich  und  der  Verletzte 
auch  äusserlich  erheblich  entstellt  wurde.  Zudem  blieb  in  dem  er- 
blindeten Auge  ein  Reizzustand  zurück,  der  die  Gefahr  einer  Mit- 
erkrankung des  unverletzten  Auges  nahelegte. 

Das  R.  V.  A.  hat  unter  diesen  Umständen  in  Übereinstimmung 
mit  dem  Schiedsgericht  durch  Rekursentscheidung  vom  24.  Februar  1890 

JunluB,  UnfallverBicherung.  4 
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eine  Vcnn.ndenmg  der  Enverbstähigkeit  des  Verletzten  um  40  Prozent 
angeaionnnen  da  derselbe  zm-  Vermeidung  der  Miterlavankung  dl  buken 
Auges  einer  besonderen  Sebonung  desselben  bedarf  und  in  Folge  deJ 

Cen^R^^^^^^^^  'rr"^  Verunstaltung  voraussicbtlicb  bei  ei 

ganzen  Reibe  von  \  erricbtungen,  namentlicb  solcben,  welcbe  an  sieb 
fi.r  senden  Zustand  besonders  geeignet  sein  würden,  wie  ^s  ?ir  er 
Austrager  u.  dergl    schwerer  oder  unter  ungünstig;ren  Bedi.™  ; 

Über  deii  evtl.  Einfluss  einer  groben  Verunstaltung  auf  die 
Rente  vergl.  R.  E.  1341  S.  43  dieses  Bucbs. 

Eine  grundsätzlicb  wichtige  Entscbeidung  des  R.  V  A  über 
Verscb  echterung  eines  Augenleidens  (Granulöse  Augenbindebaut- 
entzundung)  und  Beziehung  dieser  Verschlimmerung  zu  einem  früheren 
Betriebsunfall  vergl.  R.  E.  1955  S.  44  dieses  Buchs. 

Inwieweit  bei  Bem'teilung  des  Grades  der  Erwerbsunfähigkeit 
enies  Verletzten  sehi  bisheriger  Beruf  zu  berücksichtigen  ist,  verel 
R.  E.  1995  S.  42  dieses  Buchs.  ^ 


Uber  Augenzittern   der  Bergleute    und  die  etwaigen  Be- 
ziehungen des  Leidens  zu  einem  Unfall  vergl.  S.  17  dieses  Buchs. 


IL  E.  1645,  A.  N.  1898  S.  463. 
Die  Frage,  ob  ein  völlig  blinder  63  jähriger  Landwirt  bereits 
als  gänzlicli  erwerbsunfähig  anzusehen  ist, 

so  dass  ihm  bei  einem  Unfall,  den  er  im  eigenen  Betriebe  (beim 
Viehfüttern)  erleidet,  eine  Rente  nicht  zusteht,  hat  das  R.  V.  A.  in 
einer  R.  E.  vom  5.  4.  97  mit  folgender,  den  Sachverhalt  zugleich 
näher  wiedergebender  Begiiinduug  bejaht: 

Der  Kläger  bat  als  ein  63  jähriger,  mit  einem  sehr  grossen 
Leistenbruche  behafteter,  völlig  erblindeter  Mann  in  seinem  eigenen 
landwirtschaftlichen  Betriebe  einen  Unfall  erlitten,  bei  dem  er  sich  an 
der  rechten  Schulter,  am  rechten  Bein  und  im  Rücken  beschädigte. 
Die  Berufsgenossenschaft  lehnte  den  Anspruch  des  Klägers  auf  Zahlung 
einer  Unfalfrente  ab,  weil  der  Kläger  bereits  vor  dem  Unfall  völlig 
erwerbsunfähig  gewesen  sei. 

Im  Gegensatz  zu  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  hat  das 
R.  V.  A.  den  Anspruch  des  Rentenbewerbers  als  unberechtigt  zurück- 
gewiesen, da  nach  den  Erhebungen  seine  Angabe,  dass  er  trotz  seiner 
Blindheit  noch  2  Mark  pro  Tag  durch  landwirtschaftliche  Arbeiten 
verdient  habe,  als  unrichtig  erwiesen  seien.  Er  sei  schon  vor  dem 
Unfall  völlig  erwerbsuntähig  gewesen. 

Dass  im  Übrigen  unter  ganz  besonderen  Voraus- 
setzungen (angeborene  besondere  Fähigkeiten,  Unterricht 
in  einer  Blindenschule  u.  s.  w.)  und  Umständen  selbst  ein 


-    51  — 


völlig  Erblindeter  im  Stande  sein  kann,  sich  durch  ge- 
eignete Arbeit  seinen  Lebensunterhalt  und  zwar  auf  dem 
allgemeinen  Arbeitsmarkt  zu  erwerben,  ist  in  der  Revisions- 
entscheidung 594  (A.  N.  d.  R.  V.  A.  1897  S.  408)  bereits  an- 
genommen und  näher  ausgeführt  worden. 


R.  E.  1936,  A.  N.  1902  S.  468. 

Ein  Blinder  ist  im  Sinne  des  §  9  Abs.  3  des  Clewerbe-rnfall- 
Versiclierungsgesetzes  derartig-  Mlflos,  dass  er  ohne  fremde 
Wartung  und  Pflege  nicht  bestehen  kann. 

Das  Reichs- Versicheruugsamt  hat  in  einer  Rekursentscheidung 
vom  11.  März  1902  einem  infolge  Betriebsunfalles  erblindeten  Arbeiter 
eine  Teikente  von  80  Prozent  des  Jahresarbeitsverdienstes  zuge- 
sprochen, also  mehi-  als  die  Vollrente,  die  66^/3  Prozent  des  Jahres- 
verdieustes  beträgt.    In  den  Gründen  wird  folgendes  ausgeführt: 

Ein  ßhnder  ist  zu  den  meisten  Verrichtungen  der  gewöhnlichen 
Lebenshaltung  aus  eigener  Kraft  nicht  im  Staude,  da  die  Tätigkeit 
der  Menschen  fast  regelmässig  Anforderungen  an  das  Augenhcht  stellt, 
er  ist  daher  im  Sinne  des  Gesetzes  hülflos.  Dass  diese  Annahme 
der  Absicht  des  Gesetzgebers  entspricht,  ergibt  sich  schon  daraus,  dass 
gerade  der  Fall  der  Erblindung  in  erster  Linie  den  Anlass  zur  Ein- 
schaltung des  9  Abs.  3  a.  a.  0.  gegeben  hat  (zu  vergleichen 
Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags, 
10.  Legislaturperiode,  I.  Session  1898/1900,  6.  Anlageband,  Nr.  703  a 
Bericht  der  XXI.  Kommission,  S.  4458  Ziffer  5).  Demgemäss  ist 
auch  bereits  m  einer  Rekursentscheidung  vom  19.  11.  1900  einem 
Erbhndeten  eine  Hülflos enreute  zuerkannt  worden. 

Die  Zuerkennung  der  Hülllosenrente  steht  mit  der  Rekurs- 
entscheidung 1899  vom  1.  Juni  1901  —  Amtliche  Nachrichten  des 
R.  V.  A.  1902  S.  181  —  auf  welche  sich  das  Schiedsgerichtsurteil 
beruft,  in  keinem  Widerspruche.  Ein  Blinder  bedarf  entsprechend  der 
dort  geäusserten  Ansicht  bei  seinen  Verrichtungen  in  der  Tat  einer 
beständigen  Hülfe.  Dass  die  erforderliche  Hülfeleistung  die  Arbeits- 
kraft einer  fremden  Person  nicht  in  vollem  Umfang  in  Anspruch 
nimmt,  steht  dem  nicht  entgegen.  Es  handelt  sich  vielmehr  nach 
dieser  Richtung  hin  lediglich  um  die  Frage  des  Masses  der  Hülflosig- 
keit,  zu  der  auch  die  vorgenannte  Rekursentscheidung  Raum  lässt. 

Wenn  nun  auch  die  Hülflosigkeit  des  Verletzten  fiir  vorhegend 
erachtet  worden  ist,  so  lag  doch  kein  Anlass  vor,  ihm  eine  Rente  in 
Höhe  seines  vollen  Jahi-esarbeitsverdienstes  zu  gewähren.  Die  W^artung 
und  Pflege,  deren  ein  Hülfloser  bedarf,  ist  nach  der  jeweiligen  Art 
seines  Leidens  eine  verscliiedene,  sie  nimmt  insbesondere  die  Arbeits- 
kraft fremder  Personen  bald  mehr,  bald  weniger  in  Anspruch.  Das 
besetz  trägt  diesem  Ilmstande  dadurch  Rechnung,  dass  es  in  dem 
55  9  Abs.  3  des  Gewerbe-Unfall- Versicherungsgesetzes  für  die  Erhöhung 
rlei- Keilte  einen  Spielraum  von  33 '/a  Proz.  des  Jtüiresarbeitsverdienstes 
lasst.    Em  Blinder,  der  im  Übrigen  gesund  ist,  bedarf  zu  seinen  Ver- 

4* 
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nchtungcu  weit  geringerer  Hülfe,  als  z.  B.  eine  schwerkranke,  bett- 
lägerige Person.  Es  erschien  daher  angemessen,  die  Rente  nicht  auf 
den  Hochstbetrag  sondern  nur  auf  80  Prozent  des  Jahresarbeits- 
verdioiistes  zu  erhöhen. 


Vom  Reichsversicherungsamt  veröffentlichte 
augenärztliche  Obergutachten.*) 


Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamts  1898,  S.  325. 

Obergiitachteu,  betreffend  plötzliche  Erbliudimg  als  akute, 
durch  Luftzug  in  Verbindung  mit  Überanstrengung  der  Augen 
herbeigeführte  Yerschlimmerung  tabischer  Sehnerven atrophie. 

Auf  Requisition  des  Reichs- Versicherungsanits  statte  ich  über 
die  Angelegenheit  des  S.  nach  mehrfacher  Untersuchung  und  Beob- 
achtung desselben  und  unter  Berücksichtigung  des  Aktenmaterials  ein 
Gutachten  ab.  Zugleich  überreiche  ich  ein  auf  mein  Ersuchen  von 
dem  Privatdozenten  der  Augenheilkunde  Herrn  Dr.  Greef  ausgestelltes 
Gutachten,  dessen  Einholung  ich  für  ei-forderlich  hielt. 

Uber  die  Natm^  des  bei  S.  vorliegenden  Leidens  besteht  kein 
Zweifel.  Es  handelt  sich,  wie  alle  bisher  befragten  Sachverständigen 
belomdet  haben,  um  Atrophie  CSchwund)  der  Sehnerven  in  Verbindung 
mit  Tabes  dorsualis  (Rückenmarksschwindsucht).  Ausserdem  besteht 
eine  Verhärtung  der  Arterien  (Arteriosklerose)  und  ein  Herzklappen- 
fehler (Insufficienz  der  Aorta,  Schlussunfähigkeit  der  Klappen  der 
Körperschlagader),  eine  Erkrankung,  welche  nicht  selten  in  Verbindmig 
mit  Tabes  dorsualis  beobachtet  wird. 

Was  nun  die  Ursachen  des  Augenleidens  betrifft,  so  ist  durch 
die  Zeugenvernehmung  genügender  Beweis  darüber  erhoben,  dass  die 
Erblindung  des  S.  am  9.  März  1896  plötzlich  während  der  Arbeit 
aufgetreten  ist.  Wenn  nun  die  früher  befragten  Begutachter  diese 
Tatsache  in  Zweifel  gezogen  und  darauf  hingewiesen  haben,  dass  nach 
ärztlicher  Erfahrung  das  bei  Tabes  vorkommende  Sehnervenleiden  sich 
allmählich  entwickelte,  so  ist  Letzteres  allerdings  zuzugeben,  dennoch 
aber  halte  ich  es  für  unzulässig,  einer  konlaeten,  bewiesenen  Tatsache 
gegenüber  die  wissenschaftliche  Doktrin  als  höheres  Argument  hinzu- 
stellen. In  der  Medizin  darf  ein  dogmatischer  Standpunkt  niemals 
Platz  greifen,  wer  reiche  ärztliche  Erfahrungen  zu  machen  Gelegenheit 
hat,  weiss,  wie  oft  es  vorkommt,  dass  ein  Krankheitsfoll  Neues,  Uber- 
raschendes, der  Lehre  und  Erfahrung  Widersprechendes  bringt. 


*)  Sämtlicho  vom  Tl.  V.  A.  bis  zum  Jahre  1Ü02  veröHonUiclite  übor- 
ffiitacliteii  !iiis  allen  Oehictcn  der  mcdiziiiiaclieii  Wissenschaft  sind  veromigt  in 
einL-m  Bande :  .Sammlung  ärztlicher  Oborgutacbtcn,  Berlin  19Ü2  bei  A.  Asclior  &  Co. 
Die  neueren  üutacbtcn  sind  noch  nicht  prosammelt  herausgegeben. 
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Zunächst  war  die  Frage  zu  erörtern,  ob  nicht  S    von  einer 
•ikuten    Sehnervenentzündung    oder    einer   anderen   akuten  Augen- 
S^i  kung  befallen  worden  sein  könnte;  denn  wie  jeder  Mensch  so 
kann  natüriich  auch  ein  Rückenmarksschwindsüchtiger  voii  einer  akute 
ziu'  Erbhndung  führenden  Augenaffektion  heimgesucht  werden.  Ich 
eichte  deshalb  Herrn  Dr.  Greeff,  speziell  die  Frage,  ob  Zeichen 
einer  stattgehabten  Blutung  oder  akuten  Entzündung  zu  finden  seien 
zu  untersuchen.    Aus  seinem  Gutachten  geht  hervor,  dass  dies  nicht 
der  Fall  ist,  dass  es  sich  vielmehr  tatsächhch  um  diejenige  Form  der 
Sehnervenerkrankung  handelt,   welche   bei  Rückenmarksschwindsucht 
vorzukommen  pflegt,  und  welche  einen  chronischen  Verlauf  und  eine 
allmähhche  Entwickeluug  nimmt.    Wie  steht  es  nun  unter  diesen  Um- 
ständen  mit  der  Möglichkeit  einer  plötzlichen  Erbhndung''  üerr 
Dr.  Greeff  hat  in  seinem  Gutachten  erörtert,  wie  es  zu  erklaren  ist, 
dass  S  bei  schon  vorhandener  Sehnervenerkrankung  doch  noch  keine 
merklichen  Störungen  empfunden  hat.     Herr  Dr.  Greeff  gibt  somit 
auf  Grund  augenärzthcher  Erfahrung  zu,   dass   eine  plotzhche  Er- 
blindung, wie  sie  S.  behauptet,  bei  tabischer  Sehnerven atrophie  vor- 
kommen kann.    Ich  selbst  rauss  ebendasselbe  auf  Grund  nervenärztlicher 
Erfahrung  sagen.    Zunächst  möchte  ich  als  Beispiel  für  diese  Möglich- 
keit einen  von  Herrn  Professor  Dr.  Renvers  beobachteten  Fall  schildern : 
Eine  24  jährige  Schneiderin  Maine  A.,  aufgenommen  den  8.  8.  1893, 
Aufn.  Nr.  870,  zeigte  Erscheinungen  von  Rückenmarksschwindsucht, 
Blutarmut  und  Erkrankung  des  Eierstocks  und  der  Muttertroinpete. 
Weiterhin  klagte  sie  über  ein  häufiges  Schwarzwerden  vor  den  Augen 
und  Abnahme  der  Sehkraft  (seit  Anfang  September);  immerhin  sah 
sie  noch  in  normaler  Weise.    Am  13.  September  wurde  wegen  der 
bezeichneten  Unterleibserkrankung  der  Bauchschnitt  (Laparotomie)  in 
Chloroformnarkose  ausgeführt.     Zwei  Tage  nach  der  Operation  (15. 
September)  erbhndete  sie  plötzlich.     Auch  in  diesem  Falle  bestand 
Sehiiervenatrophie.    Freilich  kommt  nun  Erblindung  nach  Operationen 
mit  starken  Blutverlusten  vor.    Aber  hier  handelte  es  sich  um  die 
gewöhnliche  Form   der  bei  Rückenmarksschwindsucht  vorkommenden 
Sehnervenatrophie.    Der  Fall  zeigt  also,  dass  eine  schubweise  Ver- 
schlimmerung des  Sehnervenleidens  bei  Tabes,  und  zwar  plötzhch  ein- 
tretende Erblindung,  nicht  unmöglich  ist. 

Es  fragt  sich  nun  weiter,  ob  eine  solche  stürmische  Verschlimme- 
nmg  durch  die  im  Falle  S.  nachgewiesenen  Ursachen  (Erkältung  und 
Uberanstrengung  durch  scharfes  Sehen)  bedingt  sein  kann.  Auch  diese 
Möglichkeit  ist  wissenschaftlich  unbedingt  zu  bejahen.  Die  Rücken- 
marksschwindsucht wird  in  ihrem  Verlauf  in  hohem  Grade  durch 
äussere  Einwirkung  beeinflusst.  Durch  Erkältung  sowohl  wie  durch 
Überanstrengung  werden  akute  Verschlimmerungen  nicht  selten  herbei- 
geführt. Hierzu  kommt,  dass  der  bei  Rückenmarksschwindsuclit  vor- 
kommende Sehnervenschwund  nicht  etwa  vom  Rückenmark  oder  über- 
haupt vom  Zentralorgan  des  Nervensystems  seinen  Ausgang  nimmt 
sondern  von  der  Netzhaut,  also  sozusagen  von  der  Peripherie  der  Nerven. 
Zuerst  erkranken  diejenigen  Teile  der  Sehnervenfasern,  welche  den 
Einwirkungen  des  Lichtreizes  unmittelbar  ausgesetzt  sind.  Diese  in 
der  ärztlichen  Welt  noch  wenig  bekannte  Tatsache  ist  in  den  letzten 
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Uisst  es   gleichfalls  verständhch  S^^^^^^ 

trefTeiule  Einvvirkungeii,  wie  Erkältung  im  ItpW    /        '  ^^^g^ 
eine  akute  YerschliLnernng  Ä^Ä^SSJ^^Ä' 
Ich  betrachte  es  somit,  m  Übereinstimmung  mit  Herrn  Dr  GrS 
als  festgestellt,  dass  das  Sehnervenleiden  bei  S   mit  seini  T.b^ 
sjunmenhangt  im d  am  9.  März  1896  bereits  bestandITat    ^  ^ 
Folge  von  Zug  und  Uberanstrengmig  der  Au^^en  einp  «knS  ^^^^''^ 
bhndung  flihrende  Verschlimmerung  Ifahren  S  X  n  suki  ch 
ziigeben,  dass,  wie  Heri- Dr.  Greeff  ausflihrt,  S.  auch  ohne  d  e  akute 
Vei-schhmmerung  im  Laufe  der  Zeit  erblindet  wäi-e.    Aber  rotzdom 
bleibt  bestehen,  dass  che  stattgehabte  Verschlimmerung  auf  eine  Unfa 
zuruckzuhihren  ist.    Ohne  diesen  Unfall  hätte  S.  fein  Sehvermö^^ 
noch  eine  Zeit  lang  behalten,  wie  lange,  ist  unmöglich  zu  bestimmen 
Durch  Schonung  nimmt  die  Rückenmarksschwindsufht  einen  ^Tkng: 
sanieren  Verlauf  als  bei  Einwirkung  äusserer  Schädhchkeiten.  Wir 
haben  eine  nicht  gennge  Zahl  von  Tabikern,  welche  ihr  Amt  und 
Geschalt  bei  hinreichender  Möglichkeit  der  Schonung  lange  Jahre  aus- 
füllen    Ich  wurde  es  für  ungerechtfertigt  halten,  die  tatsächlich  statt- 
getundene  Verschlimmerung  damit  abzutun,  dass  man  sagt,  der  End- 
effekt  wäre    schliesslich    auch    ohne    diese    akute  Verschlimmerung 
eingetreten     Vielmehr  halte  ich  es  für  ein  Erfordernis  der  Gerechtig- 
heit,  dem  S.  eine  Entschädigung  für-  die  durch  den  Unfall  herbeigeführte 
Beschleunigung  des  Leidens  zuzubilligen.    Als  Grmidlage  für  die  Be- 
urteilung wm-de  ich  aufstellen,  dass  ohne  den  Unfall  die  völlige  Er- 
bhndimg  erst  nach  3-4  Jahi-en  eingetreten  sein  würde.  Hiernach 
wäre  dem  S.  euie  jährlich  abnehmende  Rente  für  3  bis  4  Jahre  zu- 
zuerkennen.   Diesen  Vorschlag  mache  ich  mit  dem  Vorbehalt,  dass 
seine  Ausfiihmng  nach  Massgabe  der  bestehenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen zulässig  ist. 

Berlin,  den  14.  Juni  1897. 

gez.  Dr.  Gold  sch  ei  der. 
Prof.  an  der  Universität,  Dirig.  Arzt  am  Kraukenhause  Moabit. 

Das  im  Eingange  des  vorstehenden  Gutachtens  erwähnte  Sonder- 
gutachten hat  folgenden  Wortlaut: 

S.  gibt  an,  am  9.  März  bei  anstrengender  Arbeit  in  seinem  Be- 
mfe  (Ofensetzer)  plötzlich  auf  beiden  Augen  erblindet  zu  sein.  An 
diesem  Tage  arbeitete  S.  in  einem  sehr  zugigen  Lokal  und  hatte  sehr 
anstrengend  zu  tun,  so  dass  er  in  Schweiss  geriet.    Als  Patient  auf 
einer  Leiter  stand  und  gerade  die  vierte  von  grossen,  etwa  10  bis 
12  kg  schweren  Platten  aufhob  und  einsetzte,  ging  es  ihm  »wie  ein 
Stich  durch  den  Kopf«  und  er  konnte  plötzlich  nicht  mehr  sehen.  Er 
sagte  zu  seinem  Mitarbeiter:   »Ist  es  denn  schon  Abend  geworden?« 
Der  Mitarbeiter  antwortete:  »Es  ist  noch  nicht  3  Uhr.«    Patient  niusste 
die  Arbeit  sogleich  niederlegen  und  sich  nach  Hause  führen  lassen. 

Zum  Beweise,  dass  er  früher  gut  gesehen  habe,  führt  Patient 
seine  feine  Arbeit  an.    Er  hat  drei  Platten  richtig  eingesetzt,  wobei 
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er  genau  visieren  mussto,  und  er  bat  Zeugen,  welche  l)ekunden,  dass 
er  d'izu  bei  der  vierten  Vlatte  nicbt  mehr  im  Stande  Avar,  sondern  so 
wenig  sab,  dass  er  nacb  Hause  geführt  werden  musste. 

Früher  bat  Patient  nach  seiner  Aussage  niemals  au  den  Augen 
gelitten,  auch  vor  der  Erblindung  keine  allmäbUche  Abnahme  der 
Sehsch^ii-fe  bemerkt.  Nur  fiel  es  ihm  auf,  dass  er  ui  le  zter  Zeit 
schlechter  lesen  konnte,  ohne  dass  ihn  dies  bei  der  Arbeit  behindert  hatte. 

Patient  will  deshalb  seine  plötzliche  Brbhndung  als  eineii  in 
seinem  Beruf  entstandenen  Unfall  aufgefasst  wissen.  Der  Unfall  sei 
dm-ch  Anstrengung  im  Dienste  mid  die  dabei  herrschende  Zugluit 

herbeigeführt  worden.  .  ,    -,.    -r^    .„       v   -n    i . 

Mit  dem  Augenspiegel  finden  sich  die  Papillen,  die  Jr'unkte,  an 
denen  die  eintretenden  Sehnerven  sichtbar  sind,  total  weiss  verfärbt, 
mit  einer  Nuance  bläuhch,  ähnhch  wie  viele  Sorten  Papier.  Die 
Grenzen  der  Papillen  gegen  die  umgebenden  völhg  normalen  Partieen 
des  Augenhiutergrundes  sind  ringsum  sehr  scharf  und  deuthch.  An 
den  Gefässen  finden  sich  keine  Veränderungen,  nirgends  ein  Verwaschen- 
sein über  denselben,  wie  es  bei  entzündhchen  Prozessen  sich  findet. 

Die  Sehschärfe  betoägt  auf  dem  besseren  linken  Auge  nur  Finger- 
zählen in  i.'a  Meter  Entfernung.  Das  Gesichtsfeld  ist  sehr  eingeengt, 
soviel  sich  feststellen  lässt,  von  aussen  und  unten  her  bis  über  den 
Fixierpunkt,  so  dass  wohl  mit  einer  Stelle  über  dem  Fixierpunkt  ge- 
sehen wird. 

Nachts  sieht  Patient  nur  noch  Handbewegungen  dicht  vor  den 
Augen.  Patient  ist  also  auf  beiden  Augen  im  bürgerhchen  Sinne  als 
bhnd  zu  betrachten. 

Es  möge  hier  ausgeführt  werden,  dass  ich  mich  auf  das  Aller- 
bestimmteste überzeugen  konnte,  dass  die  Angaben  des  Patienten  über 
seine  Sehkraft  absolut  genau  und  wahrhaftig  waren. 

Die  hier  vorliegenden  Prozesse  im  Sehnerv  (reine  Atrophie  bei 
Tabes  dorsualis)  entwickehi  sich  immer  ganz  allmählich;  von  den 
mehreren  hunderttausend  Fasern  im  Sehnerv  zerfällt  eine  nach  der 
andern.  Es  kommen  abnorme  Beschleunigungen  oder  Verzögerungen 
vor,  einen  definitiven  Stillstand  gibt  es  nicht. 

So  ist  es  auch  undenkbar,  dass  sich  der  Zerfall  im  Sehnerv  bei 
S.  plötzlich  ausgebildet  habe,  es  müssten  sich  in  solchem  Falle  heftige 
entzündhche  Veränderungen  im  Sehnerv  noch  sehen  lassen. 

Wenn  wir  deshalb  annehmen,  dass  die  Sehstörung  plötzlich  auf- 
getreten ist,  wie  Patient  angibt,  so  ergibt  sich  auch  hierfür  unschwer 
eine  Erklänmg. 

Die  Erkrankung  am  Sehnerven  beginnt  immer  unmerklich,  ohne 
Schmerzen  und  ganz  allmählich,  so  dass  ein  wirklicher  Beginn  niemals 
bemerkt  wird.  Der  Ausfall  ist  zuerst  ganz  in  der  Peripherie  des 
Gesichtsfeldes  und  schiebt  sich  dann  langsam  gegen  die  Mitte  vor.  Das 
zentrale  Sehen,  womit  wir  fixieren,  wird  erst  verhältnismässig  spät  er- 
griffen. So  kommt  es,  dass  oft  selbst  intelligente  Leute  den  bestehenden 
Krankheitsprozess  erst  nach  Monaten  oder  Jahren  bemerken  oder  den 
Ausfall  nicht  beachten,  so  lange  er  im  Beruf  nicht  stört.  Verhängnisvoll 
wird  die  Sehstöning  erst,  wenn  das  zentrale  Sehen  ergriffen  wird. 
Dies  geschieht  nun  allerdings  meist  ganz  allmählich  im  Laufe  von 
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Zugluft  U  S.  w.)  Fasern  befallen,  welche  direkt  zum  Fixierpuul  t  Sp,!' 
und  damit  war  die  plötzliche  Sehstöruug  gegeben.    WeZ  at  ,u' 
gegeben  wn-d,  dass  harte  Arbeit  unter  Ungünstigen  Verh^is  en  bei 
dem  Prozess  mitgeholfen  haben  kann,  so  ist  doch  hervo  zS  r  d  s 
auf  Grund  des  Allgemeinleidens  früher  oder  später  die  Erblii'cW  n 
absoluter  Sicherheit  sich  doch  eingestellt  hätte.    Durch  zwecSsiVes 

Sehner.enleicÄtzlS 
eikannt  wird,  lange  hinausgeschoben,  aber  niemals  verhindert  werden 

gez.  Dr.  R  Greeff, 
Privatdozeut  für  Augenheilkunde,  wissenschaftlicher 
Assisteuzai-zt  der  Kgl.  Universitäts-AugenklLnik. 

Die  in  den  beiden  vorstehenden  Gutachten  enthaltenen  Aus- 
tuhrungen  haben  in  ihrem  Zusammenhang   dem  Rekursgericht  die 
Uberzeugung  verschafft,  dass  der  starke  Luftzug,  von  dem  der  Kläger 
bei  seiner  Betriebstätigkeit  am  9.  März  1896  festgestelltermassen  be- 
troöen  wurde,  m  Verbindung  mit  der  Aiistrengmig  der  Augen,  die 
seine  Arbeit  an  diesem  Tage  erforderte,  eine  Beschlemiigung  des  auf 
Kuckenmarcksschwindsucht  beruhenden  Sehnervenschwundes  herbeigeführt 
hat  und  insofern  in  m-sächlichem  Zusammhange  mit  der  Erblindung 
steht.    Es  ist  deshalb  ein  Betriebsunfall  als  vorliegend  anerkannt  und 
dem  Kläger  unter  Aufhebung   der  eine  Entschädigung  versagenden 
Vorentscheidung  vom  9.  Juni  1896  ab  die  Rente  für  völlige  Erwerbs- 
unfähigkeit im  Betrage  von  jährhch  932  Mk.  gewährt  worden.  Eine 
zeitliche  Beschränkung  und  Abstufung  der  Rentenzahlung,  wie  sie  am 
Schlüsse  des  ersten  Gutachtens  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Ver- 
miglückte  in  einigen  Jahi-en  sicherlich  doch  erblindet  wäre,  für  an- 
gemessen erachtet  wird,  würde  nach  der  Rechtssprechung  des  R.  V.  A. 
mit  den  gesetzhchen  Vorschriften  nicht  in  Einklang  gestanden  haben 
(zu  vergl.  die  R.  E.  unter  Ziffer  1683,  A.  K  des  R.  V.  A.  1897 
S.  577,  und  die  dort  angefühi'ten  älteren  Entscheidungen). 


A.  N.  1900  S.  701. 

Obergutacliteii,  betreffend  Yeriieinuiig  des  ursliehJicheii  Zii- 
sammeuliaiig's  zwisclicii  einem  Untsill  (einfaclier  Kontusion 
des  Koi)f'es  mit  geringer  HautabscliUrfung  diircli  eine  herab- 
fallende Eisenstange)  und  einem  mit  Netzliautsiblösung  ver- 
bundenen Aderhautsarkoni. 

Dem  Ersuchen  des  Reichsversicherungs-Amts  um  Abgabe  eines 
Obergutachtens  in  der  Unfallversicherungssache  des  Lackierers  Friedrich 
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N  in  B  wider  die  Nordöstliche  Eisen-  und  Stahl-Berufsgenossenscliaft 
beehre  ich  mich  nach  genommener  Einsicht  und  unter  Rückgabe  der 
Akten  durch  nachstehende  Ausführungen  zu  entsprechen: 
Die  Beantwortung  der  mir  gestellten  Frage: 

»ob  es  als  sicher  anzunehmen  oder  wahrscheinhch  ist,  class 
der  Verlust  des  Sehvermögens  auf  dem  rechten  Auge  des 
Klägers,  sei  es  auf  dem  Wege  der  unmittelbaren  trauma- 
tischen Netzhautablösung,  oder  im  Gefolge  emer  bösartigen 
Geschwulstbildung,  ursächlich  auf  den  im  Januar  1897  er- 
littenen Unfall  zurückzuführen  ist«, 
hängt  in  gewissem  Masse  von  der  Entscheidung  der  Vorfrage  ab,  ob 
der  Augapfel  von  der  Verletzung  direkt  betroffen  wurde  oder  nicht. 

Wird  diese  Vorfrage  verneint,  so  kann,  wie  ich  näher  ausführen 
werde,  meiner  Meinung  nach  von  einem  Einfiuss  der  Verletzung  auf 
die  Erkrankung  des  Auges  überhaupt  nicht  die  Rede  sein;  wird  aber 
die  Vorfrage  bejaht,  so  ist  die  Möglichkeit  eines  ursächhchen  Zusammen- 
hangs zwar  im  allgemeinen  zuzugeben,  aber  nur  unter  gewissen  Be- 
dingungen, die  im  vorliegenden  Falle  nicht  gegeben  waren. 

Ich  werde  deshalb,  der  mir  gegebenen  An^yeisuug  entsprechend, 
diese  beiden  Möglichkeiten  getrennt  berücksichtigen,  sehe  mich  aber 
veranlasst,  auch  über  die  Vorfrage  meine  Meinung  abzugeben,  da  mir 
scheint,  dass  zu  deren  Entscheidung  auch  die  Ansicht  des  Sach- 
verständigen von  wesentlicher  Bedeutung  ist. 

Die  Angaben  des  Verletzten  sowie  der  Zeugen  stimmen  bei 
mehrfachen  Abweichungen  in  Einzelheiten  doch  darin  überein,  dass  N. 
am  Abend  eines  der  ersten  Januartage,  wahrscheinlich  des  5.  Januars 
1897,  von  einer  herabfallenden  Eisenstange  am  Kopf  getroffen  wurde, 
dass  aber  dabei  keine  direkte  Verletzung  des  Auges  stattfand.  Letztere 
Angabe  wird  auch  dadurch  bestätigt,  dass  bei  der  etwa  5  Tage  nach 
der  Verletzung,  am  10.  Januar,  in  der  Hi.'schen  Klinik  vorgenommenen 
Untersuchung  der  Augen  keinerlei  Spuren  einer  Verletzung  derselben 
gefunden  wurden.  Es  erscheint  auch,  wenn  man  den  Hergang  der 
Verletzung  berücksichtigt,  vollkommen  unmöghch,  dass  die  Stange  das 
Auge  selber  getroffen  habe. 

Legt  man  die  dem  N.  günstigste  Annahme,  dass  nämlich  die 
Gegend  des  Vorderkopfes  über  dem  rechten  Auge  getroffen  wurde,  zu 
Grunde,  so  könnte  doch  eine  von  oben  her  querfallende  Stange  das 
Auge  selber  nur  treffen,  wenn  sie  vorher  den  Knochen,  welcher  den 
oberen  Augenhöhlenrand  bildet,  zerbrochen  hätte. 

N.  behauptet  nun,  dass  die  Verletzung  des  Kopfes  gleichwohl 
sein  Auge  geschädigt  haben  müsse  und  führt  als  Beweis  dafür  an,  dass 
er  schon  sehr  bald  nachher  —  bereits  am  folgenden  Tage,  wie  die 
Ehefrau,  noch  am  gleichen  Abend,  wie  N.  selber  später  Herrn  Professor 
Dr.  F.  angab  --  über  Flimmern  im  Auge  zu  klagen  gehabt  habe. 

Es  lässt  sich  aber  nachweisen,  dass  N.  selbst  dem  Unftili  anfangs 
gar  keine  Bedeutung  zuschrieb,  dass  also  die  Sehstörung  sich  schwerlich 
so  unmittelbar  an  die  Verletzung  angeschlossen  hat,  wie  es  später  von 
ihm  dargestellt  wurde. 

HeiT  Sanitätsrat  Dr.  He.,  an  welchen  sich  N.  am  10.  Januar 
1897  zuerst  um  ärztlichen  Rat  gewendet  bat,  sagte  aus,  dass  N.  damals 


—    58  — 


sbdtgehabte  Vorloteung  ä,,gegebe,,  '«''"o 
N.  vo,f  H™  D^'ilf '..itlf Hi.sche„  Augo„Mi„ik.  wohin 

Fa     wo  N  sich  wieder  in  der  Hi.schen  Khnik  m\t  der  Klao^  vor 
seilte  er  könne  am  rechten  Auge  nicht  gut  sehen  und  habfan  den 
selben  Flimmern    Erst  nach  seiner  Aufnahme  in  die  Anstalt!  imchcSm 
e   Uber  eine  vorher  stattgehabte  Verletzung  befragt  worden  wai  S 

sofort"  Z  F     '  ^^'^^^^  ^-^^  A-4e' 

it  1  f  N.  zunächst  gar  nicht  daran  gedacht  hat, 

die  von  ihm  bemerkte  Sehstörung  mit  einer  Verletzung  in  Verbindung 
zu  bringen.  Er  würde  doch  sonst  gewiss  nicht  ermangelt  haben,  die- 
selbe den  Ärzten  zu  berichten,  und  würde  auch  schwerlich  daran  ge- 
dacht haben,  dass  seiner  Sehstorung  dm-ch  eine  Änderung  seiner  Brille 
abzuhe  teu  sei  .Diese  Vennutung  wird  durch  die  am  30.  Dezember  1897 
abgegebene  Erklärung  des  N.  vollkommen  bestätigt,  dass  er  erst  durch 
eine  Aeusserung  des  Dr.  K.  darauf  gekommen  sei,  dass  sein  Augen- 
leiden durch  den  Unfall  vom  5".  Januar  entstanden  sein  müsse.  Hiermit 
erlecligt  sich  auch  der  Einw^and,  den  N.  gegen  den  Bericht  des  Dr.  K 
erhoben  hat,  Avonach  er  bei  seinem  ersten  Besuch  in  der  Hi.schen 
Khnik  zwar  nicht  dem  Dr.  K,  der  ihn  damals  gar  nicht  untersucht 
habe,  sondern  emem  ausländischen  Arzt,  dessen  Namen  er  nicht  kennt, 
die  stattgehabte  Verletzuiig  geklagt  habe. 

Da  N.  vor  dem  5.  Februar  nicht  einmal  an  die  Möglichkeit 
dachte,  den  Unfall  mit  der  Sehstörung  an  seinem  rechten  Auge  in 
Zusammenhang  zu  bringen,  so  kann  auf  seine  spätere  Aussage  und  die 
Angabe  seiner  Ehefrau,  dass  er  gleich  nach  dem  Unfall  oder  am 
nächsten  Tage  Fhmmern  vor  dem  Auge  bemerkt  habe,  wenig  "Wert 
gelegt  werden,  um  so  w^eniger,  als  er  selber  bei  der  ersten  Vernehmung 
angegeben  hat,  »einige  Tage«  nach  dem  Unfall  Flimmern  bemerkt  zu 
haben.  Man  kann  nur  soviel  als  festgestellt  betrachten,  dass  ungefähi- 
um  die  Zeit,  wo  N.  eine  Kontusion  an  seinem  Kopf  erlitt,  er  anfing, 
eine  Sehstörung  an  seinem  rechten  Auge  zu  bemerken,  Avobei  es  sich 
also  um  ein  rein  zufälliges  Zusammentreffen  gehandelt  haben  kann. 

Aus  den  Angaben  der  Zeugen  E.  imd  Ho.  und  der  Ehefrau  des 
N.  ist  zu  entnehmen,  dass  es  sich  um  eine  einfache  Kontusion  des 
Kopfes  mit  einer  geringen  Hautabschürtung  gehandelt  hat.  Diese  blieb 
ohne  weitere  sonstigen  Folgen,  wie  daraus  hervorgeht,  dass  N.  seine 
Arbeit  überhaupt  nicht  zu  unterbrechen  brauchte,  und  dass  5  Tage 
nachher  die  Aerzte  keinerlei  Spuren  einer  Verletzung  an  ihm  bemerkt 
haben.  Wie  unerheblich  N.  selber  die  Verletzung  anfangs  vorkam, 
geht  auch  daraus  hervor,  dass  er  sich  hinterher  nicht  einmal  mehr  auf 
den  Tag  des  Unfalls  besinnen  konnte. 

Nach  den  vorliegenden  Erfahrungen  und  Kenntnissen  über  die 


Entstehuiissweise  der  Net/bautablösiuig  miiss  icli  es  als  vollkommen 
ausgeschlossen  betrachten,  class  ehie  Netzbaiitablösmig  an  einem  vorher 
völh-  gesunden  Auge  selbst  durch  eine  erheblichere  Verletzung  ent- 
steht, welche  nur  die  Umgebung  des  Auges,  nicht  aber  das  Auge 
selbst  triffl.  Ich  Avill  nicht  bestreite]),  dass,  wie  Herr  Dr.  K.  an- 
nimmt, an  einem  schon  vorher  erkrankten  und  zu  Netzhautablösi.ing 
disponierten  Auge  eine  starke  Erschütterung  des  Kopfes  die  Ent- 
stehung der  Netzhautablösung  zum  Ausbruch  bringen  kann,  die  aber 
in  solchem  Falle  auch  bei  einem  anderen  geringfügigen  Anlass  oder, 
auch  von  selbst  erfolgen  kann.  Da  aber  das  Auge  des  N.  seiner 
eigenen  Angabe  nach  und  auch  nach  dem  Ergebnis  der  Unter- 
suchmigen  des  Sanitätsrats  Dr.  He.  und  der  Hi'schen  Augenkhnik 
vorher  völlig  gesund  und  nur  presbyopisch  war,  so  ist  die  Annahme 
ausgeschlossen,  dass  die  Netzhautablösung  mit  der  Erschütterung  des 
Kopfes  in  irgend  eine  ursächliche  Beziehung  zu  bringen  sei.  An  eine 
traumatische  Entstehung  der  Netzhautablösung  ist  aber  schon  deshalb 
nicht  zu  denken,  weil  im  weiteren  Verlauf  der  Krankheit  sich  in  dem 
Vorhandensein  eines  Aderhautsarkoms  die  wahre  Ursache  desselben 
mit  Evidenz  herausgestellt  hat. 

Es  ist  eine  jedeni  Augenarzt  bekannte  Tatsache,  dass  eine  Ader- 
hautgeschwulst im  ersten  Stadium  oft  durch  eine  scheinbar  einfache 
Netzhautablösung  verdeckt  und  erst  im  weiteren  Verlauf  erkennbar 
wird.  Es  muss  daher  unter  gewissen  Umständen,  wenn  keine  sonstige 
Ursache  der  Netzhautablösung  vorliegt,  stets  an  die  Möglichkeit  ge- 
dacht Averden,  dass  ein  Aderhautsarkom  zu  Grunde  liege  und  Herr 
Dr.  H.  hat  deshalb  mit  vollem  Recht  schon  am  28.  Juli,  wo  die 
Diagnose  des  Aderhautsarkoms  noch  nicht  gestellt  werden  konnte,  auf 
diese  Möglichkeit  hingewiesen.  Nachdem  dieser  Verdacht  später  durch 
den  weiteren  Kran kheits verlauf  und  durch  die  Untersuchung  des 
herausgenommenen  Auges  bestätigt  worden  ist,  besteht  für  mich  nicht 
der  geringste  Zweifel,  dass  diese  Geschwulst  schon  im  Anfang  vor- 
handen war  und  die  Netzhautablösung  hervorrief. 

Mit  dieser  Annahme  steht  es  durchaus  nickt  in  Widerspruch, 
dass  das  rechte  Auge  des  N.  vor  dem  Unfall  vollkommen  gutes  Seh- 
vermögen besessen  hat,  wie  es  ja  auch  noch  bei  der  ersten  Unter- 
suchung in  der  Hi'schen  KHnik  gefunden  wurde.  Gerade  im  vor- 
liegenden Falle  konnte  die  Geschwulst  wegen  ihres  Sitzes  im  aller- 
vordersten  Teile  des  Auges  erst  zu  einer  Zeit  erheblichere  Sehstörung 
machen,  wo  sie  schon  zu  ausgedehnterer  Netzhautablösung  führte,  d.  Ii. 
erst  nach  längerem  Wachstum,  und  selbst  da  bestand  noch  Sehschärfe 
V2,  als  schon  eine  grosse  Netzhautablösung  vorhanden  war.  Da  das 
AVachstum  der  Aderhautsarkome  meistens  ein  sehr  langsames  ist  und 
sich  oft  über  viele  Jahre  hinzieht,  so  ist  es  mit  allergrösster  Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmen,  dass  der  Beginn  der  Sarkomentwickelung 
beträchtlich  früher  stattfand  als  der  Unfall. 

Auch  die  Zeit  zwischen  dem  Auftreten  der  Netzhautablösung 
und  dem  Eintritt  entzündlicher  Erscheinungen,  welche  zur  Enukleation 
lührten,  ist,  nach  den  vorliegenden  Erfahrungen,  bei  N.  durchaus  keine 
auffallend  lange,  so  dass  auch  hierin  kein  Grund  gefunden  werden 
kann,  eine  Entstehung  des  Tumors  nach  Eintritt  des  Unfalls  anzu- 


—    60  — 


ehme.)     Nur  der  Vollständigkeit  halber  sei  es  noch  erwähnt  d.ss 
he  Mog hchke.t  dass  nn  Anfang  nur  eine  Netzhautablösunrvo  hant 
war  uiKl  dass  diese  später  die  Aderhautgeschwulst  hervLief  Sn" 
ausser  Betracht  zu  bleiben  hat,  weil  eine  Netzhautablösung  SrhS 
mcht  un  S  ande  ist,  eine  Aderhautgeschwulst  zu  erzeugen  "'''^^"^^ 
Dieselben  Giiinde,  welche  oben  gegen  die  Annahme  angeführt 
wurden,  dass  die  Netzhautablösung  durch  die  Erschütterung  des  Kes 
bewirkt  worden  se.,  gelten  in  noch  höherem  Masse,  wenn  der  Vezsuch 
gemacht  werden  sollte  die  Entstehmig  des  Aderhautsarkoms  auf  diese 
Verletzung  zurückzuführen.     Wenn  auch  die  Annahme,   dass  Ver- 
letzungen bei  der  Entstehung  dieser  Geschwülste  eine  gewisse  Eolle 
spieleii  dm-ch  emige  Beobachtungen  gestützt  wird,  so  ist  doch  die  Zahl 
1  i'^rf;  "l^^        solcher  Zusammenhang  mit  einer  gewissen  Wahr- 
scheinlichkeit angenommen  werden  kann,  sehr  gering,  mid  wenn  über- 
haupt, so  kann  hier  nur  solchen  Verletzmigen,  welche  das  Auge  direkt 
tretien  und  eine   auch    objektiv   nachweisbare  Schädigung  desselben 
üerbeilühren,  ein  Einfluss  zugeschrieben  werden. 

Es  bleibt  nun  noch  übrig,  dem  Wunsche  des  ßeichsversicherungs- 
Amts  entsprechend,  die  Pi-age  von  dem  Gesichtspunkt  aus  zu  be- 
leuchten, dass  die  Verletzung  das  Auge  direkt  getroffen  haben  könnte. 
Da  aber  diese  Annahme  sich  weder  auf  die  Angabe  des  Klägers  oder 
der  Zeugen,  noch  auf  den  Zustand  des  Auges  kurz  nach  der  Ver- 
letzung stützen  kann,  sondern  lediglich  auf  die  subjektive  Ansicht  des 
Professors  Dr.  F.  in  dem  letzten  von  ihm  abgegebenen  Gutachten,  so 
lässt  sich  eine  Kritik  dieses  Gutachtens  nicht  mngehen.  Es  ist  dies 
um  so  mehr  notwendig,  weil  er  sich  dabei  auf  völlig  missverstaiidene 
Aeusserungen  von  mir  in  einer  Arbeit  beruft,  in  welcher  ich  die  Frage 
der  traumatischen  Entstehung  der  Aderhautsarkome  besprochen  habe. 

Herr  Professor  Dr.  F.  geht  von  der  auch  von  mir  vertretenen 
Ansicht  aus,  dass  zwischen  einer  Verletzung  und  einem  Aderhautsarkom 
nur  dann  eine  ursächliche  Beziehung  angenommen  werden  könne,  wenn 
die  Verletzung  das  Auge  direkt  getroften  hat.    Er  nimmt  nun  einfach 
dasjenige,  was  erst  zu  beweisen  ist,  nämlich  den  ursächlichen  Zusammen- 
hang zwischen  Aderhautgeschwulst  und  Verletzung,  im  vorliegenden 
Falle  als  feststehend  an  und  kommt  dadurch  zu  der  merkwürdigen 
Schlussfolgerung,  dass  N.  selbst  mid  die  Zeugen  sich  geirrt  haben 
müssten,  und  dass  die  Verletzung  im  Gegensatz  zu  deren  Aussagen 
nicht  nur  den  Kopf,  sondern  auch  das  Auge  getroffen  habe.  Eine 
solche  Schlussfolgening  wäre  aber  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn  alle 
Aderhautsarkome  durch  Verletzung  entständen,  was  nicht  entfernt  zu- 
trifft und  auch  von  Professor  Dr.  F.  selbst  nicht  angenommen  wird. 
Da  er  sich  auf  meine  Arbeit  beruft,  so  sei  als  Ergebnis  derselben  hier 
nur  kurz  angeführt,  dass  die  Zahl  der  Fälle,  wo  ein  solcher  Zusammen- 
hang mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  nachgewiesen  wurde,  sich  als  noch 
kleiner  herausgestellt  hat,  als  man  bisher  annahm,  und  dass  die  Ver- 
letzung wohl  überhaupt  nicht  die  direkte  und  einzige  Ursache  ist, 
sondern  nur  als  Anlass  wirkt,  welcher  schon  vorher  vorhandene  Keime 
zum  Wachstum  bringt. 

Unter  diesen  Umständen  muss  meiner  Meinung  nach  die  zweite 
der  von  dem  Reichsversichei'ungs-Amt  aufgestellten  Möglichkeiten,  dass 
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„ä„,Ueh  eine  Vriot™„g  dos  Augapfels  selbst  als 
weide   aus  dem  Bereich  des  von  mir  zu  ei-statteiiden  Gutachtens  aus 
cM  Ion    Ich  kann  es  wenigstens  nicht  für  meine  f  -J  S"e^^^^^^^^ 
die  möglichen  Folgen  eines  Vorkommnisses  zu  beleuchten,  f"'  /lesse^ 
taLSches  Vorhandensein  im  gegebenen  Falle  mir  jeder  Anhaltspunkt 

"  '''"'cSLe  fa.se  ich  meine  Ansicht  über  den  vorliegenden 
Fall  nochmals  kurz  zusammen: 

1  Das  Auge  des  N.  ist  durch  ein  Aderhautsarkom  verloren  ge- 
■  gangen,  dessen  erstes  nachweisbares  Zeichen  die  mi  Februar 

1897  konstatierte  Netzhautablösung  war. 

2  Weder  das  Aderhautsarkom  noch  die  Netzhautablosung  suid 
durch  die  im  Anfang  des  Januar  1897  stattgehabte  Verletzung 
des  Kopfes  hervorgerufen  worden. 

3  Es  ist  mit  grösster  "Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  dass  das 
'  Aderhautsarkom  schon  vor  der  Verletzung  begonnen,  aber  bis 

dahin  sich  durch  keine  auffälhgen  Erscheinungen  bemerkbar 
gemacht  hatte. 

4.  Das  Auftreten  der  ersten  Erscheinungen  von  Sehstorung  kurz 
nach  der  Verletzung  beruht  auf  einem  zufälligen  Zusammen- 
treffen. 

Heidelberg,  den  8.  August  1899. 

Der  Direktor  der  Grossherzogl.  ITniversitäts- Augenklinik 
gez.  Professor  Dr.  Th.  Leber. 

Nachtrag. 

Der  gefälhgen  Aufforderung  vom  25.  10.  d.  Js.,  betreffend  die 
Unfallsache  N.,  entspreche  ich  nach  Kenntnisnahme  der  Schrift  des 
Herrn  Vertreters  des  Klägers  durch  Abgabe  des  folgenden  Ergänzungs- 
gutachtens. 

Auf  die  m\r  vorgelegte  Frage, 

»ob  durch  die  Erschütterung  des  Kopfes,  die  der  Kläger 
bei  dem  Unfall  erlitten,  der  Eintritt  der  Netzhautablösung 
an  dem  später  verloren  gegangenen  Auge  wesentlich  be- 
schleunigt worden  ist«, 

erwidere  ich  folgendes: 

Wie  aus  meinem  ausführlichen  Gutachten  hervoi'geht,  steht  es 
für  mich  vollkonnnen  fest,  dass  die  Netzhautablösung  und  damit  die 
Erblindung  durch  das  Aderhautsarkom  herbeigeführt  worden  ist.  Es 
kann  sich  also  nur  darum  handeln,  ob  die  Netzhautablösung,  welche 
unter  allen  Umständen  eintreten  musste,  früher  erfolgt  ist,  weil  eine 
Erschütterung  den  Kopf  traf;  mit  anderen  Worten,  ob  der  Kläger 
ohne  den  Unfall  wahrscheinlich  noch  Jahre  lang  in  ungestörtem  Ge- 
brauche seines  Auges  geblieben  wäre. 

Diese  Frage  muss  ich  unbedingt  nach  allen  vorliegenden  Er- 
fahrangen  verneinen. 

Die  Netzhautablösung  beim  Sarkom  entstellt  dadurch,  dass 
Flüssigkeit,  welche  von  dem  Tumor  abgesondert  wird,  die  Netzhaut 
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aut  bolche  Falle  nicht  aber  auf  Augen  mit  Sarkom  der  Aderhant 
bezieht  sich  der  Satz  meines  Gutachtens:  »Ich  will  nich  best  e  ?e  ' 
dass  an  einem  schon  vorher  erkrankten  und  zu  Netzhautablösm  .  1 

P   tJ.?!  ^^^f,.."'"^  Erschüttermig  des  Kopfes  die  sTstehu^g 

der  Netzhautablosung  zum  Ausbruch  bringen  kann  etc.«  ^ 
Dass  derselbe  in  diesem  Sinne  aufzufassen  ist,  geht  aus  dem 

weX'kümfe^f     '''''''  "'"'''^'^  ""''^  '^^^«"t 

Heidelberg,  den  2.  November  1899. 

Der  Direktor  der  Grossherzogl.  Universitäts-Augenklinik 
gez.  Dr.  Th.  Leber. 


Das  Obergutachten  ist  erfordert  worden,  weil  ein  Augenarzt, 
i^rotessor  Dr.  F.,  sich  bestimmt  für  den  ursächlichen  Zusammenhang 
zwischen  dem  Unfall  und  dem  Augenleiden  ausgesprochen  und  sich 
dabei  auf  eine  Abhandlung  des  Professors  Dr.  Leber  über  die  Be- 
deutung von  Verletzungen  des  Auges  für  die  Entstehung  von  Aderhaut- 
sarkomen berufen  hat.  Diese  Ansicht  ist  nach  der  Ueberzeugung  des 
Rekursgerichts  dm-ch  das  Obergutachten  nebst  Nachtrag  —  das  sich 
übrigens  in  Uebereinstimmung  mit  der  Beurteilung  dreier  anderer  in 
der  Sache  gehörter  Augenärzte  befindet  —  widerlegt.  Es  ist  deshalb 
der  weitere  Antrag,  ein  Obergutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation 
für  das  Medizinalwesen  in  Berlin  einzufordern,  abgelehnt  und  unter 
Aufhebung  des  Schiedsgerichtsurteils,  durch  welches  dem  Kläger  die 
Rente  für  völlige  Erwerbsunfähigkeit  gewährt  worden  war,  der  ab- 
lehnende Bescheid  der  Berufsgenossenschaft  wiederhergestellt  worden. 


A.  N.  1904,  S.  514. 

Obergutacliteu  über  die  Entsteliuug  einer  Netzliautablosuug 
an  einem  stark  kurzsichtigen  Auge  dureli  plötzliclie  Er- 
schütterung. 

Unter  Rückgabe  dreier  Aktciilieito  betreffend  den  Packer  Karl  A. 
teile  ich  hierdurcli  mit,  dass  die  Untersuchung  desselben  am  12.  JMiuy. 
d.  J.  stattgefunden  und  folgendes  ergeben  hat: 

A.  erzählt,  dass  er  von  jeher  stark  kurzsiclitig  gewesen  sei,  mit 
seiner  Brille  in  der  Ferne  leidlich,  in  der  Nähe  aber  sehr  schai'f  ge- 
sehen habe. 


Er  wiederholt,  was  in  den  Akten  verzeichnet  steht,  dass  er  am 
21  Juli  1902  ein  7  Zentner  schweres  Fass  gerollt  habe,  dass  er  sich 
dabei  plötzhch  ungemein  habe  anstrengen  müssen,  und  dass  er  hmterher 
ein  unbestimmtes  Etwas  in  seinem  buken  Auge  verspürt  habe.  Am 
5.  August  sei  er  in  die  Behandlung  des  Herrn  Dr  K.  getreten,  welcher 
Netzhautablösung  mit  starker  Verminderung  der  Sehschärle  festgestellt 
habe.  Die  verschiedentlich  vorgenommenen  Behandlungen  hatten  kernen 
Erfolg  gehabt,  das  Auge  sei  völlig  erblindet. 

Gegenwärtiger  Befund. 

Linkes  Auge  äusserhch  reizlos,  ein  Stück  der  Regenbogenhaut 
in  ihrem  oberen  Bezirke  fehlt  (künstliche  Pupillenbildung),  es  besteht 
grauer  Star  und  dahinter,  wie  ich  aus  den  früheren  Gutachten  schliessen 
darf,  Netzhautablösung;  ein  Einblick  in  das  Innere  des  Auges  ist  nicht 
möglich. 

Am  rechten  Auge  ist  äusserlich  nichts  Besonderes  zu  bemerken; 
der  Augenspiegel  zeigt  Glaskörpertrübungen  und  Veränderungen  der 
Aderhaut,  wie  sie  in  der  Kegel  bei  hoher  Kurzsichtigkeit  getimden  werden. 

Sehschärfe:  Links  —  0.  Rechts  miter  Benutzung  eines  starken 
Konkavglases  (etwa  14  Dioptrieen)  =  i/a  clei'  normalen.  Kleinster 
Zeitungsdruck  wird  tiiessend  gelesen,  das  Gesichtsfeld  ist  von  normalen 
Aussengrenzen. 

Gutacliten. 

Es  ist  zu  entscheiden,  ob  die  Erblindung  des  hnken  Auges  auf 
die  vom  Patienten  angegebene  Erschütterung  am  21.  Juli  1902  zurück- 
zuführen ist.    Hierzu  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Es  besteht  kein  Zweifel,  dass  A.  seit  seiner  Jugend  auf  beiden 
Augen  an  starker  Kurzsichtigkeit  leidet.  Solche  Augen  werden  von 
uns  als  mehr  oder  minder  krank  betrachtet  und  neigen  erfahrungsgemäss 
sehr  stark  zu  Entzündungen  der  inneren  Häute  (Ader-  und  Netzhaut), 
sowie  zu  Zerreissun'g  und  Ablösung  der  letzteren.  Besonders  eine  Ab- 
lösung der  Netzhaut  kommt  dann  häufig  bei  körperlichen  Anstrengmigen 
der  verschiedensten  Art  vor.  Es  ist  daher  nicht  von  der  Hand  zu 
weisen,  dass  die  plötzliche  Erschütterung,  die  A.  beim  Zurückrollen  des 
7  Zentner  schweren  Fasses  erlitt,  vöüig  genügend  war,  um  die  schon 
erkrankte  Netzhaut  zum  Reissen  und  zur  Ablösung  zu  bringen.  Die 
von  A.  angegebenen  Erscheinungen  des  Funkensehens  und  Flimraerns 
sind  auch  ziemlich  charakteristisch  für  eine  solche  Affektion. 

Es  ist  nun  nicht  nötig,  dass  die  Netzhaut  sich  damals  sofort 
in  dem  grossen,  später  festgestellten  Umfang  abgelöst  hat,  vielmehr 
nimmt  häufig  diese  bei  hoher  Kurzsichtigkeit  auftretende  Ablösung  im 
Laufe  von  Tagen  und  Wochen  noch  zu,  und  der  Patient  bemerkt 
daher  erst  allmählich,  zumal  bei  unversehrtem  zweiten  Auge,  die 
steigende  Abnahme  der  Sehkraft.  So  würde  es  sich  erklären,  dass 
A.  erst  am  5.  August  die  Hilfe  des  Dr.  K.  in  Anspruch  genommen  hat. 

Ferner  treten  auch  oft  noch  andere  Komplikationen  ein,  wie 
z.  B.  grauer  Star,  wie  es  ja  auch  hier  der  Fall  ist. 

Da  das  linke  Auge  nun  als  unrettbar  verloren  zu  bezeichnen  ist,  " 
so  hat  A.  zunächst  eine  Einbusse  an  seiner  Erwerbsfilbigkeit  um 
mindestens  33  Prozent  erlitten.    Es  besteht  jedoch  auf  dem  rechten 
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i^^Tftl U  ;  Kurzsichtigkeit,  Glasköi-per-  und  Ader- 

hautaftektion  auch  nur  euie  Sehschärfe  von       der  normale,r  u.ul  1 
A  mfolgedessen  und  bei  der  Gefahr,  in  welcher  die  rä  "ige  Au^e 
tandig  schwebt,  se.nem  bisherigen  Berufe  nicht  mehr  nächkontS 
kann,  so  halte  .ch  eme  Unfallrente  von  50  Prozent  für  ^^eZ^en. 
Berlin,  den  19.  März  1904. 

gez.  Professor  Dr.  Silex, 
Augenarzt. 

,  .  ,  ^^"schluss  an  das  vorstehende  Obergutachten  und  die  m 
gleichem  hmne  lautende  Äusserung  des  behandelnden  Ai-ztes  Dr  K 
hat  das  Rekursgericht  den  Vorgang  vom  21.  Juh  1902  als  eine 
wesentliche  mitwirkende  Ursache  der  bei  dem  Kläger  bestehenden 
fechadigung  des  linken  Auges  angesehen  und  diese  somit  als  Folge 
eines  Betriebsunfalles  anerkennt.  Es  hat  deshalb  den  Rekurs  der 
Berufs- Genossenschaft  gegen  das  Schiedsgerichtsurteil,  durch  welches 
diese  zm-  Gewährung  einer  Teilrente  von  50  Prozent  an  den  Kläger 
verurteilt  worden  war,  zmiickgewiesen. 


